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2251 
Bekanntmachung 

der Neufassung des Rundfunkgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LRG NW) 

Vom 25. April 1998 

Aufgrund Artikel 3 des Neunten Gesetzes zur Ände­
rung des Gesetzes über den "Westdeutschen Rundfunk 
Köln" und des Rundfunkgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen (9. Rundfunkänderungsgesetz) vom 
10. Februar 1998 (GV. NW. S. 148) wird nachstehend der 
Wortlaut des Rundfunkgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. August 1995 (GV. NW. S. 994), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. Januar 1996 (GV. NW. S. 75), unter 
Berücksichtigung der Änderungen durch Artike12 des 
~etzes zum Zweiten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
und zur Änderung des Rundfunkgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. November 1995 (GV. NW. 
S. 1196). Artikel! des 8. Rundfunkänderungsgesetzes vom 
30. Januar 1996 (GV. NW. S. 75) und Artikel2 des 
9. Rundfunkänderungsgesetzes neu bekanntgemacht. 

Düsseldorf, den 25. April 1998 

Der Ministerpräsident 

Johannes Ra u 

Rundfunkgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LRG NW) 

in der Fassung der Bekanntmachnng 

Vom 25. April 1998 
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Rundfunkprogrammen oder Rundfunkdiensten 
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1. Abschnitt: 
Allgemeine Vorschriften 

§ I 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für 

1. die Veranstaltung und Verbreitung von Rundfunkpro­
grammen, 

2. Sendungen bei örtlichen Veranstaltungen, in Einrich­
tungen, in Wohnanlagen und in Hochschulen, 

3. die Weiterverbreitung von Rundfunkprogrammen in 
Kabelanlagen 

in Nordrhein-Westfalen. 

(2) Auf den Westdeutschen Rundfunk Köln findet 
dieses Gesetz keine Anwendung, soweit nicht ausdrück­
lich etwas anderes geregelt ist. 

(3) Der ZDF -Staatsvertrag (Artikel 3 des Staatsver­
trags über den Rundfunk im vereinten Deutschland vom 
31. August 1991- GV. NW. S. 408 -, zuletzt geändert durch 
den Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
26. November 1996 - GV. NW. S. 484 -) bleibt unberührt. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Rundfunk ist die für die Allgemeinheit bestimmte 
Veranstaltung und Verbreitung von Darbietungen aller 
Art in Wort, in Ton und in Bild unter Benutzung 
elektromagnetischer Schwingungen ohne Verbindungs­
leitung oder längs oder mittels eines Leiters. Der Begriff 
schließt Darbietungen ein, die verschlüsselt verbreitet 
werden oder gegen besonderes Entgelt empfangbar sind. 

(2) Lokale Programme sind Rundfunkprogramme, die 
in einem örtlich begrenzten Verbreitungsgebiet (§ 31) 
hergestellt, redaktionell gestaltet oder selbständig redak­
tionell zusammengestellt werden und für dieses Verbrei­
tungsgebiet oder einen Teil davon bestimmt sind. 

(3) Vollprogramme sind Rundfunkprogramme mit viel­
fältigen Inhalten, in welchen Information, Bildung, Bera­
tung und Unterhaltung einen wesentlichen Teil des 
Gesamtprogramms bilden. Sie sollen eine Programm­
dauer von täglich mindestens fünf Stunden haben. 

(4) Spartenprogramme sind Rundfunkprogramme mit 
im wesentlichen gleichartigen Inhalten. 

(5) Fensterprogramme sind zeitlich begrenzte Rund­
funkprogramme, die im Rahmen eines landesweiten Pro­
gramms für ein örtliches Verbreitungsgebiet (§ 31) oder 
im Rahmen eines lokalen Programms für einen Teil des 
örtlichen Verbreitungsgebiets verbreitet werden. 

(6) Sendung ist ein inhaltlich zusammenhängender, in 
sich abgeschlossener, zeitlich begrenzter Teil eines Rund­
funkprogramms. Sendung ist auch die einzelne Folge 
einer Serie, wenn die Serie aus in sich geschlossenen, aber 
inhaltlich zusammenhängenden Folgen besteht. 

(7) Programmschema ist die nach WOChentagen geglie­
derte übersicht für die Verteilung der täglichen Sende­
zeit auf die Bereiche Informa tion, Bildung, Beratung und 
Unterhaltung. 

(8) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Programmarten: Fernsehen, Hörfunk, 

2. Programmkategorien: Vollprogramme, Spartenpro­
gramme und lokale Programme, 

3. Verbreitungsgebiete: für landesweite Programme das 
Land Nordrhein-Westfalen, für lokale Programme das 
in § 31 bezeichnete Gebiet, 

4. Verbreitungsarten: die drahtlose Verbreitung durch 
erdgebundene Sender, die drahtlose Verbreitung durch 
Satellit und die leitungsgebundene Verbreitung durch 
Kabelanlagen, 

5. Obertragungskapazitäten: Frequenzen und Kanäle. 

(9) Veranstalter ist, wer nach Zulassung durch die 
Landesanstalt für Rundfunk Nordrhein-Westfalen (LfR) 
ein Rundfunkprogramm veransta1tet und verbreitet. 

(10) Soweit dieses Gesetz an die Höhe von Kapitalantei­
len bestimmte Rechtsfolgen knüpft, sind bei der Berech­
nung auch Sacheinlagen und Dienstleistungen einzube­
ziehen. 

§ 3 
Zuordnung 

von Übertragungskapazitäten 

(1) Die Zuordnung der dem Land Nordrhein-Westfalen 
zur Verfügung stehenden Übertragungskapazitäten zur 
programmlichen Nutzung durch private und öffentlich­
rechtliche Rundfunkveranstalter wird nach Maßgabe der 
folgenden Absätze geregelt. Dies gilt nicht für die in § 3 
Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 bis 3 WDR-Gesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. März 1993 (GY NW. S. 158) 
genannten übertragungskapazitäten; Absatz 7 bleibt 
unberührt. 

(2) Stehen dem Land Nordrhein-Westfalen übertra­
gungskapazitäten für Rundfunkzwecke zur Verfügung, 
gibt die Landesregierung dies den für das Land Nord­
rhein-Westfalen zuständigen öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkveranstaltem und der LfR bekannt. Die Lan­
desregierung wirkt darauf hin, daß sich die zuständigen 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter und die LfR 
über eine sachgerechte Zuordnung der zur Verft,igung 
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stehenden Übertragungskapazitäten verständigen. Wird 
eine Verständigung erreicht, ordnet die Landesregierung 
die Übertragungskapazitäten zu und unterrichtet den 
Hauptausschuß des Landtags über das Ergebnis der 
Verständigung. 

(3) Kommt eine Verständigung nach Absatz 2 innerhalb 
von drei Monaten nach der Bekanntgabe gemäß Absatz 2 
Satz 1 nicht zustande, entscheidet die Landesregierung 
unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der Beteilig­
ten und nach Anhörung des Hauptausschusses des Land­
tags über die Zuordnung nach Maßgabe der Absätze 4 
und 5. Die Landesregierung unterrichtet den Hauptaus­
schuß des Landtags über das Ergebnis ihrer Entschei­
dung. 

(4) Übertragungskapazitäten, die zur Sicherstellung 
der Grundversorgung mit öffentlich-rechtlichem Rund­
funk erforderlich sind, werden dem öffentlich-rechtli­
chen Rundfunk zugeordnet. Übertragungskapazitäten, 
die zur Sicherstellung einer möglichst flächendeckenden 
Versorgung mit lokalem Rundfunk erforderlich sind, 
werden der LfR zugeordnet. Die Sicherstellung der 
Grundversorgung nach Satz 1 hat Vorrang. 

(5) Im übrigen sind die Übertragungskapazitäten so 
zuzuordnen, daß eine möglichst gleichgewichtige Ent­
wicklung des öffentlich-rechtlichen und des privaten 
Rundfunks gesichert wird. Dabei sind folgende Gesichts­
punkte einzubeziehen: 

1. Sicherung der funktionsgerechten Erfüllung des ge­
setzlichen Auftrags des öffentlich-rechtlichen Rund­
funks, 

2. Sicherung einer möglichst umfassenden Versorgung 
der Bevölkerung mit einem vielfältigen Programm­
angebot im privaten Rundfunk, 

3. Berücksichtigung landesweiter, regionaler oder loka­
ler Belange im Rundfunk, 

4. Schließung von Versorgungslücken zur Rundfunkrest­
versorgung, 

5. Sicherung der Fortentwicklung des Rundfunks durch 
neue Rundfunktechniken. 

(6) Öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter oder 
die Lffi haben der Landesregierung anzuzeigen, wenn 
übertragungskapazitäten nach der Zuordnung minde­
stens 12 Monate nicht genutzt worden sind. Die Lffi kann 
entsprechende Mitteilungen von den nach diesem Gesetz 
zugelassenen Veranstaltern verlangen. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist kann die Landesregierung die 
Zuordnung aufheben. Dasselbe gilt für Übertragungska­
pazitäten nach § 3 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 und 2 WDR-Gesetz, 
die der WDR länger als 12 Monate nicht nutzt. Für 
die Zuordnung der Übertragungskapazitäten gelten Ab­
sätze 2 bis 5. 

(7) Zur Verbesserung der Versorgung mit Rundfunk­
programmen können zur programmlichen Nutzung durch 
öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter zugeordnete 
Übertragungskapazitäten mit deren Zustimmung oder 
zur programmlichen Nutzung durch private Rundfunk­
veranstalter zugeordnete Übertragungskapazitäten mit 
Zustimmung der LfR anderweitig zugeordnet werden. 

(8) Zur Verbreitung von Hörfunk- und Fernsehpro­
grammen können auch dem Land Nordrhein-Westfalen 
zugeordnete Kanäle auf Satelliten und Kanäle in Kabel­
anlagen auf Anforderung der für das Land Nordrhein­
Westfalen zuständigen öffentlich-rechtlichen Rundfunk­
veranstalter oder der LfR diesen zugeordnet werden. 
Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend. 

(9) übertragungskapazitäten können aus Gründen der 
frequenztechnischen Versorgung befristet zugeordnet 
werden. 

(10) Die Landesregierung wird ermächtigt, zur besseren 
NutzuJ?,ß bestehender und zur Schaffung zusätzlich nutz­
barer Ubertragungskapaziäten Vereinbarungen mit Re­
gierungen anderer Länder über Frequenzverlagerungen 
und über die Einräumung von Standortnutzungen zu 
schließen. Vor Abschluß der Vereinbarung ist die Zustim­
mung des betroffenen öffentlich-rechtlichen Rundfunk­
veral1stalters und der LfR einzuholen. 

§ 3a 
Rechte auf unentgeltliche 

Kurzberichterstattung im Fernsehen 

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurzberichterstattung 
im Fernsehen über Veranstaltungen und Ereignisse, die 
öffentlich zugänglich und von allgemeinem Informa­
tionsinteresse sind, steht jedem in Europa zugelassenen 
Fernsehveranstalter zu eigenen Sendezwecken zu. Dieses 
Recht schließt die Befugnis zum Zugang, zur kurzzeitigen 
Direktübertragung, zur Aufzeichnung, zu deren Auswer­
tung zu einem einzigen Beitrag und zur Weitergabe unter 
den Voraussetzungen des nachfolgenden Satz 3 und der 
Absätze 2 bis 6 ein. Anderweitige gesetzliche Bestimmun­
gen, insbesondere solche des Urheberrechts und des 
Persönlichkeitsschutzes bleiben unberührt. Auf die Kir­
chen und auf andere Religionsgemeinschaften sowie 
deren Einrichtungen mit entsprechender AufgabensteI­
lung finden Satz 1 und 2 keine Anwendung. 

(2) Die unentgeltliche Kurzberichterstattung ist auf 
eine dem Anlaß entsprechende nachrichtenmäßige Kurz­
berichterstattung beschränkt. Die zulässige Dauer be­
mißt sich nach der Länge der Zeit, die notwendig ist, um 
den nachrichtenmäßigen Infonnationsgehalt der Veran­
staltung oder des Ereignisses zu vermitteln. Bei kurzfri­
stig und regelmäßig "iederkehrenden Veranstaltungen 
vergleichbarer Art beträgt die Obergrenze der Dauer in 
der Regel eineinhalb Minuten. Werden Kurzberichte über 
Veranstaltungen gleicher Art zusammengefaßt, muß auch 
in dieser Zusammenfassung der nachrichtenmäßige Cha­
rakter gewahrt bleiben. 

(3) Das Recht auf Kurzberichterstattung muß so ausge­
übt werden, daß vermeidbare Störungen der Veranstal­
tung oder des Ereignisses unterbleiben. Der Veranstalter 
kann die übertragung oder die Aufzeichnung einschrän­
ken oder ausschließen, wenn anzunehmen ist, daß sonst 
die Durchführung der Veranstaltung in Frage gestellt 
oder das sittliche Empfinden der an der Veranstaltung 
teilnehmenden Person gröblich verletzt würde. Das Recht 
auf Kurzberichterstattung ist ausgeschlossen, wenn 
Gründe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung entge­
genstehen und diese das öffentliche Interesse an der 
Information überwiegen. Unberührt bleibt im übrigen 
das Recht des Veranstalters, die Übertragung oder die 
Aufzeichnung der Veranstaltung insgesamt auszuschlie­
ßen. 

(4) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstat­
tung kann der Veranstalter das allgemein vorgesehene 
Eintrittsgeld verlangen; im übrigen ist ihm Ersatz seiner 
notwendigen Aufwendungen zu leisten, die durch die 
Ausübung des Rechts entstehen. Die Ausübung des 
Rechts auf Kurzberichterstattung setzt eine Anmeldung 
des Fernsehveranstalters bis spätestens zehn Tage vor 
Beginn der Veranstaltung beim Veranstalter voraus . 
Dieser hat spätestens fünf Tage vor dem Beginn der 
Veranstaltung den anmeldenden Fernsehveranstaltern 
mitzuteilen, ob genügend räumliche und technische Mög­
lichkeiten für eine übertragung oder Aufzeichnung be­
stehen. Bei kurzfristigen Veranstaltungen und bei Ereig­
nissen haben die Anmeldungen zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt zu erfolgen. 

(5) Reichen die räumlichen und technischen Gegeben­
heiten für eine Berücksichtigung aller Anmeldungen 
nicht aus, so haben zunächst die Fernsehveranstalter 
Vorrang, die vertragliche Vereinbarungen mit dem Ver­
anstalter oder dem Träger des Ereignisses geschlossen 
haben. Darüber hinaus steht dem Veranstalter oder dem 
Träger des Ereignisses ein Auswahlrecht zu. Dabei sind 
zunächst solche Fernsehveranstalter zu berücksichtigen, 
die eine umfassende Versorgung des Landes sicherstellen, 
in dem die Veranstaltung oder das Ereignis stattfindet. 
Fernsehveranstalter, die die unentgeltliche Kurzbericht­
erstattungwahrnehmen, sind verpflichtet, das Signal und 
die Aufzeichnung unmittelbar denjenigen Fernsehveran­
staltern gegen Ersatz der angemessenen Auiwendungen 
zur Verfügung zu stellen, die nicht zugelassen werden 
konnten. Trifft der Veranstalter oder der Träger eines 
Ereignisses eine vertragliche Vereinbarung mit einem 
Fernsehveranstalter über eine Berichterstattung, hat er 
dafür Sorge zu tragen, daß mindestens ein anderer 
Femsehveranstalter eine Kurzberichterstattung wahr­
nehmen kann. 
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(6) Die für die Kurzberichterstattung nicht verwerteten 
Teile sind spätestens drei Monate nach Beendigung der 
Veranstaltung oder des Ereignisses zu vernichten; die 
Vernichtung ist dem betreffenden Veranstalter oder 
Träger des Ereignisses schriftlich mitzuteilen. Die Frist 
wird durch die Ausübung berechtigter Interessen dritter 
unterbrochen. 

2. Abschnitt: 
Zulassung 

von bundesweiten Rundfunkprogrammen 

§ 3b 
Bundesweiter Rundfunk 

(1) Für bundesweit verbreitetes Fernsehen gelten die 
Vorschriften des Rundfunkstaatsvertrags (Artikel 1 des 
Staatsvertrags über den Rundfunk im vereinten Deutsch­
land vom 31. August 1991 - GV. NW. S. 408 -, zuletzt 
geändert durch den Mediendienste-Staatsvertrag vom 
20. Januar/12. Februar 1997 - GV. NW. S. 158 -) und aus 
diesem Gesetz §§ 4, 5 Abs. 1 und 2, §§ 7, 8, 10, 13, 15,16 bis 
18, 20, 21 Abs. 2 und 3 und § 67 Abs. 1 Nr. 13 bis 17, 20, 22, 
27 und 28 entsprechend. 

(2) Die Zulassung für die drahtlose Verbreitung eines 
bundesweit verbreiteten Fernsehprogramms durch erd­
gebundene Sender soll nur erteilt werden, wenn ein 
landesweites Fensterprogramm in das Fernsehprogramm 
aufgenommen wird. Mit der Organisation des Fenster­
programms ist zugleich dessen Finanzierung durch den 
Veranstalter sicherzustellen. 

(3) Für bundesweit verbreiteten Hörfunk gelten die 
Vorschriften des Rundfunkstaatsvertrags und aus diesem 
Gesetz §§ 4 bis 11, 13, 15, 16 bis 18, 20 und 21 Abs. 2 und 3 
entsprechend. 

3. Abschnitt: 
Zulassung 

von landesweiten Rundfunkprogrammen 

§ 4 
Zulassung, Antragsverfahren 

(1) Wer Rundfunk veranstalten und verbreiten will, 
bedarf einer Zulassung; sie wird von der LfR auf 
schriftlichen Antrag erteilt. 

(2) Der Antrag kann erst gestellt werden, wenn die Lffi 
festgestellt hat, daß die Übertragungskapazitäten für die 
jeweilige Programmart und das Verbreitungsgebiet zur 
Verfügung stehen oder voraussichtlich innerhalb der 
nächsten 18 Monate zur Verfügung stehen werden. Die 
Feststellung wird in der Regel halbjährlich getroffen und 
im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
bekanntgemacht. 

(3) Die Antragsfrist beträgt mindestens zwei Monate; in 
der Bekanntmachung werden Beginn und Ende der Frist 
mitgeteilt. Die Frist kann nicht verlängert werden. Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 

(4) Absätze 2 und 3 finden auf die Zulassung für 
Satelli tenkanäle keine Anwendung. 

(5) Wenn und soweit Mediendienste dem Rundfunk 
zuzuordnen sind, bedürfen Anbieter solcher Dienste einer 
Zulassung. Stellt die LfR im Einvernehmen mit allen 
Landesmedienanstalten fest, daß diese Voraussetzung 
vorliegt, muß der Anbieter nach seiner Wahl innerhalb 
von sechs Monaten, nachdem die Feststellung ilun be­
kanntgegeben ist, einen Zulassungsantrag stellen oder 
den Mediendienst so anbieten, daß er nicht dem Rund­
funk zuzuordnen ist. Anbieter von Mediendiensten sind 
berechtigt, bei der LfR einen Antrag auf rundfunkrechtli­
che Unbedenklichkeit zu stellen. 

§ 5 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zugelassen werden dürfen natürliche Personen, 
juristische Personen und auf Dauer angelegte Personen­
vereinigungen. Ihnen darf eine Zulassung für die Verbrei­
tung eines Rundfunkprogramms nur erteilt werden, wenn 

sie ihren Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union haben. Sie müssen wirtschaftlich und organisato­
risch in der Lage sein, eine Rundfunkveranstaltung, die 
anerkannten journalistischen Grundsätzen genügt, an­
tragsgemäß durchzuführen. Die natürlichen Personen, 
die Mitglieder und die gesetzlichen oder satzungsmäßigen 
Vertreter von juristischen Personen und Personenvereini­
gungen 

1. müssen unbeschränkt geschäftsfähig sei~l dürfen die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter nicht 
durch Richterspruch verloren und das Grundrecht 
der freien Meinungsäußerung nicht nach Artikel 18 
Grundgesetz verwirkt haben, 

2. müssen gerichtlich unbeschränkt verfolgt werden kön­
nen, 

3. dürfen nicht aufgrund von Tatsachen Anlaß zu Beden­
ken gegen die zuverlässige Erfüllung ihrer Pflichten 
nach diesem Gesetz geben. 

(2) Nicht zugelassen werden dürfen 
1. juristische Personen des öffentlichen Rechts mit Aus­

nahme der Kirchen, anderer öffentlich-rechtlicher 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, der 
jüdischen Kultusgemeinden und der Hochschulen, 

2. Veranstalter, deren Mitglieder oder gesetzliche oder 
satzungsmäßige Vertreter zugleich gesetzliche Vertre­
ter der in Nummer 1 ausgeschlossenen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts oder Personen sind, 
die zu den in Nummer 1 ausgeschlossenen Personen 
des öffentlichen Rechts in einem Arbeits- oder Dienst­
verhältnis in leitender Stellung stehen, 

3. Veranstalter, deren Mitglieder oder gesetzliche oder 
satzungsmäßige Vertreter zugleich Mitglieder der 
Bundesregierung oder einer Landesregierung sind, 

4. politische Parteien und Wählergruppen, 

5. Veranstalter, deren Mitglieder oder gesetzliche oder 
satzungsmäßige Vertreter zugleich Mitglieder eines 
Organs eines öffentlich-rechtlichen Rundfunkveran­
stalters oder Personen sind, die in einem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis oder in einern arbeitnehmerähnlichen 
Verhältnis zu diesem stehen, 

6. Unternehmen und Vereinigungen, die von einer oder 
mehreren der in Nummer 1 ausgeschlossenen juristi­
schen Personen oder von politischen Parteien oder 
Wählergruppen abhängig (§ 17 Aktiengesetz) sind. 

(3) Der Antrag muß enthalten 

1. Angaben über die vorgesehene Programmart, die Pro­
grammkategorie, die Programmdauer, das Verbrei­
tungsgebiet und die Verbreitungsart, 

2. ein Programmschema, das erkennen läßt, wie die 
Antragstellerin oder der Antragsteller den Anforde­
rungen der jeweiligen Programmkategorie gerecht 
wird, 

3. eine Übersicht über die Kapital- und Stimmrechtsver­
hältnisse des Veranstalters sowie über mit ihm verbun­
dene Unternehmen (§ 15 Aktiengesetz). 

§ 6 
Zulassungsgrundsätze 

(1) Der Veranstalter landesweiter Programme hat 
durch geeignete Vorkehrungen - wie einen Programmbei­
rat mit wirksamem Einfluß auf das Rundfunkprogramm­
zu gewährleisten, daß eine vorherrschende Einwirkung 
auf die Meinungsbildung durch privaten Rundfunk aus­
geschlossen ist; solcher Vorkehrungen bedarf es nicht, 
wenn durch Vertrag oder Satzung ein vorherrschender 
Einfluß eines der Beteiligten mit mehr als 50 vom 
Hundert der Kapital- oder Stimmrechtsanteile ausge­
schlossen ist. Der Veranstalter muß mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit erwarten lassen, daß er in seinem 
Rundfunkprogramm die Anforderungen der jeweiligen 
Programmkategorie erfüllt. Interessenten aus dem kultu­
rellen Bereich ist eine angemessene Beteiligung zu er­
möglichen. 
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(2) Die Zulassung für ein gemeinsames Vollprogramm 
kann auch zwei Veranstaltern getrennt für einzelne 
Programmteile erteilt werden, wenn mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, daß die Programm­
teile zusammen die Anforderungen an ein Vollprogramm 
erfüllen. 

(3) Die Zulassung nach Absatz 2 setzt voraus, daß die 
Veranstalter ihre jeweiligen Programmteile im Pro­
grammschema nach Art, Umfang und Sendezeit vertrag­
lich festgelegt haben. Ein Einfluß auf die Programrnteile 
des jeweils anderen Veranstalters muß durch Vertrag 
wechselseitig ausgeschlossen sein. Die vertragliche Ver­
einbarung zwischen beiden Veranstaltern muß vorsehen, 
daß eine Kündigung während der Dauer der Zulassung 
nur wegen schwerwiegender Vertragsverletzung des an­
deren Veranstalters oder aus einem ähnlich wichtigen 
Grund mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende des 
Kalenderjahres zulässig ist. 

(4) An dem Veranstalter dürfen sich öffentlich-rechtli­
che Rundfunkveranstalter im Rahmen der für sie gelten­
den gesetzlichen Bestimmungen mit insgesamt bis zu 
einem Drittel der Kapital- und Stimmrechtsanteile betei­
ligen. 

(5) Die Zulassung für die drahtlose Verbreitung eines 
landesweiten Fernsehprogramms durch erdgebundene 
Sender darf nur erteilt werden, wenn gewährleistet ist, 
daß täglich zu einer von der LfR bestimmten Uhrzeit bis 
zu zwei Stunden lokale Fernsehfensterprogramme ver­
breitet werden können. 

(6) Die Zulassung für die Verbreitung eines Programms 
darf Hochschulen nur erteilt werden, wenn das Pro­
gramm mit den von den Hochschulen zu erfüllenden 
Aufgaben in funktionellem Zusammenhang steht. 

§ 7 
Vorrangige Zulassung 

(1) Erfüllen mehrere Antragstellende die Voraussetzun­
gen nach § § 5, 6 Abs. 1 bis 3 und 5 und sind keine 
ausreichenden übertragungskapazitäten für die Zulas­
sung sämtlicher Antragstellenden in derselben Pro­
grammart, demselben Verbreitungsgebiet und derselben 
Verbreitungsart vorhanden, so wirkt die LfR auf eine 
Einigung zwischen den Antragstellenden hin. 

(2) Kommt eine Einigung innerhalb der von der LfR 
gesetzten Frist nicht zustande, so wird vorrangig zugelas­
sen, wer die größere Meinungsvielfalt im Programm 
erwarten läßt. Bei der Bewertung sind das Programm­
schema und die Zusammensetzung (Verschiedenartigkeit 
der politischen, weltanschaulichen und gesellschaftli­
chen Kräfte und Gruppen, Höhe ihres Kapital- und 
Stimmrechtsanteils) und sonstige, der Sicherung der 
Meinungsvielfalt dienende organisatorische Regelungen 
zu berücksichtigen; dabei ist einzubeziehen, in welchem 
Umfang der Antragstellende seinen redaktionellen Be­
schäftigten im Rahmen der inneren Rundfunkfreiheit 
Einfluß auf die Programmgestaltung und die Programm­
verantwortung einräumt. 

§ 8 
Inhalt der Zulassung 

(1) Die Zulassung wird durch schriftlichen Bescheid 
der Lffi gemäß dem Antrag auf mindestens vier und 
höchstens zehn Jahre erteilt. Eine Verlängerung der 
Zulassung um fünf Jahre ist zulässigJ ... wenn nicht wichtige 
Gründe für eine Ausschreibung der ubertragungskapazi­
täten sprechen. Der Veranstalter kann den Antrag auf 
Verlängerung der Zulassung frühestens nach Ablauf von 
drei Vierteln des Zulassungszeitraums stellen. Die Zulas­
sung ist nicht übertragbar. 

(2) Die Zulassung wird erteilt für die Programmart, die 
Programmkategorie, die Programmdauer, das Pro­
grammschema, das Verbreitungsgebiet, die Verbreitungs­
art und die Übertragungskapazität. Die Zulassung kann 
auch für solche Satellitenübertragungskapazitäten erteilt 
werden, die der LfR nicht durch Entscheidung der 
Landesregierung nach § 3 zugeordnet wurden. Die Zulas­
sung nach Satz 2 umfaßt die Nutzung anderer Satelliten­
übertragungskapazitäten im Sinne des Satzes 2 oder 
solcher, die in einem Verfahren nach § 51 Rundfunk-

staatsvertrag zugeordnet worden sind. Im Falle des § 6 
Abs. 2 und 3 wird die Zulassung für ein mit einem 
bestimmten anderen Veranstalter gemeinsam veranstal­
tetes Vollprogramm und für ein gemeinsames Programm­
schema (§ 6 Abs. 3 Satz 1) erteilt. 

(3) Will der Veranstalter auf Dauer das Programm­
schema oder die festgelegte Program.mdauer ändern, so 
zeigt er dies der LfR mindestens einen Monat vorher an. 
Die LfR untersagt die Ändenmg, wenn dadurch die 
Meinungsvielfalt nicht mindestens in gleicher Weise wie 
bei dem Programmschema und der Programmdauer , für 
die die Zulassung erteilt worden ist, geWährleistet ist und 
bei Vollprogrammen nicht weiterhin wesentliche Anteile 
an Information, Bildung, Beratung und Unterhaltung 
bestehen. 

(4) Für eine Kündigung der vertraglichen Vereinbarun­
gen über ein gemeinsames Vollprogramm (§ 6 Abs. 2 und 
3) gelten folgende Bestimmungen: 

1. Will einer der beiden Veranstalter kündigen, so hat sie 
dies der LfR vorher anzuzeigen. Diese hat auf eine 
Fortdauer der Vereinbarungen im Rahmen der gesetz­
lichen und vertraglichen Bestimmungen hinzuwirken. 
Erfolgt eine Kündigung, bevor die LfR die Einigungs­
versuche (Satz 2) für gescheitert erklärt hat, so erlischt 
die Zulassung des kündigenden Veranstalters mit der 
Kündigung. Die Zulassung des anderen Veranstalters 
besteht ohne Verpflichtung zu einem Vollprogramm 
fort. Er kann sein Programmschema entsprechend 
anpassen. Die Anpassung ist der LfR spätestens einen 
Monat vor ihrem Vollzug anzuzeigen. Absatz 3 findet 
keine Anwendung. 

2. Kündigt ein Veranstalter unter Beachtung von Num­
mer 1 aus den in § 6 Abs. 3 Satz 3 genannten Gründen, 
so hat er diese Grunde gleichzeitig der L:fR mitzuteilen. 
Die LfR widerruft die Zulassung des anderen Veran­
stalters zu dem in § 6 Abs. 3 Satz 3 genannten 
Zeitpunkt, wenn ein in dieser Bestimmung genannter 
Kündigungsgrund vorliegt. Die Zulassung des kündi­
genden Veranstalters besteht ohne Verpflichtung zu 
einem Vollprogramm fort. Er kann sein Programm­
schema entsprechend anpassen. Die Anpassung ist der 
LfR spätestens einen Monat vor ihrem Vollzug anzu­
zeigen. Absatz 3 findet keine Anwendung. 

§ 9 
Mitwirkungspflicht 

(1) §§ 21, 22, 24 Rundfunkstaatsvertrag finden sinnge­
mäße Anwendung, soweit das für das Verfahren nach 
diesem Abschnitt erforderlich ist. 

(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, der LfR die in 
Artikel 6 Abs. 2 des Europäischen Übereinkommens über 
das grenzüberschreitende Fernsehen aufgeführten Infor­
mationen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. 

§ 10 
Verfahren bei Rechtsverstößen, 

Rücknahme und Widerruf 

(1) Stellt die LfR einen Rechtsverstoß fest, so weist sie 
den Veranstalter nach Anhörung an, den Rechtsverstoß 
sofort oder innerhalb einer angemessenen Frist zu behe­
ben oder künftig zu unterlassen. 

(2) Hat die UR bereits einen Rechtsverstoß nach Ab­
satz 1 beanstandet, so karm sie bei Fortdauer des 
RechtsverstoBes oder bei einem weiteren Rechtsverstoß 
nach dieser Beanstandung zusammen mit der Anweisung 
nach Absatz 1 anordnen, daß die Zulassung für einen 
bestimmten Zeitraum. der einen Monat nicht überschrei­
ten darf, ruht. Die Anordnung kann sich auch auf 
einzelne Teile des Rundfunkprogramms beziehen. Einzel­
heiten regelt die LfR unter Berücksichtigung der Schwere 
und Häufigkeit des Rechtsverstoßes durch Satzung. 

(3) Die LfR kann bestimmen, daß Beanstandungen nach 
Absatz 1 sowie rechtskräftige Entscheidungen in einem 
Ordnungswidrigkeitsverfahren nach § 67 von dem betrof­
fenen Veranstalter in seinem Rundfunkprogramm ver­
breitet werden. Inhalt und Zeitpunkt der Bekanntgabe 
der Beanstandungen nach Satz 1 hat die LfR nach 
pflichtgemäßem Ennessen festzulegen. 

• 

• 



• 

• 
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(4) Die Zulassung ist zurückzunehmen, wenn 

a) eine Voraussetzung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 bis 4 Nr. 1 
und 2, Abs. 2 und § 6 Abs. 4, bei lokalem Rundfunk 
nach § 25 Abs. 1 und § 29, nicht gegeben war oder 

b) der Veranstalter sie durch unrichtige oder unvollstän­
dige Angaben, durch Täuschung, Drohung oder son­
stige rechtswidrige Mittel erlangt hat. 

(5) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn 

a) nachträglich eine Voraussetzung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 
bis 4 Nr. 1 und 2, Abs. 2 und § 6 Abs. 4, bei lokalem 
Rundfunk nach § 25 Abs. 1 und § 29, entfällt, wenn 
trotz Versagung der Erlaubnis nach § 8 Abs. 3 Satz 2 
oder § 24 Abs. 2 Satz 2 das festgelegte Programm­
schema oder die festgelegte Programmdauer nicht 
eingehalten werden, 

b) die Rundfunkveranstaltung aus Gründen, die vom 
Veranstalter zu vertreten sind, nicht zum vorgesehe­
nen Zeitpunkt begonnen, innerhalb einer von der LfR 
bestimmten Frist nicht aufgenorrunen oder nicht fort­
gesetzt wird, 

c) der Veranstalter aus Gründen, die von ihm zu vertre­
ten sind, seiner Versorgungspflicht (§ 20) auch nach 
einer Fristsetzung durch die LfR nicht nachkommt 
oder 

d) der Veranstalter gegen seine Verpflichtung nach die­
sem Gesetz dreimal schwerwiegend verstoßen hat, die 
LfR den Verstoß jeweils durch Beschluß als schwer­
wiegend festgestellt und diesen dem Veranstalter 
zugestellt hat. 

(6) Ergeben sich gegen einen gesetzlichen oder sat­
zungsmäßigen Vertreter Bedenken nach § 5 Abs. 1 Satz 4 
Nr. 3, so kann die LfR anstelle von Maßnahmen nach 
Absatz 7 Buchstabe a) verlangen, daß der Vertreter vom 
Veranstalter abberufen wird. 

(7) Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn 

a) der Veranstalter einer Anordnung der LfR (Absatz 2) 
innerhalb der von ihr bestimmten Frist nicht gefolgt 
ist, 

b) das Rundfunkprogramm die festgelegte Dauer auch 
nach Hinweis und Fristsetzung durch die LfR nicht 
erreicht. 

(8) Der Veranstalter wird für einen Vermögensnachteil, 
den er infolge von berechtigten Maßnahmen nach Absät­
zen 1 bis 7 erleidet, nicht entschädigt. 

(9) §§ 4B und 49 Verwaltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen finden keine Anwendung. 

4. Abschnitt: 
Anforderungen an die Veranstalter 

§11 
Programmauftrag 

Die Veranstalter verbreiten Rundfunk als Medium und 
Faktor des Prozesses freier Meinungsbildung und als 
Sache der Allgemeinheit; sie nehmen insofern eine öffent­
liche Aufgabe wahr. Die Rundfunkprogramme haben 
entsprechend der jeweiligen Programmkategorie zu einer 
umfassenden Information und freien individuellen und 
öffentlichen Meinungsbildung beizutragen, der Bildung, 
Beratung und Unterhaltung zu dienen und dem kulturel­
len Auftrag des Rundfunks zu entsprechen. In allen 
Vollprogrammen ist auch das öffentliche Geschehen in 
Nordrhein-Westfalen darzustellen. 

§ 12 
Programmgrundsätze 

(1) Für alle Rundfunkprogramme gilt die verfassungs­
mäßige Ordnung. Die Vorschriften der allgemeinen Ge­
setze und die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der 
persönlichen Ehre sind einzuhalten. Unterschwellige 
Techniken dürfen nicht eingesetzt werden. 

(2) Die Rundfunkprogramme haben die Würde des 
Menschen zu achten und sollen dazu beitragen, die 
Achtung vor Leben, Freiheit und körperlicher Unver­
sehrtheit, vor Glauben und Meinung anderer zu stärken. 

Die sittlichen, weltanschaulichen und religiösen über­
zeugungen der Bevölkerung sowie Ehe und Familie sind 
zu achten. Die Rundfunkprograrrune sollen die Zusam­
mengehörigkeit im vereinten Deutschland, die interna­
tionale Verständigung, ein diskriminierungsfreies Mi t­
einander und die tatsächliche Gleichstellung von Frauen 
und Männern fördern, zum Frieden und zur sozialen 
Gerechtigkeit mahnen, die demokratischen Freiheiten 
verteidigen und der Wahrheit verpflichtet sein. Kein 
Rundfunkprogramm darf einseitig nur einzelne Mei­
nungsrichtungen berücksichtigen oder einseitig einer 
Partei oder Gruppe, einer Interessengemeinschaft, einem 
Bekenntnis oder einer Weltanschauung dienen. 

(3) Jedes Vollprogramm muß in Erfüllung des Pro­
grammauftrags die Vielfalt der Meinungen in möglichster 
Breite und Vollständigkeit zum Ausdruck bringen. Die 
bedeutsamen politischen, weltanschaulichen und gesell­
schaftlichen Kräfte und Gruppen müssen in jedem Voll~ 
programm angemessen zu Wort kommen. Auffassungen 
von Minderheiten sind zu berücksichtigen. Jedes Vollpro­
gramm soll in der Berichterstattung angemessene Zeit für 
die Behandlung kontroverser Themen von allgemeiner 
Bedeutung vorsehen. 

(4) Berichterstattung und Informationssendungen ha­
ben den anerkannten journalistischen Grundsätzen zu 
entsprechen. Sie müssen unabhängig un.d sachlich sein. 
Nachrichten sind vor ihrer Verbreitung mit der nach den 
Umständen gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit und Her­
kunft zu prüfen. Kommentare sind von der Berichterstat­
tung deutlich zu trennen und unter Nennung der Verfas­
serin oder des Verfassers als solche zu kennzeichnen. 

(5) Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die 
vom Rundfunkveranstalter durchgeführt werden, ist aus­
drücklich anzugeben, ob sie repräsentativ sind. 

(6) Zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachigen 
und europäischen Raum und zur Förderung von europäi­
schen Film- und Fernsehproduktionen sollen die Fern­
sehveranstalter den Hauptteil ihrer insgesamt für Spiel­
filme, Fernsehspiele, Serien, Dokumentarsendungen und 
vergleichbare Produktionen vorgesehenen Sendezeit eu­
ropäischen Werken entsprechend dem europäischen 
Recht vorbehalten. 

(7) Fernsehvollprogramme sollen einen wesentlichen 
Anteil an Eigenproduktionen sowie Auftrags- und Ge­
meinschaftsproduktionen aus dem deutschsprachigen 
und europäischen Raum enthalten. Das gleiche gilt für 
Fernsehspartenprogramme, soweit dies nach ihren in­
haltlichen Schwerpunkten möglich ist. 

§ 13 
Redaktionelle Beschäftigte 

Aufgabe der redaktionellen Beschäftigten ist es, im 
Rahmen ihrer vertraglichen Rechte und Pflichten an der 
Erfüllung der Aufgaben nach §§ 11 und 12 mitzuwirken. 
Alle redaktionellen Beschäftigten erfüllen die ihnen 
übertragenen Programmaufgaben im Rahmen der Ge­
samtverantwortung des Veranstalters jeweils in eigener 
journalistischer Verantwortung; Weisungsrechte der Vor­
gesetzten und vertragliche Vereinbarungen bleiben unbe­
rührt. 

§ 14 
Schutz der Menschenwürde 

und Jugendschutz 

(1) Sendungen sind unzulässig, wenn sie 

a) zum Haß gegen Teile der Bevölkerung oder gegen eine 
nationale, rassische, religiöse oder durch ihr Volkstum 
bestirrunte Gruppe aufstacheln, zu Gewalt- oder Will­
kürmaßnahmen gegen sie auffordern oder die Men­
schenwürde anderer dadurch angreifen, daß Teile der 
Bevölkenmg oder eine vorbezeichnete Gruppe be­
schimpft, böswillig verächtlich gemacht oder ver­
leumdet werden (§ 130 StGB), 

b) grausame oder sonst unmenschliche Gewalttätigkei­
ten gegen Menschen in einer Art schildern, die eine 
Verherrlichung oder Verharmlosung solcher Gewalt­
tätigkeiten ausdrückt oder die das Grausame oder 
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Unmenschliche des Vorgangs in einer die Menschen­
würde verletzenden Weise darstellt (§ 131 StGB), 

c) den Krieg verherrlichen, 

d) pornographisch sind (§ 184 StGB). 

e) offensichlieh geeignet sind, Kinder oder Jugendliche 
sittlich schwer zu gefährden, 

f) Menschen, die sterben oder schweren körperlichen 
oder seelischen Leiden ausgesetzt sind oder waren, in 
einer die Menschenwürde verletzenden Weise darstel­
len und ein tatsächliches Geschehen wiedergeben, 
ohne daß ein übelWiegendes berechtigtes Interesse 
gerade an dieser Form der Berichterstattung vorliegt; 
eine Einwilligung ist unbeachtlich. 

(2) Sendungen, die geeignet sind, das körperliche, 
geistige oder seelische Wohl von Kindern oder Jugendli­
chen zu beeinträchtigen, dürfen nicht verbreitet werden, 
es sei denn, der Veranstalter trifft aufgrund der Sendezeit 
oder auf andere Weise Vorsorge, daß Kinder oder Jugend­
liehe der betroffenen Altersstufen die Sendungen übli­
cherweise nicht wahrnehmen; der Veranstalter darf dies 
bei Sendungen zwischen 23.00 und 6.00 Uhr annehmen. 
Bei Filmen, die nach dem Gesetz zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit unter 12 Jahren nicht freigegeben 
sind, ist bei der Wahl der Sendezeit dem Wohl jüngerer 
Kinder Rechnung zu tragen. Filme, die nach dem Gesetz 
zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit für Jugend­
liche unter 16 Jahren nicht freigegeben sind, dürfen nur 
zwischen 22.00 und 6.00 Uhr und Filme, die für Jugendli­
che unter 18 Jahren nicht freigegeben sind, nur zwischen 
23.00 und 6.00 Uhr verbreitet werden. 

(3) Sendungen, die ganz oder im wesentlichen mit 
Schriften inhaltsgleich sind, die in die Liste nach § 1 des 
Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften aufgenommen sind, sind nur in der Zeit zwi­
schen 23.00 und 6.00 Uhr und nur dann zulässig, wenn die 
mögliche sittliche Gefährdung von Kindern oder Jugend­
lichen unter Berücksichtigung aller Umstände nicht als 
schwer angesehen werden kann. Die Grunde, die zu einer 
entsprechenden Bewertung geführt haben, sind vor der 
Ausstrahlung schriftlich niederzulegen und der LfR auf 
Anforderung zu übermitteln. 

(4) Für Sendungen, die nach den Absätzen 2 und 3 
Sendezeitbeschränkungen unterliegen, dürfen Pro­
grammankündigungen mit Bewegtbildern nur zu diesen 
Zeiten ausgestrahlt werden. 

(5) Die LfR kann in Richtlinien oder für den Einzelfall 
Ausnahmen von den Zeitgrenzen nach Absatz 2 Satz 3 
und Absatz 3 Satz 1 gestatten und von der Bewertung 
nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 abweichen; dies 
gilt im Fall des Absatzes 2 Satz 3 vor allem für Filme, 
deren Bewertung länger als 15 Jahre zurückliegt. 

(6) Die LfR kann in Richtlinien oder für den Einzelfall 
auch für Filme, auf die das Gesetz zum Schutze der 
Jugend in der Öffentlichkeit keine Anwendung findet 
oder die hiernach für Jugendliche unter 16 Jahren 
freigegeben sind, zeitliche Beschränkungen vorsehen, um 
den Besonderheiten der Ausstrahlung von Filmen im 
Fernsehen, vor allem bei Fernsehserien, gerecht zu wer­
den. 

(7) Gutachten freiwilliger Selbstkontrolleinrichtungen 
zu Programmfragen, insbesondere zu Fragen des Jugend­
schutzes, sind von der LfR bei ihren Entscheidungen 
einzubeziehen. 

(8) Die LfR erläßt gemeinsam mit den anderen Landes­
medienanstalten Richtlinien zur Durchführung des § 14 
Abs. 1 bis 4. Erläßt die Lffi Richtlinien nach Absatz 5 und 
6, setzt sie sich mit den anderen Landesmedienanstalten, 
den in der ARD zusammengeschlossenen öffentlich­
rechtlichen Rundfunkveranstaltern und dem ZDF ins 
Benehmen und stellt einen gemeinsamen Erfahrungsaus­
tausch in der Anwendung dieser Richtlinien sicher. 

§ 15 
Verantwortlichkeit 

(1) Jeder Veranstalter muß der LfR eine für den Inhalt 
des Rundfunkprogramms verantwortliche Person benen­
nen. Werden mehrere Verantwortliche benannt, ist 

zusätzlich anzugeben, welche Person für welchen Teil des 
Rundfunkprogramms verantwortlich ist. Die Pflichten 
des Veranstalters bleiben unberührt. 

(2) Als verantwortliche Person darf nur benannt wer­
den, wer die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 
bis 3 erfüllt und seine Wohnung in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union hat. 

§ 15a 
Beauftragte oder Beauftragter 

für den Jugendschutz 

(1) Jeder Veranstalter eines landesweit verbreiteten 
Femsehprogramms beruft jeweils eine Beauftragte oder 
einen Beauftragten für den Jugendschutz. Die oder der 
Beauftragte für den Jugendschutz hat die Aufgabe, jede 
für den Inhalt des Fernsehprogramms verantwortliche 
Person (§ 15) in allen l"ragen des Jugendschutzes zu 
beraten. Die oder der Beauftragte für den Jugendschutz 
ist insbesondere bei Fragen des Programmeinkaufs, der 
ProgrammhersteUl,lng, der Programmplanung und der 
Programmgestaltung angemessen zu beteiligen. 

(2) Wer zur oder zum Beauftragten für den Jugend­
schutz bestellt werden soll, muß die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde besitzen. Die oder der 
Beauftragte für den Jugendschutz ist bei Anwendung 
seiner Fachkunde auf dem Gebiet des Jugendschutzes 
weisungsfrei. 

(3) Die Beauftragen für den Jugendschutz treten in 
einen regelmäßigen gemeinsamen Erfahrungsaustausch 
mit den Jugendschutzbeauftragten der in der ARD zu­
sammengeschlossenen öffentlich-rechtlichen Rundfunk­
veranstalter und des ZDF ein. 

§ 16 
Auskunftspflicht und Beschwerden 

(1) Am Anfang und am Ende des täglichen Rundfunk­
programms ist der Veranstalter zu nennen. Außerdem ist 
am Ende jeder Sendung die für den Inhalt verantwortli­
che Person anzugeben. 

(2) Jeder hat das Recht, sich mit Eingaben und Anre­
gungen zum Rundfunkprogramm an den Veranstalter zu 
wenden. Die LfR teilt auf Verlangen den Namen und die 
Anschrift des Veranstalters und der für den Inhalt des 
Rundfunkprogramms verantwortlichen Person mit. 

(3) Über Beschwerden, in denen die Verletzung von 
Programmgrundsätzen behauptet wird, entscheidet der 
Veranstalter innerhalb eines Monats mit schriftlicher 
Begründung. Wird der Beschwerde nicht oder innerhalb 
der Frist nach Satz 1 nicht abgeholfen, so kann die 
Beschwerdeführerin oder der Beschwerdeführer inner­
halb eines Monats die LfR anrufen. In der Beschwer­
deentscheidung hat der Veranstalter auf diese Möglich­
keit und auf die Frist hinzuweisen. Beschwerden nach 
Satz 1 sind nur innerhalb von drei Monaten nach 
Ausstrahlung der Sendung zulässig. 

(4) Wird in einer Beschwerde nach Absatz 3 zugleich die 
Verletzung von Vorschriften des Datenschutzes behaup­
tet, so holt der Veranstalter vor seiner Entscheidung eine 
Stellungnahme der oder des Beauftragten der LfR für den 
Datenschutz ein. Für das weitere Verfahren gilt Absatz 3. 

(5) Einzelheiten des Verfahrens regelt die Lffi durch 
Satzung. 

§ 17 
Aufzeichnungspflicht und Einsichtnahme 

(1) Die Sendungen sind vom Veranstalter in Ton und 
Bild vollständig aufzuzeichnen und aufzubewahren. Bei 
Sendungen, die unter Verwendung einer Aufzeichnung 
oder eines Films verbreitet werden. kann abweichend von 
Satz 1 die Aufzeichnung oder der Film aufbewahrt oder 
die Wiederbeschaffung sichergestellt werden. 

(2) Die Pflichten nach Absatz 1 enden drei Monate nach 
dem Tag der Verbreitung. Wird innerhalb dieser Frist 
eine Sendung beanstandet, enden die Pflichten nach 
Absatz 1 erst, wenn die Beanstandung durch rechtskräf­
tige gerichtliche Entscheidung, durch gerichtlichen Ver­
gleich oder auf andere Weise erledigt ist. 

• 

• 



• 

• 
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(3) Die LfR kann innerhalb der Fristen des Absatz 2 
Aufzeichnungen und Filme jederzeit kostenlos einsehen, 
oder ihre kostenlose Übersendung verlangen. 

(4) Wer schriftlich glaubhaft macht, in seinen Rechten 
berührt zu sein, kann vom Veranstalter innerhalb der 
Fristen nach Absatz 2 Einsicht in die Aufzeichnungen 
und Filme verlangen. Auf Antrag sind ihm gegen Erstat­
tung der Selbstkosten Ausfertigungen, Abzüge oder Ab­
schriften von der Aufzeichnung oder dem Film zu 
übersenden. 

§ 18 
Gegendarstellung 

(1) Der Veranstalter ist verpflichtet, durch Rundfunk 
die Gegendarstellung der Person oder Stelle zu verbrei­
ten, die durch eine vom Veranstalter in einer Sendung 
verbreitete Tatsachenbehauptung betroffen ist. 

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Gegendarstellung 
besteht nicht, wenn 

a) die betroffene Person oder Stelle kein berechtigtes 
Interesse an der Verbreitung hat oder 

b) die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht ange­
messen ist, insbesondere den Umfang des beanstande­
ten Teils der Sendung wesentlich überschreitet. 

(3) Die Gegendarstellung muß sich auf tatsächliche 
Angaben beschränken und darf keinen strafbaren Inhalt 
haben. Sie bedarf der Schriftform und muß von der 
betroffenen Person, Stelle oder ihrem gesetzlichen Ver­
treter unterzeichnet sein. Wer betroffen ist oder dessen 
gesetzlicher Vertreter kann die Verbreitung nur verlan­
gen, wenn die Gegendarstellung unverzüglich, spätestens 
innerhalb von zwei Monaten, dem Veranstalter zugeht. 
Die Gegendarstellung muß die beanstandete Sendung 
und Tatsachenbehauptung bezeichnen. 

(4) Die Gegendarstellung muß unverzüglich innerhalb 
des gleichen Programms und der gleichen Programm­
sparte wie die beanstandete Tatsachenbehauptung sowie 
zur gleichen Tageszeit oder, wenn dies nicht möglich ist, 
zu einer Sendezeit verbreitet werden, die der Zeit der 
beanstandeten Sendung gleichwertig ist. Die Verbreitung 
erfolgt ohne Einschaltungen und Weglassungen. 

(5) Die Verbreitung der Gegendarstellung erfolgt un­
entgeltlich. Dies gilt nicht, wenn sich die Gegendarstel­
lung gegen eine Tatsachenbehauptung richtet, die in 
einer Werbesendung verbreitet worden ist. 

(6) Für die Durchsetzung des vergeblich geltend ge­
machten Gegendarstellungsanspruchs ist der ordentliche 
Rechtsweg gegeben. Auf Antrag der betroffenen Person, 
Stelle oder des Vertreters kann das Gericht anordnen, daß 
der Veranstalter in der Form des Absatz 4 eine Gegendar­
stellung verbreitet. Auf das Verfahren sind die Vorschrif­
ten der Zivilprozeßordnung über das Verfahren auf Erlaß 
einer einstweiligen Verfügung entsprechend anzuwen­
den. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht nicht 
glaubhaft gemacht zu werden. Ein Verfahren zur Haupt­
sache findet nicht statt. 

(7) Absätze 1 bis 6 gelten nicht für wahrheitsgetreue 
Berichte über öffentliche Sitzungen des Europäischen 
Parlaments, der gesetzgebenden Organe des Bundes, der 
Länder und der Vertretungen der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände sowie der Gerichte. 

(8) Die gesetzlichen Bestimmungen über die Gegendar­
stellung zu Tatsachenbehauptungen in Druckwerken und 
Mediendiensten bleiben unberührt. 

§ 19 
Verlautbarungsrecht, 
Sendezeit für Dritte 

(1) Jeder Veranstalter hat der Bundesregierung und den 
obersten Landesbehörden für amtliche Verlautbarungen 
angemessene Sendezeit unverzüglich einzuräumen. 

(2) Jeder Veranstalter eines landesweiten Vollpro­
gramms hat Parteien oder Wählergruppen während ihrer 
Beteiligung an Wahlen zum Europäischen Parlament, 
zum Deutschen Bundestag oder zum Landtag Nordrhein­
Westfalen angemessene Sendezeit zur Wahlwerbung ein­
zuräumen, wenn sie in Nordrhein-Westialen mit 

a) einem Listenwahlvorschlag, einer Landesliste oder 
einer Landesreserveliste oder 

b) in einem Sechstel der Wahlkreise mit Kreiswahlvor-
schlägen 

zugelassen sind. Alle Parteien und Wählergruppen sind 
gleichzubehandeln; § 5 Abs. 1 Satz 2 bis 4 Parteiengesetz 
gilt entsprechend. Für Sendezeiten zur Wahlwerbung, die 
ein Veranstalter ohne Verpflichtung nach diesem Gesetz 
oder über die Verpflichtung nach Satz 1 hinaus einräumt, 
gilt Satz 2 entsprechend. 

(3) Ein Veranstalter kann einer Partei oder Wähler­
gruppe während ihrer Beteiligung an Kommunalwahlen 
Sendezeit zur Wahlwerbung einräumen; in diesem Fall 
gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend. 

(4) Jeder Veranstalter eines landesweiten Vollpro­
gramms hat den Evangelischen Kirchen, der Katholi­
schen Kirche und den jüdischen Kultusgemeinden, wenn 
diese nicht als Veranstalter eines landesweiten Rund­
funkprogramms zugelassen sind, auf deren Wunsch ange­
messene Sendezeiten zur Übertragung gottesdienstlicher 
Handlungen und Feierlichkeiten sowie sonstiger religi­
öser Sendungen einzuräumen. 

(5) In den Fällen der Absätze 1 bis 4 kann der 
Veranstalter die Erstattung seiner Selbstkosten verlan­
gen. 

(6) Für den Inhalt einer Sendung nach den Absätzen 1 
bis 4 ist verantwortlich, wem die Sendezeit gewährt 
worden ist. 

(7) Unbeschadet der Regelung des Absatzes 6 hat der 
Veranstalter die Ausstrahlung einer Sendung nach Ab­
sätzen 2 und 3 abzulehnen, wenn deren Inhalt offenkun­
dig und schwerwiegend gegen die allgemeinen Gesetze 
verstößt oder nicht dem Zweck der Wahlwerbung dient. 
Gegen die Ablehnung kann innerhalb eines Monats 
schriftlich Beschwerde bei der LfR eingelegt werden. Die 
LfR bestätigt die Ablehnung oder ordnet die Verbreitung 
der Sendung an. 

§ 20 
Versorgungspflicht 

(1) Jeder Veranstalter hat im Rahmen der verfügbaren 
übertragungskapazitäten die vollständige und technisch 
gleichwertige Versorgung der Rundfunkteilnehmerinnen 
und Rundfunkteilnehmer im Verbreitungsgebiet sicher­
zustellen. 

(2) Die LfR kann dem Veranstalter angemessene Über­
gangsfristen einräumen. 

5. Abschnitt: 
Finanzierung von Rundfunkprogrammen 

§ 21 
Finanzierungsarten 

(1) Veranstalter können ihre Rundfunkprogramme 
durch Einnahmen aus Werbung, durch sonstige Einnah­
men, insbesondere durch Entgelte der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer (Abonnements oder Einzelentgelte), so­
wie aus eigenen Mitteln finanzieren. 

(2) Sollen Rundfunkprogramme, für die ein Entgelt 
erhoben wird, auch Werbung enthalten, so ist dies in den 
Entgeltbedingungen ausdrücklich anzukündigen. Bei 
Sendungen, für die ein Einzelentgelt erhoben wird, muß 
vor dem Empfang der Sendung die Entgeltlichkeit und 
die Höhe des Entgelts erkennbar sein. 

(3) Wird ein Rundfunkprogramm auch durch Spenden 
finanziert, so ist der Veranstalter dafür verantwortlich, 
daß die spendende Person oder Personenvereinigung 
keinen Einfluß auf das Rundfunkprogramm ausüben 
kann. Der Veranstalter hat Spenden einer Person oder 
einer Personenvereinigung, die einzeln oder in ihrer 
Summe in einem Kalenderjahr 20000,- DM übersteigen, 
unter Angabe des Namens und der Anschrift der spen­
denden Person oder Personenvereinigung sowie der Ge­
samthöhe der Spenden der LfR mitzuteilen. Einzelheiten 
regelt die LfR durch Satzung. 
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§ 22 
Werbeinhalte, Kennzeichnung 

(1) Werbung darf nicht irreführen, den Interessen der 
Verbraucherinnen und Verbraucher nicht schaden und 
nicht Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit oder 
Sicherheit der Verbraucherinnen und Verbraucher sowie 
den Schutz der Umwelt gefährden, Werbung, die sich 
auch an Kinder oder Jugendliche richtet oder bei der 
Kinder oder Jugendliche eingesetzt werden, darf nicht 
ihren Interessen schaden oder ihre Unerfahrenheit aus­
nutzen. 

(2) Werbung oder Werbetreibende dürfen das übrige 
Programm inhaltlich oder redaktionell nicht beeinflus­
sen. 

(3) Werbung muß als solche klar erkennbar sein. Sie 
muß im Fernsehen durch optische und im Hörfunk durch 
akustische Mittel eindeutig von anderen Programmteilen 
getrennt sein. 

(4) Dauerwerbesendungen sind zulässig, wenn der 
Werbecharakter erkennbar im Vordergrund steht und die 
Werbung einen wesentlichen Bestandteil der Sendung 
darstellt. Sie müssen zu Beginn als Dauerwerbesendung 
angekündigt und während ihres gesamten Verlaufs als 
solche gekennzeichnet werden. Sätze 1 und 2 gelten für 
Werbeformen im Sinne von § 22b Abs. 2 entsprechend. 

(5) Schleichwerbung ist unzulässig. Schleichwerbung 
ist die Erwähnung oder Darstellung von Waren, Dienst­
leistungen, Namen, Marken oder Tätigkeiten eines Her­
stellers von Waren oder eines Erbringers von Dienstlei­
stungen in Programmen, wenn sie zu Werbezwecken 
vorgesehen ist und die Allgemeinheit hinsichtlich des 
eigentlichen Zwecks dieser Erwähnung oder Darstellung 
irreführen kann. Eine Erwähnung oder Darstellung gilt 
insbesondere dann als zu Werbezwecken vorgesehen, 
wenn sie gegen Entgelt oder eine sonstige Gegenleistung 
erfolgt. 

(6) In der Fernsehwerbung dürfen keine Personen 
auftreten, die regelmäßig Nachrichtensendungen oder 
Sendungen zum politischen Zeitgeschehen vorstellen. 

(7) Werbung politischer, weltanschaulicher oder religi­
öser Art ist unzulässig. § 19 Abs. 2 bis 4 und 8 bleibt 
unberührt. 

§ 22a 
Einfügung der Werbung 

(1) übertragungen von Gottesdiensten sowie Sendun­
gen für Kinder dürfen nicht durch Werbung unterbro­
chen werden. 

(2) Fernsehwerbung ist in Blöcken und zwischen einzel­
nen Sendungen einzufügen; sie kann unter den in den 
Absätzen 3 bis 5 genannten Voraussetzungen auch in 
Sendungen eingefügt werden, sofern der gesamte Zusam­
menhang und der Charakter der Sendung nicht beein­
trächtigt werden. 

(3) In Fernsehsendungen, die aus eigenständigen Teilen 
bestehen, oder in Sportsendungen und Übertragungen 
ähnlich gegliederter Ereignisse und Darbietungen, die 
Pausen enthalten, darf Werbung nur zwischen den eigen­
ständigen Teilen oder in den Pausen eingefügt werden. 
Bei anderen Sendungen muß der Abstand zwischen zwei 
aufeinanderfolgenden Unterbrechungen innerhalb der 
Sendung mindestens 20 Minuten betragen. Die Absätze 4 
und 5 bleiben unberührt. 

(4) Abweichend von Absatz 3 Satz 2 dürfen Werke wie 
Kinospielfilme und Fernsehfilme mit Ausnahme von 
Serien, Reihen, leichten Unterhaltungssendungen und 
Dokumentarsendungen, sofern sie länger als 45 Minuten 
dauern, nur einmal je vollständigem 45-Minutenzeit­
raum unterbrochen werden. Eine weitere Unterbrechung 
ist zulässig, wenn diese Sendungen mindestens 20 Minu­
ten länger dauern als zwei oder mehr vollständige 
45-Minutenzeiträume. 

(5) Im Fernsehen dürfen Nachrichtensendungen, Sen­
dungen zum politischen Zeitgeschehen, Dokumentarsen-

dungen und Sendungen religiösen Inhalts nicht durch 
Werbung unterbrochen werden, wenn sie kürzer als 
30 Minuten sind. Bei einer Länge von 30 Minuten oder 
mehr gelten die Bestimmungen der Absätze 2 und 3. 

(6) Richtet sich die Werbung in einem Fernsehpro­
gramm eigens oder häufig an Zuschauerinnen und Zu­
schauer eines anderen Staates, der das Europäische 
übereinkommen über das grenzüberschreitende Fernse­
hen ratifiziert hat und nicht Mitglied der Europäischen 
Union ist, so dürfen die für die Fernsehwerbung dort 
geltenden Vorschriften nicht umgangen werden. Satz 1 
gilt nicht, wenn die Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Werbung strenger sind als jene Vorschriften, die in dem 
betreffenden Staat gelten, ferner nicht, wenn mit dem 
betroffenen Staat übereinkünfte auf diesem Gebiet ge­
schlossen wurden. 

§ 22b 
Dauer der Werbung 

(1) Die Dauer der Werbung darf insgesamt 20 vom 
Hundert, die der Spotwerbung 15 vom Hundert der 
täglichen Sendezeit nicht überschreiten. Innerhalb eines 
Einstundenzeitraums darf die Dauer der Spotwerbung 
20 vom Hundert nicht überschreiten. 

(2) Werbeformen, wie direkte Angebote an die Öffent­
lichkeit für den Verkauf, den Kauf oder die Miete oder 
Pacht von Erzeugnissen oder die Erbringung von Dienst­
leistungen dürfen eine Stunde am Tag nicht überschrei­
ten. Rundfunkveranstalter dürfen nicht als Vertragspart­
ner oder Vertreter für die Bestellung von Waren und 
Dienstleistungen tätig sein. 

§ 22c 
Sponsoring 

(1) Sponsoring ist der Beitrag einer natürlichen oder 
juristischen Person oder einer Personenvereinigung, die 
an Rundfunktätigkeiten oder an der Produktion audiovi­
sueller Werke nicht beteiligt ist, zur direkten oder 
indirekten Finanzierung einer Sendung, um den Namen, 
die Marke, das Erscheinungsbild der Person, ihre Tätig­
keit oder ihre Leistungen zu fördern. 

(2) Bei Sendungen. die ganz oder teilweise gesponsert 
werden, muß zu Beginn und am Ende auf die Finanzie­
rung durch den Sponsor in vertretbarer Kürze deutlich 
hingewiesen werden; der Hinweis ist in diesem Rahmen 
auch durch Bewegtbild möglich. Neben oder anstelle des 
Namens des Sponsors kann a ueh dessen Firmenemblem 
oder eine Marke eingeblendet werden. 

(3) Inhalt und Programmplatz einer gesponserten Sen­
dung dürfen vom Sponsor nicht in der Weise beeinflußt 
werden, daß die Verantwortung und die redaktionelle 
Unabhängigkeit des Rundfunkveranstalters beeinträch­
tigt werden. 

(4) Gesponserte Sendungen dürfen nicht zum Verkauf, 
zum Kauf oder zur Miete oder Pacht von Erzeugnissen 
oder Dienstleistungen des Sponsors oder eines Dritten, 
vor allem durch entsprechende besondere Hinweise, 
anregen. 

(5) Wer nach diesem Gesetz oder nach anderen gesetzli­
chen Bestimmungen nicht werben darf oder wer überwie­
gend Produkte herstellt oder verkauft oder wer Dienstlei­
stungen erbringt, für die Werbung nach diesem Gesetz 
oder nach anderen gesetzlichen Bestimmungen verboten 
ist, darf Sendungen nicht sponsern. 

(6) Nachrichtensendungen und Sendungen zum politi­
schen Zeitgeschehen dürfen nicht gesponsert werden. 

§ 22d 
Richtlinien der LfR 

Die LfR erläßt gemeinsam mit den anderen Landesme­
dienanstalten Richtlinien zur Durchführung der §§ 22 bis 
22 c. Sie stellt hierbei das Benehmen mit den in der ARD 
zusammengeschlossenen öffentlich-rechtlichen Rund­
funkveranstaltern und dem ZDF her und führt einen 
gemeinsamen Erfahrungsaustausch in der Anwendung 
dieser Richtlinien durch. 

• 

• 



• 

• 
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6. Abschnitt: 
Zulassung von lokalem Rundfunk 

§ 23 
Anzuwendende Vorschriften 

(1) Lokale Programme dürfen nur nach den Vorschrif­
ten dieses Abschnitts veranstaltet und verbreitet werden. 
Die Vorschriften des Gesetzes über den "Westdeutschen 
Rundfunk Köln" bleiben unberührt. 

(2) Für lokale Programme gelten § 2 Abs. 1, 2, 5 bis 8, 9 
Satz 1, Abs. 10, §§ 3,4 Abs. 1 bis 3, § 5 Abs. 3, § 8 Abs. 1 
und 2 Satz 1, Abs. 3, §§ 9 bis 11 Satz 1 und 2, § 12 Abs. 1, 
2,4 und 5, §§ 13 bis 15, 16 bis 18, 19 Abs. 3, 5 bis 7, §§ 20 bis 
22d, soweit in diesem Abschnitt nichts anderes geregelt 
ist. 

§ 24 
Grundsätze für lokalen Rundfunk 

(1) Lokaler Rundfunk ist dem Gemeinwohl verpflichtet. 
Lokale Programme müssen das öffentliche Geschehen im 
Verbreitungsgebiet darstellen und wesentliche Anteile an 
Information, Bildung, Beratung und Unterhaltung ent­
halten. Sie sollen den publizistischen Wettbewerb för­
dern. Sie dürfen sich nicht ausschließlich an bestimmte 
Zielgruppen wenden und sollen darauf ausgerichtet sein, 
bei den Rundfunkteilnehmerinnen und Rundfunkteilneh­
mern angenommen zu werden. In jedem lokalen Pro­
gramm muß die Vielfalt der Meinungen in möglichster 
Breite und Vollständigkeit zum Ausdruck gebracht wer­
den. Die bedeutsamen politischen, weltanschaulichen 
und gesellschaftlichen Kräfte und Gruppen im Verbrei­
tungsgebiet müssen in jedem lokalen Programm zu Wort 
kommen. Jedes lokale Programm soll in der Berichter­
stattung angemessene Zeit für die Behandlung kontro­
verser Themen von allgemeiner Bedeutung vorsehen. Die 
lokalen Programme sollen die tatsächliche Gleichstellung 
von Frauen und Männern fördern und die Lebenswirk­
lichkeit und die Sichtweisen von Frauen angemessen 
berücksichtigen. 

(2) Ein lokales Hörlunkprogramm (§ 2 Abs. 2) muß eine 
tägliche Programmdauer von mindestens acht Stunden, 
ein lokales Fernsehprogramm (§ 2 Abs. 2) von mindestens 
30 Minuten haben. Wenn ein wirtschaftlich leistungsfähi­
ger lokaler Hörfunk nicht mit einer Programmdauer von 
acht Stunden gewährleistet werden kann, kann die LfR 
auf Antrag 

a) ein abweichendes Verbreitungsgebiet nach § 31 Abs. 1 
Satz 3 festlegen, 

b) eine tägliche Programmdauer von mindestens fünf 
Stunden zulassen, 

c) befristet an Sonnabenden, Sonntagen und gesetzli­
chen Feiertagen (§ 2 Abs. 1 Feiertagsgesetz NW) eine 
tägliche Programmdauer von mindestens drei Stunden 
zulassen. 

Um das Ziel nach Satz 2 zu erreichen, kann die LfR 
einem Antrag auf mehrere Maßnahmen nach Satz 2 
Buchstabe a) bis c) stattgeben. Veranstaltergemeinschaf­
ten können Vereinbarungen über einen Programmaus­
tausch tr:effen. Das Nähere regelt die Lffi durch Satzung. 

(3) Jede Veranstaltergemeinschaft (§§ 25, 26) hat den 
obersten Landesbehörden, den Kreisen und den Gemein­
den im Verbreitungsgebiet für amtliche Verlautbarungen 
angemessene Sendezeit unverzüglich einzuräumen. Jede 
Veranstaltergemeinschaft hat den Evangelischen Kir­
chen, der Katholischen Kirche und den jüdischen Kultus­
geme~pden auf deren Wunsch angemessene Sendezeiten 
zur Ubertragung gottesdienstlicher Handlungen und 
Feierlichkeiten sowie sonstiger religiöser Sendungen ein­
zuräumen. § 19 Abs. 3, 5 und 6 gilt entsprechend. 

(4) Jede Veranstaltergemeinschaft muß in ihr tägliches 
Programm nach Maßgabe des Programmschemas mit bis 
zu 15 vom Hundert der Sendezeit, mindestens 60 Minuten, 
höchstens jedoch zwei Stunden täglich, Programmbei­
träge von Gruppen, insbesondere mit kultureller Zielset­
zung, einbeziehen, 

1. die nicht über die Befugnis nach § 26 Abs. 1 Satz 1 
verfügen, 

2. deren Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb gerichtet ist, 

3. die die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 und 
2 erfüllen, 

4. die nicht nach § 5 Abs. 2 von der Antragstellung 
ausgeschlossen sind; dies gilt nicht für Theater, Schu­
len, Volkshochschulen und sonstige kulturelle Einrich­
tungen, 

5. deren Mitglieder ihre Wohnung im Verbreitungsgebiet 
(§ 31) haben. 

Programmbeiträge im Sinne dieser Vorschrift sind 
Beiträge, die von den im Verbreitungsgebiet (§ 31) tätigen 
Gruppen selbst hergestellt und eigenständig gestaltet 
werden und ausschließlich für die Ausstrahlung in die­
sem Verbreitungsgebiet oder in einem Teil davon be­
stimmt sind. Sendezeiten für Programmbeiträge nach 
Satz 1 sollen im unmittelbaren Zusammenhang mit der 
im Programmschema für redaktionelle lokale Wortbei­
träge vorgesehenen Sendezeit stehen, wenn die Beteilig­
ten keine anderv.reitige einvernehmliche Regelung erzie­
len. Programmbeiträge nach Satz 1 an den in Absatz 2 
Satz 2 Buchstabe c) genannten Tagen sollen an den in der 
Woche für sie üblichen Sendezeit verbreitet werden, 
wenn die Beteiligten keine anderv.reitige einvernehmliche 
Regelung erzielen. Mitglieder einer Veranstaltergemein­
schaft oder Personen, die zu dieser in einem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis oder in einem arbeitnehmerähnlichen 
Verhältnis stehen, dürfen an der Herstellung von Pro­
grammbeiträgen nach Satz 2 nicht mitwirken. Nicht in 
Anspruch genommene Sendezeit kann die Veranstalter­
gemeinschaft selbst nutzen. Sie muß den Gruppen auf 
deren Verlangen Produktionshilfen zur Verfügung stel­
len. § 35 Abs. 7 Nr. 2 gilt entsprechend. Weitere Einzelhei­
ten werden durch Satzung der LfR in entsprechender 
Anwendung der Grundsätze nach § 35 Abs. 8 Nr. 2, 3 und 
4 geregelt. Die Programmbeiträge dürfen keine Werbung 
enthalten. Gesponserte Programmbeiträge sind grund­
sätzlich unzulässig. über Ausnahmen entscheidet die 
Lffi. 

(5) Die Veranstaltergemeinschaft ist für den Inhalt der 
Programmbeiträge nach Absatz 4 Satz 1 verantwortlich. 
Sie lehnt Programmbeiträge ab, die den in Absatz 4 
genannten Anforderungen und den übrigen Bestimmun­
gen dieses Gesetzes nicht entsprechen. Das Nähere regelt 
die LfR durch Satzung. 

(6) Die Veranstaltergemeinschaft kann für die Gewäh­
rung von Produktionshilfen (notwendige studiotechni­
sche Einrichtungen einschließlich der für ihren Betrieb 
erforderlichen Beratung) nach Absatz 4 die Erstattung 
ihrer Selbstkosten verlangen. Dabei müssen alle Gruppen 
gleich behandelt werden; die Veranstaltergemeinschaft 
hat eine Entgeltordnung aufzustellen. Das Nähere regelt 
die LfR durch Satzung. 

(7) Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet in den 
Fällen der Absätze 4 bis 6 die LfR. 

§ 25 
Veranstaltergemeinschaft 

(1) Die Zulassung wird nur einer Veranstaltergemein­
schaft erteilt, deren Zusammensetzung und Satzung den 
Bestimmungen der §§ 26 bis 28 entspricht. Sie muß als 
Verein im Sinne des § 21 Bürgerliches Gesetzbuch in das 
Vereinsregister eingetragen sein. Die Satzung muß vorse­
hen, daß alleiniger Zweck des Vereins die Veranstaltung 
und Verbreitung von lokalem Rundfunk und der Ab­
schluß einer Vereinbarung über ein Rahmenprogramm 
(§ 30) ist. Der Verein ist Veranstalter des Programms und 
trägt hierfür die alleinige Verantwortung. Er bedient sich 
zur Durchführung seiner gesetzlichen Aufgaben einer 
Betriebsgesellschaft (§ 29), die auf Inhalt und Gestaltung 
des Programms keinen Einfluß nehmen darf. 

(2) Die Zulassung für ein lokales Rundfunkprogramm 
umfaßt auch die Befugnis zur Verbreitung von Fenster­
programmen. 

(3) Die Veranstaltergemeinschaft stellt im Einverneh­
men mit ihren redaktionellen Beschäftigten ein Redak­
teurstatut auf. 
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(4) Die Veranstaltergemeinschaft stellt für jedes Kalen­
derjahr einen Stellenplan und einen Wirtschaftsplan auf, 
in den alle zu erwartenden Erträge und Aufwendungen 
einzustellen sind; die veranschlagten Aufwendungen sol­
len die Erträge nicht übersteigen. Die Grundsätze der 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit sind dabei zu beach­
ten. Die Veranstaltergemeinschaft ist an die Ansätze des 
Wirtschafts- und Stellenplans gebunden. Der Vorstand 
der Veranstaltergemeinschaft stellt den Entwurf beider 
Pläne in Abstimmung mit der Betriebsgesellschaft auf 
und legt der Mitgliederversammlung zusammen mit dem 
Entwurf unerledigte Einwände der Betriebsgesellschaft 
zur Beschlußfassung vor. Beide Pläne bedürfen der 
Zustimmung der Betriebsgesellschaft. Die Betriebsgesell­
schaft ist verpflichtet, der Veranstaltergemeinschaft alle 
nach Satz 1 erforderlichen Angaben (insbesondere Jah­
resabschlüsse und Vereinbarungen der Betriebsgesell­
schaft mit Dritten, derer sich die Betriebsgesellschaft zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben bedient) rechtzeitig zur Verfü­
gung zu stellen. Die Veranstaltergemeinschaft kann diese 
Unterlagen der LfR zum Zwecke der Beratung über die 
Rechte und Pflichten nach diesem Gesetz zur Verfügung 
stellen. 

(5) Die Betriebsgesellschaft ist verpflichtet, der Veran­
staltergemeinschaft Änderungen ihrer Kapital- und 
Stimmrechtsverhältnisse unverzüglich mitz':!teilen. Die 
Veranstaltergemeinschaft ist verpflichtet, Anderungen 
der Kapital- und Stimmrechtsverhältnisse der Betriebs­
geseIlschaft und der mit it~r verbundenen Unternehmen 
(§ 15 Aktiengesetz) sowie Änderungen der Vereinbarung 
nach § 29 Abs. 1 und 2 der LfR unverzüglich anzuzeigen. 

§ 26 
Zusammensetzung 

der Veranstaltergemeinschaft 

(1) Die Veranstaltergemeinschaft muß von mindestens 
acht natürlichen Personen gegründet worden sein, die 
von folgenden Stellen bestimmt worden sind: 

1. Evangelische Kirchen. 

2. Katholische Kirche, 

3. jüdische Kultusgemeinden, 

4. Kreistag, Rat der kreisfreien Stadt oder Vertreterver­
sammlung nach Absatz 2 Nr. 2 Satz 2, 

5. Gewerkschaftliche Spitzenorganisation mit der höch-
sten Mitgliederzahl im Verbreitungsgebiet, 

6. Arbeitgeberverbände, 

7. Jugendring des Kreises oder der kreisfreien Stadt, 

8. Sportbund des Kreises oder der kreisfreien Stadt, 

9. Wohlfahrtsverbände (Arbeiterwohlfahrt, Caritasver­
band, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches Werk). 

10. nach § 29 Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes 
anerkannte Verbände, 

11. Verbraucher-Zentrale Nordrhein-Westfalen, Landes­
arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände e. V., 

12. Verlegerinnen und Verleger von Tageszeitungen mit 
Lokalausgaben im Verbreitungsgebiet, 

13. Industriegewerkschaft Medien, Druck und Papier, 
Publizistik und Kunst (IG Medien), Landesbezirk 
N ordrhein-Westfalen, Fachgruppe J oumalismus 
(dju), sowie Deutscher Journalisten-Verband, Ge­
werkschaft der Journalisten, Landesverband N ord­
rhein-Westfalen e. V. 

Wer zu einer Gründungsversammlung einladen will, 
hat allen in Satz 1 genannten Stellen Ort und Zeit der 
GrundungsversammIung zwei Monate vor dem vorgese­
henen Zeitpunkt schriftlich mitzuteilen. Personen, die 
ihm von diesen Stellen als von ihnen bestimmte Grün­
dungsmitglieder benannt werden. sind zur Gründungs­
versammlung schrütlich einzuladen. Die Gründungssat­
zung muß von den nach Satz 1 bestimmten, in der 
Gründungsversammlung anwesenden Personen einstim­
mig beschlossen werden. Kommt ein solcher Beschluß 
nicht zustande, soll die LfR auf eine Einigung hinwirken. 

Frühestens zwei Monate nach der aründungsversamm­
lung können mindestens drei Viertel der nach Satz 1 
bestimmten, in der Versammlung anwesenden Personen 
die Satzung beschließen. Zu einer solchen Versammlung 
müssen alle nach Satz 1 bestimmten Personen mit einer 
Frist von zwei Wochen schriftlich geladen werden. Die 
Satzung muß vorsehen, daß diejenigen Personen, die der 
Satzung nicht zugestimmt haben, auf Antrag in den 
Verein aufzunehmen sind. 

(2) Für die Bestimmung der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Mitglieder gilt folgendes: 

1. In den Fällen des Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 erfolgt die 
Bestimmung nach den Vorschriften der dort genannten 
Kirchen und Kultusgemeinden. 

2. Umfaßt das Verbreitungsgebiet nur einen Kreis oder 
nur eine kreisfreie Stadt, so erfolgt die Bestimmung 
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 durch den Kreistag oder den 
Rat der kreisfreien Stadt. Umfaßt das Verbreitungsge­
biet über einen Kreis oder eine kreisfreie Stadt hinaus 
weitere Kreise, kreisfreie Städte oder kreisangehörige 
Gemeinden. so erfolgt die Bestimmung durch eine 
Vertreterversammlung. Die Vertreterversammlung ist 
beschlußfähig, wenn zwei Drittel ihrer Mitglieder 
anwesend sind. Si·~:.. mgen der Vertreterversammlung 
werden von der LfR '...'inberufen und geleitet. Die Zahl 
der Vertreterinnen und Vertreter richtet sich nach der 
für die letzte Kommunalwahl maßgeblichen Bevölke­
rungszahL Die in Satz 2 genannten Gebietskörper­
schaften entsenden je 10000 Einwohnerinnen und 
Einwohner eine Vertreterin oder einen Vertreter. Ge­
hören aus einem Kreis nicht alle kreisangehörigen 
Gemeinden zum Verbreitungsgebiet, so erfolgt die 
Entsendung der Vertreterinnen und Vertreter anstelle 
des Kreises durch die kreisangehörigen Gemeinden. 
Kreisangeh6rige Gemeinden entsenden mindestens 
zwei Mitglieder in die Vertreterversammlung, im übri­
gen gilt Satz 6 entsprechend. Diese werden von den 
Vertretungskörperschaften nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl (d'Hondtsches Höchstzahlverfahren) 
gewählt. Die Bestimmung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 
kann auch im schriftlichen Umlaufverfahren erfolgen. 
Das Nähere regelt die LfR durch Satzung. Endet die 
Mitgliedschaft eines nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 
bestimmten Mitglieds, so benennen die beteiligten 
Räte der Gemeinde bzw. die Kreistage auf Vorschlag 
der Fraktion oder Gruppe, der das ausgeschiedene 
Mitglied bei seiner Wahl angehörte, eine Person, die an 
die Stelie des ausgeschiedenen Mitglieds tritt. 

3. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 5 bis 13 erfolgt 
die Bestimmung durch diejenige Gliederung der in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Stelle, die für das gesamte 
Verbreitungsgebiet zuständig ist. Erfüllen mehrere 
Gliedenmgen die Voraussetzung des Satzes 1, so ist die 
unterste Gliederung zuständig. 

4. Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 5 bis 13 genannten 
Stellen dürfen jeweils einmal ein Mitglied bestimmen. 
Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 genannten Stellen 
bestimmen abweichend hiervon zwei Mitglieder; sie 
werden nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
(d'Hondtsches Höchstzahlverfahren) gewählt. 

5. Soweit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 5 bis 13 
jeweils mehrere Stellen genannt sind, können sie nur 
gemeinsam ein Mitglied bestimmen. 

6. Die Satzung muß vorsehen, daß diejenigen Stellen 
nach Absatz 1 Satz 1, die kein Gründungsmitglied 
bestimmt haben, auf Verlangen eine natürliche Person 
als Mitglied. im Falle von Nummer 4 Satz 2 zwei 
natürliche Personen als Mitglieder des Vereins bestim­
men können. Der Verein muß diese Stellen unverzüg­
lich nach der Gründung auffordern, die Bestimmung 
vorzunehmen. Erfolgt die Bestimmung nicht binnen 
zwei Monaten seit Zugang der Aufforderung, so bedarf 
die Aufnahme einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
nach Absatz 1 Satz 1 bestimmten Mitglieder. 

7. Die Bestimmung kann auf fünf Jahre befristet werden. 

(3) Dem Verein muß als Mitglied je eine weitere 
natürliche Person aus dem Bereich Kultur und Kunst, aus 
dem Bereich Bildung und Wissenschaft, aus dem Kreis 

• 

• 



• 

• 
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der ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger sowie 
ein Mitglied eines in das Vereinsregister eingetragenen 
gemeinnützigen Vereins angehören, dessen satzungsge­
mäßer Zweck in der Förderung des lokalen Rundfunks im 
Verbeitungsgebiet besteht. Die Satzung muß vorsehen, 
daß über die Aufnahme die von den in Absatz 1 Satz 1 
genannten Stellen bestimmten Mitglieder mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln beschließen und daß der 
Beschluß erst nach Abschluß des Verfahrens nach Ab­
satz 2 Nr. 6 erfolgen kann. 

(4) Die Satzung muß ferner vorsehen, daß eine Vertrete­
rin oder ein Vertreter der Betriebsgesellschaft an den 
Sitzungen der Mitgliederversammlung und des Vorstands 
teilnehmen kann. 

(5) Die Satzung muß auch vorsehen, daß die Mitglieder 
des Vereins nach Absatz 1 und 3 bis zu vier weitere 
natürliche Personen als Mitglieder aufnehmen können. 
Der Aufnahmebeschluß bedarf einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der in Absatz 1 und 3 genannten Mitglieder. 

(6) Die Satzung muß vorsehen, daß dem Verein höch­
stens 22 Mitglieder angehören dürfen. Stellen, die meh­
rere Mitglieder bestimmen, müssen mindestens zur Hälfte 
dieser Mitglieder Frauen bestimmen. Im übrigen ist im 
Falle des Absatz 2 Nummer 7 für mindestens jede zweite 
Frist eine Frau zu bestimmen. Die Anforderungen nach 
Satz 2 und 3 entfallen nur. wenn der jeweiligen Organisa­
tion oder Gruppe aufgrund ihrer Zusammensetzung eine 
Entsendung von Frauen regelmäßig oder im Einzelfall 
nicht möglich ist. 

(7) Jedes Mitglied des Vereins und des Vorstandes 

1. muß die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 bis 
3 erfüllen, 

2. muß im Verbreitungsgebiet seine Wohnung oder seinen 
ständigen Aufenthalt haben, 

3. darf nicht zu den Personen gehören. derentwegen 
Veranstalter nach § 5 Abs. 2 Nr. 2, 3 und 5 von der 
Zulassung ausgeschlossen sind. 

Die Mitglieder des Vereins müssen den Stellen, die sie 
bestimmt haben (Absatz 1 Satz 1), nicht angehören. 

(8) Die Satzung muß vorsehen, daß die Mitgliedschaft 
eines nach Absatz 1 Satz 1 bestimmten Mitglieds endet, 
wenn 

a) dieses Mitglied aus der Stelle oder der Organisation, 
von der es bestimmt worden ist Wld der es zu diesem 
Zeitpunkt angehörte, ausgeschieden ist, 

b) die Frist nach Absatz 2 Nr. 7 abgelaufen ist oder 

c) die Dauer der ZulassWlg abgelaufen ist oder wenn die 
Zulassung zurückgenommen oder widerrufen ist. 

Satz 1 Buchstabe c) gilt auch für die Mitglieder nach 
Absatz 3 und 5. Die Satzung muß auch vorsehen, daß die 
Mitgliedschaft in den Fällen der Sätze 1 Wld 2 fortdauert, 
wenn vor dem Zeitpunkt der Beendigung der Mitglied­
schaft im Falle des Absatzes 1 Satz 1 eine Bestätigung 
durch die dort genannten Stellen und in den Fällen der 
Absätze 3 und 5 eine Bestätigung nach den dort genann­
ten Bestimmungen erfolgt. 

(9) Scheidet ein Mitglied aus dem Verein aus, so richtet 
sich die Nachfolge nach den Bestimmungen der Absätze 1 
bis 3 und 5. 

(10) §§ 63 Abs. 2, 113 Abs. 1 Satz 2 und 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
und § 26 Abs. 4 Satz 4 und 5 der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen finden auf die Mitglieder 
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 keine Anwendung. 

§ 27 
Mitgliederversammlung 

und Vorstand 

(1) Die Satzung muß vorsehen, daß die Mitgliederver­
sammlung über alle Fragen von grundsätzlicher Bedeu­
tung für die Veranstaltergemeinschaft berät und be­
schließt. 

(2) Der Mitgliederversammlung müssen satzungsgemäß 
insbesondere folgende Aufgaben obliegen: 

1. Beschlußfassung über die Satzung, 

2. Wahl und Abberufung des Vorstands, 

3. Beschlußfassung über die Einstellung und Entlassung 
der leitenden Beschäftigten und aller redaktionellen 
Beschäftigten, 

4. Beschlußfassung über den jährlichen Wirtschafts­
und Stellenplan, 

5. Zustimmung zum Abschluß von Tarifverträgen, 

6. Beschlußfassung über Grundsatzfragen der Pro­
grammplanung und der Rundfunktechnik, 

7. übeI'Vllachung der ErfüllWlg des Programmauftrags, 
der Einhaltung der Programmgrundsätze und der 
Grundsätze für lokalen Rundfunk, 

8. Aufstellung und Änderung des Programmschemas, 

9. Änderung der Programmdauer, 

10. Abschluß, Änderung und Kündigung der Vereinba-
rung mit der Betriebsgesellschaft, 

11. Aufstellung des Redakteurstatuts, 

12. Beschlußfassung über ein Rahmenprogramm, 

13. Auflösung des Vereins. 

Die Satzung kann vorsehen, daß die Mitgliederver­
sammlung die Aufgaben nach Satz 1 Nr. 3, 5 bis 9 und 11 
durch Beschluß mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
aller Mitglieder dem Vorstand übertragen, aber jederzeit 
mit den Stimmen der Mehrheit der Mitglieder wieder an 
sich ziehen kann. 

(3) Die Satzung muß vorsehen, daß die Mitgliederver­
sammlung beschlußfähig ist, wenn die Hälfte der Mitglie­
der anwesend ist und alle Mitglieder nach näherer 
Vorschrift der Satzung geladen wurden, daß anderenfalls 
alle Mitglieder innerhalb angemessener Frist erneut zu 
laden sind und daß in der darauf stattfindenden Sitzung 
die Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl 
der anwesenden Mitglieder beschlußfähig ist. 

(4) Für Beschlüsse der Mitgliederversammlung muß die 
Satzung folgende Regelung vorsehen: 

1. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

2. Soweit in Nummer 3 nichts anderes geregelt ist, wer­
den Beschlüsse mindestens mit Mehrheit der Stimmen 
der anwesenden Mitglieder gefaßt. 

3. Beschlüsse der Mitgliederversammlung über Einstel­
lung und EntlassWlg der Chefredakte1!,rin oder des 
Chefredakteurs, über den Abschluß, die Anderung und 
die Kündigung der Vereinbarung mit der Betriebsge­
sellschaft, über die Wahl und die Abberufung des 
Vorstands und über die Übertragung der in Absatz 2 
Satz 2 genannten Aufgaben bedürfen einer Mehrheit 
von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Mitglie­
der, mindestens jedoch der Mehrheit aller Mitglieder. 

Beschlüsse nach Satz 1 Nr. 3 dürfen mit Ausnahme der 
Wahl und Abberufung des Vorstands erst nach Abschluß 
des Verfahrens nach § 26 Abs. 2 Nr. 6 und Abs. 3 erfolgen. 

(5) Die Satzung muß vorsehen, daß der Vorstand aus 
drei Personen besteht. 

(6) Die Satzung muß ferner vorsehen, daß dem Vorstand 
vor allem die Aufgabe übertragen wird, 

1. den Verein gerichtlich und außergerichtlich zu vertre­
ten, 

2. den Entwurf des jährlichen Wirtschafts- und Stellen­
plans aufzustellen und 

3. die Mitgliederversammlung vorzubereiten. 

§ 28 
Chefradakteurin oder Chefredakteur 

(1) Die Veranstaltergemeinschaft muß eine Beschäftigte 
oder einen Beschäftigten mit der redaktionellen Leitung 
betrauen (Chefredakteurin oder Chefredakteur). 

(2) Die Einstellung und Entlassung der Chefredakteu­
rin oder des Chefredakteurs bedarf der Zustimmung der 
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Betriebsgesellschaft. Diese darf die Zustimmung nur aus 
Gründen verweigern, die nicht mit der publizistischen 
Einstellung der Chefredakteurin oder des Chefredakteurs 
zusammenhängen. 

(3) Die Satzung der Veranstaltergemeinschaft muß 
vorsehen, daß die Chefredakteurin oder der Chefredak­
teur im Rahmen des Stellenplans Vorschläge für die 
Einstellung und Entlassung von redaktionellen Beschäf­
tigten unterbreiten kann und daß gegen den Widerspruch 
der Chefredakteurin oder des Chefredakteurs redaktio­
nelle Beschäftigte nicht eingestellt und entlassen werden 
dürfen. 

§ 29 
Betriebsgesellschaft; 

Vereinbarung 
mit der Veranstaltergemeinschaft 

(1) Die Zulassung darf nur erteilt werden, wenn die 
Veranstaltergemeinschaft eine für die beantragte Dauer 
verbindliche vertragliche Vereinbarung mit einer Be­
triebsgesellschaft nachweist, deren sie sich zur Durch­
führung ihrer gesetzlichen Aufgaben bedient. 

(2) Die Vereinbarung muß die Verpflichtung der Veran­
staltergemeinschaft und der Betriebsgesellschaft enthal­
ten, daß eine Kündigung nach Absatz 7 nur mit einer Frist 
von einem halben Jahr bis zum Ende des Kalenderjahres 
erfolgen darf. Die Vereinbarung muß die Verpflichtung 
der Veranstaltergemeinschaft enthalten, Rundfunkwer­
bung nur von der Betriebsgesellschaft zu übernehmen. 
Sie muß die Verpflichtung der Betriebsgesellschaft ent­
halten, für die Dauer der Zulassung 

L die zur Produktion und zur Verbreitung des lokalen 
Programms erforderlichen technischen Einrichtungen 
zu beschaffen und der Veranstaltergemeinschaft zur 
Verfügung zu stellen, 

2. der Veranstaltergemeinschaft die zur Wahrnehmung 
ihrer gesetzlichen und durch die Vereinbarung be­
stimmten Aufgaben erforderlichen Mittel in vertrag­
lich bestimmtem Umfang zur Verfügung zu stellen; 
dies umfaßt auch die Mittel dafür, daß im Rahmen der 
Veranstaltergemeinschaft organisatorische Aufgaben 
haupt- oder nebenamtlich wahrgenommen werden 
können, 

3. der Veranstaltergemeinschaft die zur Wahrnehmung 
der gesetzlichen und durch die Vereinbarung bestimm­
ten Aufgaben erforderlichen Angaben (§ 25 Abs. 4 
Satz 6) zur Verfügung zu stellen, 

4. für die Veranstaltergemeinschaft den in § 24 Abs. 4 
Satz 1 genannten Gruppen Produktionshilfen zur 
Verfügung zu stellen; dabei müssen alle Gruppen 
gleichbehandelt werden, 

5. eine Vertreterin oder einen Vertreter der Veranstalter­
gemeinschaft an den Sitzungen der Organe der Be­
triebsgesellschaft teilnehmen zu lassen, 

6. die Vereinbarung nur mit einer Veranstaltergemein­
schaft zu treffen. 

(3) Mit dem Zulassungsantrag der Veranstaltergemein­
schaft sind die vertraglichen Vereinbarungen vorzulegen 
und die notwendigen Angaben zu machen, aus denen 
hervorgeht, daß die Betriebsgesellschaft wirtschaftlich 
und organisatorisch die Erfüllung der mit der Veranstal­
tergemeinschaft vertraglich getroffenen Vereinbarungen 
gewährleistet. 

(4) Die Veranstaltergemeinschaft muß nachweisen, daß 
sie die vertragliche Vereinbarung mit einer Betriebsge­
sellschaft abgeschlossen hat, die erwarten läßt, daß sie 
zur Gewährleistung einer freien und vielfältigen Presse 
den Belangen aller im Verbreitungsgebiet (§ 31) erschei­
nenden Tageszeitungen mit Lokalausgaben angemessen 
Rechnung trägt. Unternehmen mit einer oder mehreren 
Tageszeitungen dürfen insgesamt nicht mehr als 75 vom 
Hundert der Kapital- und Stimmrechtsanteile an der 
Betriebsgesellschaft besitzen; erscheinen im Verbrei­
tungsgebiet (§ 31) mehrere Tageszeitungen mit Lokalaus­
gaben, so müssen sie im Zweifel entsprechend ihren 
Marktanteilen beteiligt sein. Handelt es sich um ein 
abhängiges oder herrschendes Unternehmen oder um ein 

Konzernunternehmen im Sinne des Aktiengesetzes, so 
sind ihm die Anteile zuzurechnen, die von den mit ihm 
verbundenen Unternehmen gehalten werden. 

(5) Besteht keine Betriebsgesellschaft, die den Anforde­
rungen nach Absatz 4 entspricht, so entscheidet die LfR 
unter Berücksichtigung einer möglichst großen örtlichen 
Medienvielfalt darüber, ob von dem Erfordernis nach 
Absatz 4 Satz 1 abgesehen werden kann. Absatz 4 Satz 1 
findet keine Anwendung, wenn die vertragliche Verein­
barung nicht zustandekommt, weil Betriebsgesellschaf­
ten, die den Anforderungen nach Absatz 4 entsprechen, 
Forderungen stellen, die über die dort genannten Belange 
hinausgehen. Kann in einem Verbreitungsgebiet (§ 31) 
mehr als ein Hörfunkprogramm oder mehr als ein 
Fernsehprogramm zugelassen werden, so gilt Absatz 4 
Satz 1 nur für das Programm mit der größten technischen 
Reichweite; bei mehreren Programmen mit gleicher tech­
nischer Reichweite legt die LfR das Programm fest, für 
das Absatz 4 Satz 1 gilt. 

(6) Gemeinden und Gemeindeverbände sowie Unter­
nehmen und Vereinigungen, an denen eine oder mehrere 
Gemeinden oder Gemeindeverbände beteiligt sind (kom­
munale Träger), haben bis zur Zulassung der Veranstal­
tergemeinschaft das Recht, eine Beteiligung an der Be­
triebsgesellschaft mit insgesamt bis zu 25 vom Hundert 
der Kapital- und Stimmrechtsanteile zu verlangen. Die 
§§ 107, 108 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen finden keine Anwendung. 

(7) Für die Kündigung der vertraglichen Vereinbarung 
zwischen Veranstaltergemeinschaft und Betriebsgesell­
schaft gelten folgende Bestimmungen: 

1. Will die Veranstaltergemeinschaft oder die Betriebsge­
seilschaft die Vereinbarung kündigen, so hat sie dies 
der LfR vorher anzuzeigen. Die LfR hat auf eine 
Fortdauer der Vereinbarung im Rahmen der gesetzli­
chen und vertraglichen Bestimmungen hinzuwirken. 
Erfolgt eine Kündigung, bevor die LfR die Einigungs­
versuche (Satz 2) für gescheitert erklärt hat, So erlischt 
bei Kündigung durch die Veranstaltergemeinschaft 
deren Zulassung; kündigt die Betriebsgesellschaft, so 
findet Absatz 4 Satz 1 auf die von der Veranstalterge­
meinschaft vorzulegende neue Vereinbarung keine 
Anwendung. 

2. Kündigt die Veranstaltergemeinschaft unter Beach­
tung von Nummer 1 die Vereinbarung mit der Be­
triebsgesellschaft wegen einer schwerwiegenden Ver­
tragsverletzung, so entscheidet die LfR binnen zwei 
Monaten darüber, ob Absatz 4 Satz 1 auf die von der 
Veranstaltergemeinschaft vorzulegende neue Verein­
barung Anwendung findet. Sie hat dabei Bedeutung 
und Gewicht der Vertragsverletzung sowie die in 
Absatz 4 Satz 1 genannten Belange abzuwägen. Die 
neue Vereinbarung ist spätestens drei Monate nach der 
Entscheidung der LfR (Satz 1) vorzulegen, anderen­
falls widerruft diese die Zulassung. 

3. Kündigt die Betriebsgesellschaft unter Beachtung von 
Nummer 1 die Vereinbarung mit der Begründung, daß 
durch eine schwerwiegende Vertragsverletzung der 
Veranstaltergemeinschaft den in Absatz 4 Satz 1 
genannten Belangen nicht mehr angemessen Rechnung 
getragen werde, so entscheidet die LfR binnen zwei 
Monaten über den Widerruf der Zulassung. Sie hat 
dabei Bedeutung und Gewicht der Vertragsverletzung 
und die in Absatz 4 Satz 1 genannten Belange abzuwä­
gen. 

§ 30 
Rahmenprogramm 

(1) Veranstaltergemeinschaften können untereinander 
und mit Dritten Vereinbarungen über die Veranstaltung 
und Verbreitung eines Rahmenprogramrns oder über die 
Veranstaltung und Verbreitung von eigener Werbung im 
Programm des Dritten treffen. Für das Rahmenpro­
gramm geiten die Vorschriften des 2. bis 5. Abschnitts mit 
Ausnahme der §§ 15a, 19 Abs. 2, 3 und 5 bis 7; veranstaltet 
und verbreitet der Westdeutsche Rundfunk Köln auf­
grund einer Vereinbarung nach Satz 1 das Rahmenpro­
gramm, so gilt dafür das Gesetz über den "Westdeutschen 
Rundfunk Köln". Jeder Veranstalter eines Rahmenpro-

• 
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gramms muß sich gegenüber der UR verpflichten, jeder 
Veranstaltergemeinschaft die Verbreitung des Rahmen­
programms zu gleichen Bedingungen anzubieten. 

(2) Die Vereinbarung jeder Veranstaltergemeinschaft 
nach Absatz 1 Satz 1 bedarf des Einvernehmens mit der 
Betriebsgesellschaft. 

§ 31 
Örtliches Verbreitungsgebiet 

(1) Die Verbreitungsgebiete für lokale Programme legt 
die LfR durch Satzung fest. Das Verbreitungsgebiet für 
lokale Programme ist das Gebiet eines Kreises oder einer 
kreisfreien Stadt, sofern die Übertragungskapazitäten 
und die örtlichen Verhältnisse einen wirtschaftlich lei­
stungsfähigen lokalen Rundfunk ermöglichen. Anderen­
falls sind hiervon abweichende Verbreitungsgebiete nach 
folgenden Grundsätzen festzulegen: 

1. Das Verbreitungsgebiet soll nicht mehr als 600000 
Einwohnerinnen und Einwohner umfassen, 

2. es soll zusammenhängende Kommunikations-, Kultur­
und Wirtschaftsräume berücksichtigen, 

3. es soll die kommunalen Gebietsgrenzen berücksichti­
gen, 

4. es soll einen wirtschaftlich leistungsfähigen lokalen 
Rundfunk ermöglichen . 

Die Festlegung der Verbreitungsgebiete hat zu gewähr­
leisten, daß im Geltungsbereich dieses Gesetzes ein 
flächendeckender lokaler Rundfunk entstehen kann. 

(2) Umfaßt das Verbreitungsgebiet über einen Kreis 
oder eine kreisfreie Stadt hinaus weitere Kreise, kreis­
freie Städte oder kreisangehörige Gemeinden, kann die 
LfR die Zulassung unter der Auflage erteilen, daß im 
Rahmen des lokalen Programms Fensterprogramme für 
Teile des Verbreitungsgebiets verbreitet werden. 

(3) Wird das Programm ausschließlich leitungsgebun­
den durch eine Kabelanlage verbreitet, so gilt als Verbrei­
tungsgebiet das von der Kabelanlage versorgte Gebiet. 

7. Abschnitt: 
Sendungen bei örtlichen Veranstaltungen, 

in Einrichtungen, 
in Wohnanlagen und in Hochschulen 

§ 32 
Sendungen bei örtlichen Veranstaltungen 

und in Einrichtungen 

(1) Für Sendungen, die 

a) im örtlichen Bereich einer öffentlichen Veranstaltung 
und im zeitlichen Zusammenhang damit veranstaltet 
und verbreitet werden oder 

b) für Einrichtungen angeboten werden, wenn diese für 
gleiche Zwecke genutzt und die Sendungen nur dort 
empfangen werden können und im funktionellen 
Zusammenhang mit den in diesen Einrichtungen zu 
erfüllenden Aufgaben stehen, 

wird die Zulassung durch die LfR in einem vereinfachten 
Zulassungsverfahren erteilt. Die Zulassung für Sendun­
gen nach Satz 1 Buchstabe a) darf einem Veranstalter für 
die gleiche Veranstaltung nur für ein bestimmtes Veran­
staltungsgelände im jeweiligen örtlichen Verbreitungsge­
biet (§ 31) und nur für die Dauer der Veranstaltung, 
längstens für eine Veranstaltungsdauer von zwei Wochen 
erteilt werden. Die Zulassung für Sendungen nach Satz 1 
Buchstabe b) wird für längstens vier Jahre erteilt. Wer­
bung in Sendungen nach Satz 1 Buchstabe b) ist nicht 
zulässig. 

(2) § 4 Ab,. 1, § 9, § 12 Abs. 1,2,4 und 5, §§ 14, 15, 16 und 
18 gelten entsprechend; §§ 22 bis 22c gelten nur bei 
Sendungen nach Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a) entspre­
chend. Die Person oder Personengruppe, die die Sendung 
in der Einrichtung verbreitet, gilt als Veranstalter im 
Sinne dieser Vorschriften. Sendungen, die der Öffentlich­
keitsarbeit einzelner Parteien, Wählergruppen oder an 
Wahlen beteiligter Vereinigungen dienen, sind nur in 
deren Einrichtungen zulässig. 

(3) Bei Verstoß gegen die Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 finden § 10 Abs. 1, 2, 8 und 9 entsprechende 
Anwendung. Die Lffi kann Sendungen ganz oder teil­
weise untersagen, wenn ihre Anweisungen innerhalb 
einer von ihr bestimmten Frist nicht befolgt werden. 

(4) Die Zulassung für die Verbreitung. von Sendungen 
nach Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a) über übertragungska­
pazitäten, die zur drahtlosen Verbreitung von Rundfunk 
geeignet sind, darf nur erteilt werden, 

1. wenn die übertragungskapazitäten nicht für die Ver­
breitung von Rundfunkprogrammen benötigt werden, 
für die ein vereinfachtes Zulassungsverfahren nicht 
gilt, und 

2. wenn die Sendungen nicht wesentlich über das in der 
Zulassung bestimmte Veranstaltungsgelände hinaus 
empfangbar sind; dies gilt nicht für die übertragung 
von Gottesdiensten. 

§ 33 
Sendungen in Wohnanlagen 

Sendungen außerhalb von Einrichtungen, die in einem 
Gebäude oder zusammengehörigen Gebäudekomplex 
mittels einer Kabelanlage mit bis zu 100 angeschlossenen 
Wohneinheiten veranstaltet und verbreitet werden, kön­
nen ohne Zulassung durchgeführt werden. Werbung ist 
unzulässig. Die Gebäudeeigentümerin oder der Gebäude­
eigentümer ist verpflichtet, der LfR vor Aufnahme des 
Sendebetriebs Art und Umfang der Sendungen sowie 
Name und Anschrift der Person oder Personeng~ppe 
anzuzeigen, die die Sendungen verbreitet. Spätere Ände­
rungen sind unverzüglich anzuzeigen. Im übrigen gelten 
§ 12 Abs. I, 2, 4 und 5, §§ 14, 15, 16,18 und 32 Abs. 2 Satz 2 
und 3 und Abs. 3 entsprechend. 

§ 338 
Sendungen in Hochschulen 

(1) Für Sendungen, die im örtlichen Bereich von 
Hochschulen veranstaltet und verbreitet werden und die 
in funktionellem Zusammenhang mit den von den Hoch­
schulen zu erfüllenden Aufgaben stehen, wird die Zulas­
sung durch die LfR in einem vereinfachten Zulassungs­
verfahren für höchstens vier Jahre erteilt. Öffentlich­
rechtliche Rundfunkveranstalter dürfen sich im Rahmen 
der für sie geltenden gesetzlichen Bestimmungen an den 
Sendungen beteiligen. Werbung ist in den Sendungen 
nicht zulässig. Sponsoring ist zulässig. 

(2) § 4 Ab •. I, § 9, § 12 Abs. 1,2,4 und 5, §§ 14, 15, 16, 18 
und 22c gelten entsprechend. Das Mitglied der Hoch­
schule, welches die Sendung verbreitet, gilt als Veranstal­
ter im Sinne dieser Vorschriften. Verbreiten mehrere 
Mitglieder der Hochschule die Sendung, gelten diese als 
Veranstalter. Sendungen, die der Öffentlichkeitsarbeit 
einzelner Parteien, Wählergruppen oder an Wahlen betei­
ligter Vereinigungen dienen, sind nicht zulässig. 

(3) Erfüllen mehrere Mitglieder der Hochschulen die 
Voraussetzungen für eine Zulassung, so soll die LfR 
darauf hinwirken, daß alle Antragsteller Sendungen 
verbreiten können. Kommt eine Einigung nicht zustande, 
kann die Nutzung der übertragungskapazität zeitlich auf 
die Antragsteller aufgeteilt werden. 

(4) § 32 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(5) Die Zulassung zur Verbreitung von Sendungen über 
Übertragungskapazitäten, die zur drahtlosen Verbrei­
tung von Rundfunk im örtlichen Bereich der Hochschule 
geeignet sind, darf nur erteilt werden, wenn die übertra­
gungskapazitäten nicht für die Verbreitung von Rund­
funkprogrammen benötigt werden, für die ein verein­
fachtes Zulassungsverfahren nicht gilt. Entsprechendes 
gilt für die Verbreitung von Sendungen in Kabelanlagen. 

8. Abschnitt: 
Offener Kanal 

§ 34 
Offener Kanal im lokalen Rundfunk 

Programmbeiträge zum Offenen Kanal im lokalen 
Rundfunk sind diejenigen Programmbeiträge, die nach 
§ 24 Abs. 4 in ein lokales Programm einbezogen werden. 
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§ 35 
Offener Kanal in Kabelanlagen 

(1) Die LfR läßt auf Antrag juristische Personen oder 
auf Dauer angelegte Personenvereinigungen für minde­
stens zwei und höchstens vier Jahre mit der Aufgabe zu, 
technische Einrichtungen (einschließlich 'Aufnahmege­
räte und andere technische Produktionshilfen) für einen 
Offenen Kanal im Fernsehen bereitzuhalten, in dem 
Beiträge über Kabel verbreitet werden (Arbeitsgemein­
schaft). § 5 Abs. 1 und 2, § 8 Ab,. 1 Satz 2, §§ 9, 10 Ab,. 1 
gelten entsprechend; für kommunale Träger gilt § 29 
Abs. 6 entsprechend. Unter mehreren Arbeitsgemein­
schaften wird die Zulassung derjenigen erteilt, die wirt­
schaftlich und organisatorisch am ehesten erwarten läßt, 
daß sie die ihr obliegenden Aufgaben erfüllt. 

(2) Die Zulassung ist zurückzunehmen, wenn 

a) eine Zulassungsvoraussetzung nicht gegeben war oder 

b) die Arbeitsgemeinschaft sie durch unrichtige oder 
unvollständige Angaben, durch Täuschung, Drohung 
oder sonstige rechtswidrige Mittel erlangt hat. 

(3) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn 

a) eine Zulassungsvoraussetzung entfällt, 

b) die Arbeitsgemeinschaft aus Gründen, die von ihr zu 
vertreten sind, die technischen Einrichtungen auch 
nach Ablauf einer von der LfR gesetzten Frist nicht 
mehr bereithält oder 

c) die Arbeitsgemeinschaft gegen ihre Verpflichtungen 
nach diesem Gesetz dreimal schwerwiegend verstoßen 
hat, die LfR den Verstoß jeweils durch Beschluß als 
schwerwiegend festgestellt und diesen der Arbeitsge­
meinschaft zugestellt hat. 

(4) Die Arbeitsgemeinschaft wird für einen Vermögens­
nachteil, den ·sie infolge von berechtigten Maßnahmen 
nach Absätzen 2 und 3 erleidet, nicht entschädigt. §§ 48 
und 49 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nord­
rhein-Westfalen finden keine Anwendung. 

(5) Jeder Betreiber einer Kabelanlage hat der Arbeits­
gemeinschaft auf deren Verlangen einen Kanal für Fern­
sehen zur Verbreitung von Bei trägen von Personen oder 
Gruppen zur Verfügung zu stellen, die keiner Veranstal­
tergemeinschaft angehören und von der Befugnis nach 
§ 26 Abs. 1 Satz 1 keinen Gebrauch gemacht haben 
(Nutzerinnen oder Nutzer). Satz 1 gilt nicht für Betreiber 
von Kabelanlagen in Einrichtungen (§ 32) und Wohnanla­
gen (§ 33). Der Betreiber einer Kabelanlage mit einer 
Kapazität von mehr als 15 Fernsehkanälen hat auf 
Verlangen der LfR der Arbeitsgemeinschaft einen Fern­
sehkanal unentgeltlich zur Verbreitung von Beiträgen 
von Nutzerinnen und Nutzem zur Verfügung zu stellen. 

(6) Wer unbeschränkt geschäftsfähig ist und im Ver­
breitungsgebiet seine Hauptwohnung, seinen ständigen 
Aufenthalt oder Sitz hat, hat nach Maßgabe dieser 
Bestimmung und der Satzung der LfR als Nutzerin oder 
Nutzer gegenüber der Arbeitsgemeinschaft Anspruch 
darauf, im Offenen Kanal zu Wort kommen zu können. 
Die Beiträge für den Offenen Kanal müssen den Bestim­
mungen des § 12 Ab,. 1, 2 Satz 1 und 2, Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 
und des § 14 entsprechen, unentgeltlich erbracht werden 
und dürfen keine Werbung enthalten. Jeder Beitrag muß 
Namen und Anschriften der Nutzerin oder des Nutzers 
sowie der Person, die für den Inhalt verantwortlich ist 
(§ 15 Abs. l), enthalten. Die Nutzerin oder der Nutzer muß 
sich schriftlich verpflichten, die LfR und die Arbeitsge­
meinschaft von Schadensersatzansprüchen Dritter frei­
zustellen. Für den Beitrag ist jede Nutzerin und jeder 
Nutzer selbst verantwortlich. Die Arbeitsgemeinschaft 
kann von jeder Nutzerin und jedem Nutzer für die 
Verbreitung seines Beitrags die Erstattung ihrer Selbst­
kosten verlangen; dabei sind alle Nutzerinnen und Nutzer 
gleichzuhehandeln. 

(7) Unzulässig sind 

1. Beiträge staatlicher Stellen und kommunaler Träger 
(§ 29 Abs. 6), 

2. Beiträge, die in einem Zeitraum von drei Monaten vor 
einer Wahl im Verbreitungsgebiet der Öffentlichkeits­
arbeit von Parteien und Wählergruppen dienen. 

(8) Einzelheiten werden durch Satzung der LfR nach 
folgenden Grundsätzen geregelt: 

1. Die Arbeitsgemeinschaft kann jede Nutzerin und jeden 
Nutzer beraten. Sie kann gegen Erstattung der Selbst­
kosten Produktionshllfen zur Verfügung stellen und 
die Ausleihe von Aufnahmegeräten ermöglichen. Da­
bei sind alle Nutzerinnen und Nutzer gleichzubehan­
deIn. 

2. Für die einzelne Sendung und für die monatliche 
Gesamtsendezeit einer Nutzerin oder eines Nutzers 
wird allgemein eine Höchstdauer festgelegt. Sie ist so 
zu bemessen, daß Beiträge aller Nutzerinnen und 
Nutzer innerhalb eines angemessenen Zeitraums ver­
breitet werden können. 

3. Beiträge werden grundsätzlich in der Reihenfolge 
ihres Eingangs verbreitet; die Satzung kann insbeson­
dere unter Berücksichtigung der zeitlichen Wünsche 
der Nutzerinnen und Nutzer, vor allem für aktuelle 
Beiträge, abweichende Regelungen treffen. 

4. Die für den Beitrag verantwortliche Person (Absatz 6 
Satz 3) stellt der Arbeitsgemeinschaft eine Aufzeich­
nung des Beitrags zur Verfügung, die die Arbeitsge­
meinschaft bis zum Ablauf der in § 17 Abs. 2 genannten 
Frist aufzubewahren hat. Gegendarstellungsansprü­
che (§ 18) sind an die für den Beitrag verantwortliche 
Person zu richten; die Arbeitsgemeinschaft teilt ihren 
Namen und ihre Anschrift auf Verlangen mit. Für die 
Kosten der Gegendarstellung haften die Nutzerin oder 
Nutzer und die jeweils verantwortliche Person (Ab­
satz 6 Satz 3) gesamtschuldnerisch. 

(9) In Zweifelsfällen entscheidet die LfR. 

(10) Verstößt eine Nutzerin oder ein Nutzer gegen 
Pflichten nach den Absätzen 6 und 7 oder nach Absatz 8 
in Verbindung mit der Satzung der LfR, so gilt § 10 Abs.l, 
2, 8 und 9 entsprechend. Nach zweimaligem schwerwie­
genden Pflichtverstoß kann die LfR anordnen, daß Bei­
träge dieser Nutzerin oder dieses Nutzers bis zu sechs 
Monaten nicht verbreitet werden dürfen. Bei wiederhol­
ten Verstößen können Maßnahmen nach Satz 2 auch 
mehrfach angeordnet werden. 

§ 36 
Förderung Offener Kanäle 

(1) Die LfR kann im Rahmen ihres Haushalts 

1. für Beiträge nach § 34 und 

2. für Offene Kanäle in Kabelanlagen 

Zuschüsse gewähren; die Zuschüsse für Beiträge nach 
§ 34 betragen mindestens 15 vom Hundert der Einnahmen 
der LfR. Die Zuschußbeiträge nach Satz 1 Nr. 1 und 2 sind 
im Haushaltsplan der Lffi getrennt auszuweisen. 

(2) Zuschüsse werden auf Antrag gewährt. Die Zu­
schüsse für Beiträge nach § 34 dürfen die tatsächlichen 
Kosten für die Herstellung dieser Beiträge nicht über­
schreiten. Antragsberechtigt sind in den Fällen des 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 die in § 24 Abs. 4 Satz 1 genannten 
Gruppen, im Fall des Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 die in § 35 
Abs. 1 genannten Arbeitsgemeinschaften. Die LfR hat von 
den Antragsberechtigten eine angemessene Eigenleistung 
zu verlangen. 

(3) Die LfR kann mit einzelnen Aufgaben der Beratung 
von Gruppen nach § 24 Ab,. 4, von Arbeitsgemeinschaften 
(§ 35 Abs. 1 Satz 1) und von den Nutzerinnen und Nutzern 
(§ 35 Abs. 5 Satz 1) Dritte beauftragen, die über Erfahrun­
gen bei der Durchführung Offener Kanäle verfügen. 

(4) Einzelheiten der Zuschußgewährung regelt die LfR 
durch Satzung. 

9. Abschnitt: 
Weiterverbreitung 

von Rundfunkprogrammen in Kabelanlagen 

§ 37 
Anzuwendende Vorschriften 

(1) Für die Weiterverbreitung von Rundfunkprogram­
men in Kabelanlagen gelten § 2 Abs. 3 und 4, 6, 8 und die 
Bestimmungen dieses Abschnitts. 

• 
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(2) Rundfunkprogramme, die außerhalb des Geltungs­
bereichs dieses Gesetzes in rechtlich zulässiger Weise 
verbreitet werden, dürfen nach Maßgabe dieses Ab­
schnitts in Kabelanlagen inhaltlich unverändert, voll­
ständig und zeitgleich weiterverbreitet werden. Rechte 
Dritter, vor allem Urheberechte, bleiben unberührt. 

(3) Für die inhaltlich veränderte, unvollständige oder 
zeitversetzte Weiterverbreitung von Programmen gelten 
die §§ 2 bis 22 c, 32 und 33. 

§ 38 
Weiterverarbeitungsgrundsätze 

(1) Die weiterverbreiteten Rundfunkprogramme sind 
zu sachgemäßer, umfassender und wahrheitsgemäßer 
Information verpflichtet. Sie müssen Betroffenen eine 
ausreichende Gegendarstellungsmöglichkeit oder ein 
ähnliches Recht einräumen. Sie haben die Würde des 
Menschen und die sittlichen, religiösen und weltanschau­
lichen überzeugungen anderer zu achten. Sie dürfen 
nicht den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllen. Die 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Menschen­
würde und zum Jugendschutz (§ 14) sowie zum Schutz der 
persönlichen Ehre sind zu beachten. Kein weiterverbrei­
tetes Rundfunkprogramm darf einseitig nur einzelne 
Meinungsrichtungen berücksichtigen oder einseitig einer 
Partei oder Gruppe, einer Interessengemeinschaft oder 
einer Weltanschauung dienen. 

(2) Sendungen einschließlich Werbesendungen dürfen 
nicht weiterverbreitet werden, wenn sie über die in 
diesem Gesetz vorgesehenen besonderen Sendezeiten 
hinaus einzelnen Parteien oder an Wahlen beteiligten 
Wählergruppen im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
zur Öffentlichkeitsarbeit dienen. 

(3) §§ 22 bis 22 d gelten entsprechend. 

(4) Für bundesweit weiterverbreitete inländische 
Rundfunkprogramme gilt anstelle der Absätze 1 bis 3 das 
im Ursprungsland geltende Recht einschließlich der 
Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrags. 

§ 39 
Verfahren 

(1) Der Anbieter eines Rundfunkprogramms oder der 
Betreiber einer Kabelanlage hat die Weiterverbreitung 
spätestens zwei Monate vor deren Beginn der LfR 
anzuzeigen. Satz 1 gilt nicht für die in § 41 Abs. 1 
bezeichneten Rundfunkprogramme in ihrem jeweiligen 
Verbreitungsgebiet. 

(2) Die Anzeige muß den Anbieter und das weiterzuver­
breitende Programm bezeichnen. Wer anzeigt, muß ge­
genüber der LfR glaubhaft machen, daß Rechte Dritter, 
vor allem Urheberrechte, der Weiterverbreitung nicht 
entgegenstehen; er muß sich schriftlich verpflieh ten, die 
LfR von U rheberrechtsanspruchen Dritter freizustellen. 
Die LfR kann in Zweifelsfällen verlangen, daß ihr 
innerhalb einer von ihr bestimmten Frist Sicherheit 
geleistet wird. 

(3) Wer anzeigt, ist verpflichtet, der LfR unverzüglich 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Aus­
künfte zu erteilen und entsprechende Unterlagen vorzu­
legen. 

(4) Der Betreiber hat eine Kabelanlage, in der er 
Rundfunkprogramme weiterzuverbreiten beabsichtigt, 
der LfR zu melden. Spätestens vier Monate nach Beginn 
der Weiterverbreitung hat er der LfR die Kanalbelegung 
mitzuteilen. 

§ 40 
Untersagung 

(1) Die LfR untersagt die Weiterverbreitung eines 
Rundfunkprogramms nach näherer Bestimmung der Ab­
sätze 2 bis 6, wenn 

a) der Anbieter nach dem für ihn geltenden Recht zur 
Veranstaltung von Rundfunk nicht befugt ist oder 
wenn die im Ursprungsland zuständige Stelle festge­
stellt hat, daß das Programm den dort geltenden 
Rechtsvorschriften nicht entspricht, 

b) der Anbieter wieäerholt gegen die Weiterverbrei­
tungsgrundsätze (§ 38) verstößt, insbesondere wieder­
holt die Meinungsvielfalt erheblich beeinträchtigt, 

c) das Rundfunkprogramm inhaltlich verändert, unvoll­
ständig oder zeitversetzt weiterverbreitet wird, 

d) die Bestimmungen des § 41 nicht eingehalten werden 
oder 

e) entgegen § 39 Abs. 1 bis 3 Anzeigen oder Unterlagen 
nicht vollständig oder nicht fristgerecht vorlegt, Aus­
künfte nicht vollständig oder nicht fristgerecht erteilt, 
wissentlich unrichtige Angaben gemacht oder Sicher­
heiten nicht fristgerecht geleistet werden. 

(2) Liegt ein Untersagungsgrund vor Beginn der Wei­
terverbreitung vor, so ordnet die LfR an, daß die Weiter­
verbreitung erst dann erfolgen darf, wenn sie festgestellt 
hat, daß dieses Gesetz der Weiterverbreitung nicht entge­
gensteht. 

(3) Tritt nach Feststellung der LfR ein Untersagungs­
grund nach Beginn der Weiterverbreitung ein, weist sie in 
den Fällen des Absatz 1 Buchstabe a) und b) den Anbie­
ter, in den Fällen des Absatz 1 Buchstabe c) und d) den 
Betreiber der Kabelanlage und in den Fällen des Absatz 1 
Buchstabe e) den jeweiligen Verpflichteten zunächst 
schriftlich darauf hin. Dauert der Rechtsverstoß fort oder 
wiederholt er sich, kann die LfR nach Anhörung die 
Weiterverbreitung 

a) im Falle des Absatz 1 Buchstabe a) endgültig untersa­
gen, 

b) im Falle des Absatz 1 Buchstabe b), c) und e) unter 
Berücksichtigung der Schwere und Häufigkeit des 
Verstoßes für einen bestimmten Zeitraum untersagen, 
der einen Monat nicht überschreiten darf, 

c) im Falle des Absatz 1 Buchstabe d) diejenigen Pro­
gramme endgültig untersagen, die der Rangfolge des 
§ 41 nicht entsprechen. 

Hat die LfR im Falle des Absatz 1 Buchstabe b), c) 
und e) dreimal durch Beschluß einen Vorstoß als schwer­
wiegend festgestellt und nach Satz 1 gerügt, untersagt sie 
die Weiterverbreitung endgültig. 

(4) Die Untersagung ist dem Betreiber der Kabelanlage 
und, wenn der Anbieter die Weiterverbreitung angezeigt 
hat, auch diesem zuzustellen. 

(5) Anbieter und Betreiber von Kabelanlagen werden 
für Verrnögensnachteile nicht entschädigt, die sie infolge 
einer berechtigten Maßnahme der LfR nach den Absätzen 
1 bis 3 erleiden. 

(6) §§ 48 und 49 Verwaltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen finden keine Anwendung . 

§ 41 
Rangfolge 

(1) Die Kanäle einer Kabelanlage sind vom Betreiber 
der Kabelanlage so zu belegen, daß alle angeschlossenen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer vorrangig die aufgrund 
des WDR-Gesetzes, des ZDF -Staatsvertrags und die 
aufgrund des Rundfunkstaatsvertrags veranstalteten öf­
fentlich-rechtlichen Programme, die aufgrund einer Zu­
lassung (§ 4) terrestrisch verbreiteten landesweiten 
Rundfunkprogramme, die lokalen Rundfunkprogramme 
im jeweiligen Verbreitungsgebiet und die Offenen Kanäle 
(§ 35) empfangen können. 

(2) Reicht die Kapazität einer Kabelanlage nicht aus, 
um alle übrigen weiterverbreiteten (§ 39), aufgrund einer 
Zulassung (§ 4) verbreiteten und terrestrisch mit durch­
schnittlichem Antennenaufwand im versorgten Gebiet 
der Kabelanlage empfangbaren Programme einzuspeisen, 
trifft die LfR eine Rangfolgeentscheidung. Bei der Rang­
folgeentscheidung hat sie folgende Grundsätze zu beach­
ten: 

1. Die Gesamtheit der in der Kabelanlage verbreiteten 
Rundfunkprogranune muß die Vielfalt der bestehen­
den Meinungen im Rundfunk in möglichster Breite und 
Vollständigkeit zum Ausdruck bringen und auf diese 
Weise umfassende Information geben. 
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2. Bei der Rangfolgeentscheidung ist insbesondere abzu­
wägen: 

a) Der Beitrag des Programms zur Angebots-. 
Sparten- und Meinungsvielfalt der Gesamtheit der 
in der Kabelanlage verbreiteten Rundfunkpro­
gramme, 

b) die inhaltliche Vielfalt des Programms und der 
Anteil an Information, Bildung, Beratung und Un­
terhaltung am Gesamtprogramm, 

c) in welchem Umfang im Programm die Ereignisse 
des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kul­
turellen Lebens in Nordrhein-Westfalen oder in 
Teilgebieten des Landes dargestellt werden und 
welchen Beitrag das Programm damit zur Mei­
nungsvielfalt in Nordrhein-Westfalen leistet, 

d) der Beitrag des Programms für die Darstellung der 
föderalen und kulturellen Vielfalt in der Bundesre­
publik Deutschland, 

e) der Beitrag des Programms zu kulturellen und 
Sprachenvielfalt im Gesamtangebot des Kabelnet­
zes, 

f) die Berücksichtigung von Minderheiten- und Ziel­
gruppeninteressen im Programm, 

g} der Beitrag des Programms zur Verständigung und 
zur Vereinigung der Völker Europas, 

h) der Anteil des Programms an Eigen-, Auftrags­
oder Gemeinschaftsproduktionen aus dem deutsch­
sprachigen oder ,europäischen Raum. 

Bei der Entscheidung nach Satz 1 ist auch die Akzep­
tanz des Programms bei den an der Kabelanlage 
angeschlossenen Teilnehmerinnen und Teilnehmern zu 
berücksichtigen. 

3. Programme, die im wesentlichen aus gleichen 1nhalten 
bestehen und nur in einem zeitlich geringen Umfang 
ein unterschiedliches Angebot enthalten, können unter 
Berücksichtigung der Auswahlgrundsätze der Num­
mer 2 nur einmal berücksichtigt werden. Dabei müssen 
die Programme nach Absatz 1 empfangen werden 
können. 

4. Bei grenznahen Verbreitungsgebieten- ist mindestens 
eines der jeweils grenzüberschreitend im versorgten 
Gebiet der Kabelanlage mit durchschnittlichem An­
tennenaufwand terrestrisch empfangbaren Pro­
gramme weiterzuverbreiten. Sieht eine Rangfolgeent­
scheidung die Weiterverbreitung von Programmen 
nach Satz 1 vor, stehen sie Programmen nach Absatz 1 
gleich. 

5. Die LfR kann bestimmen, daß bis zu zwei weitere 
fremdsprachige Programme, die für ausländische Bür­
gerinnen und Bürger bestimmt sind, in solchen Kabel­
anlagen unter Beachtung der Auswahlgrundsätze nach 
Nummer 2 vorrangig eingespeist werden, in deren 
Verbreitungsgebiet diese ausländischen Bürgerinnen 
und Bürger einen bedeutenden Anteil an der Bevölke­
rung stellen. 

In die Rangfolgeentscheidung nach Satz 1 sind terrestri­
sche Programme, die im versorgten Gebiet der Kabelan­
lage nur mit erhöhtem Antennenaufwand zu empfangen 
sind, einzubeziehen, wenn der Anbieter des Rundfunk­
programms oder der Betreiber der Kabelanlage dies der 
Lffi angezeigt hat (§ 39). 

(3) Bei der Kanalbelegung ist darauf zu achten, daß die 
vorrangig zu verbreitenden Programme von einer mög­
lichst großen Zahl von Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
empfangen werden können. Ein Kanal kann zur Nutzung 
zu unterschiedlichen Zeiten oder in turnusmäßigem 
Wechsel für mehrere Programme zugeteilt werden, so­
lange und soweit dadurch den in Absatz 2 genannten 
Kriterien eher entsprochen werden kann. 

(4) Die Lffi veröffentlicht regelmäßig, spätestens alle 
zwei Jahre, einen Bericht über die Entwicklung der 
Angebots- und Meinungsvielfalt der Gesamtheit der in 
Kabelanlagen im Geltungsbereich dieses Gesetzes wei­
terverbreiteten Rundfunkprogramme. 

(5) Für die in §§ 32 und 33 genannten Einrichtungen 
und Wohnanlagen läßt die LfR auf Antrag der Eigentü­
merin oder des Eigentümers oder des Betreibers der 
Kabelanlage Ausnahmen von der Rangfolge nach Absatz 
2 und 3 zu. Dabei sollen Wünsche der angeschlossenen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer angemessen berück­
sichtigt werden. 

(6) Die Lffi trifft die nach den Absätzen 1 bis 3 und 5 
erforderlichen Feststellungen. Die LfR kann durch Sat­
zung bestimmen, daß die Entscheidung nach Satz 1 in 
regelmäßigen Abständen, mindestens aber alle 18 Monate 
getroffen wird. Sie entscheidet im Benehmen mit den 
Kabelanlagenbetreibern über die Belegung der Kanäle in 
Kabelanlagen. Hinsichtlich der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkprogramme stellt sie das Benehmen mit dem 
WOR, dem Deutschlandradio oder dem ZDF her. Die Lffi 
soll für Veranstalter, deren Programm aUfgnmd einer 
Rangfolgeentscheidung nicht mehr in eine Kabelanlage 
eingespeist werden kann. übergangsfristen für den Voll­
zug der Rangfolgeentscheidung festsetzen. § 40 Abs. 5 und 
6 gilt entsprechend. 

(7) Die LfR regelt das Nähere unter Beachtung der 
Absätze 1 bis 3, 5 und 6 durch Satzung. In der Satzung ist 
insbesondere zu regeln, daß 

1. die Rangfolgeentscheidung mit der Kanalzuweisung 
sowohl dem Kabelanlagenbetreiber als auch den be­
troffenen Veranstaltern mitgeteilt und 

2. für den Empfang mit durchschnittlichem Antennen­
aufwand im versorgten Gebiet der Kabelanlage tech­
nische Kriterien zugrunde gelegt werden, die sich an 
den Empfangsmöglichkeiten durchschnittlicher Haus­
antennenanlagen nach dem Stand der Technik orien­
tieren. 

§ 42 
Sonderbestimmung 

für kleine Wohnanlagen 
§ 37 Abs. 1 und §§ 38 bis 41 gelten nicht für die 

inhaltlich unveränderte, vollständige und zeitgleiche 
Weiterverbreitung herangeführter Programme in Gebäu­
den oder zusammengehörigen Gebäudekomplexen, die 
über eine Kabelanlage mit bis zu 20 angeschlossenen 
Wohneinheiten verfügen. 

10. Abschnitt: 
Verteildienste 

§ 43 
Verteildienste 

von Rundfunkveranstaltern 

Jeder Rundfunkveranstalter kann über die ihm zuge­
wiesenen Übertragungskapazitäten zugleich Verteildien­
ste verbreiten. Für die Verteildienste gilt der Mediendien­
ste-Staatsvertrag vom 27. Juni 1997 (GV. NW. S. 158) und 
§ 20 Abs. 2 Rundfunkstaatsvertrag. 

§44 
übertragungskapazitäten 

für Verteildienste 

Übertragungskapazitäten dürfen im übrigen (§ 43) für 
Verteildienste nur genutzt werden, wenn und soweit für 
Fernsehen oder Hörfunk keine Zulassungsanträge oder 
Weiterverbreitungsanträge vorliegen. 

11. Abschnitt: 
Datenschutz 

§ 45 
Geltung 

von Datenschutzvorschriften 
Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes geregelt ist, 

sind die jeweils geltenden Vorschriften über den Schutz 
personenbezogener Daten anzuwenden, auch wenn die 
Daten nicht in Dateien verarbeitet oder genutzt werden. 
Die bestehenden Zuständigkeiten für die Überwachung 
der Einhaltung dieser Vorschriften bleiben unberührt. 

• 

• 



• 

• 
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§ 46 
Datenverarbeitung 

für publizistische Zwecke 

(1) Veranstalter und ihre Hilfsunternehmen haben, 
soweit sie personenbezogene Daten ausschließlich zu 
eigenen publizistischen Zwecken verarbeiten, die erfor­
derlichen technischen und organisatorischen Maßnah­
men zur Datensicherung zu treffen. 

(2) Führt die publizistische Verwendung personenbezo­
gener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellungen der 
Betroffenen oder zu Verpflichtungserklärungen, Verfü­
gungen oder Urteilen über die Unterlassung der Verbrei­
tung oder über den Widerruf des Inhalts der Daten, sind 
diese Gegendarstellungen, Unterlassungserklärungen 
oder Widerrufe zu den gespeicherten Daten zu nehmen 
und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die 
Daten selbst sowie bei einer Übermittlung der Daten 
gemeinsam mit diesen zu übermitteln. 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinen 
schutzwürdigen Interessen beeinträchtigt, so kann die 
betroffene Person Auskunft über die der Berichterstat­
tung zugrundeliegenden, zu seiner Person gespeicherten 
Daten verlangen. Die Auskunft kann nach Abwägung der 
schutzwürdigen Interessen der Beteiligten verweigert 
werden, soweit aus den Daten auf Personen, die bei der 
Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung mitgewirkt 
haben, oder auf die Person der Verfasserin oder des 
Verfassers, des oder der Einsendenden oder der Gewährs­
person von Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für 
den redaktionellen Teil geschlossen werden kann. Wer 
betroffen ist, kann die Berichtigung oder die Hinzufü­
gung einer eigenen Darstellung von angemessenem Um­
fang verlangen. Für die Aufbewahrung und Übermittlung 
gilt Absatz 2 entsprechend. 

§ 46a 
Grundsätze für die Datenverarbeitung 

bei Teilnehmerentgelten 

(1) Personenbezogene Daten über die Inanspruchnahme 
von Programmen gegen Entgelt (§ 21 Abs. 1) dürfen nur 
erhoben werden, verarbeitet und genutzt werden, soweit 
es dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift er­
laubt oder soweit die Teilnehmerin oder der Teilnehmer 
eingewilligt hat. 

(2) Für andere Zwecke dürfen diese Daten nur ver­
wandt werden, soweit es dieses Gesetz oder eine andere 
Rechtsvorschrift erlaubt oder die Teilnehmerin oder der 
Teilnehmer eingewilligt hat. 

(3) Die Inanspruchnahme von entgeltpflichtigen Pro­
grammen darf nicht von einer Einwilligung zur Verarbei­
tung oder Nutzung der personenbezogenen Daten für 
andere Zwecke abhängig gemacht werden. 

(4) Die Gestaltung und Auswahl technischer Einrich­
tungen für die Übermittlung von entgeltpflichtigen Pro­
grammen hat sich an dem Ziel auszurichten, keine oder 
nur so wenige personenbezogene Daten wie möglich zu 
erheben, zu verarbeiten und zu nutzen. 

(5) Wer entgeltpflichtige Programme in Anspruch 
nimmt, ist vor der Erhebung über Art, Umfang, Ort und 
Zweck der Erhebung seiner personenbezogenen Daten zu 
unterrichten. Bei automatisierten Verfahren die eine 
spätere Identifizierung der Person ermöglichen und eine 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezoge­
ner Daten vorbereiten, muß die Unterrichtung vor Beginn 
des Verfahrens erfolgen. Der Inhalt der Unterrichtung 
muß für die Teilnehmenden jederzeit abrufbar sein. Sie 
können auf die Unterrichtung verzichten. Die Unterrich­
tung und der Verzicht sind zu protokollieren. Der Ver­
zicht gilt nicht als Einwilligung im Sinne von Absatz 2. 

(6) Vor einer Einwilligung nach Absatz 2 ist auf das 
Recht auf jederzeitigen Widerruf mit Wirkung für die 
Zukunft hinzuweisen. Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend. 

(7) Die Einwilligung kann auch elektronisch erklärt 
werden, wenn der Rundfunkveranstalter sicherstellt, daß 

1. sie nur durch eindeutige und bewußte Handlung der 
Teilnehmerin oder des Teilnehmers erfolgen kann, 

2. sie nicht unerkennbar verändert werden kann, 

3. ihr Urheber eindeutig erkannt werden kann, 

4. die Einwilligung (Tag, Uhrzeit, Inhalt) protokolliert 
und 

5. der Inhalt der Einwilligung jederzeit von der Teilneh­
merin oder dem Teilnehmer abgerufen werden kann, 

(8) Der Rundfunkveranstalter hat die Inanspruch­
nahme von entgeItpflichtigen Programmen und ihre 
Bezahlung anonym oder unter Pseudonym zu ermögli­
chen, soweit dies technisch möglich und zumutbar ist. Die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer ist über diese Möglich­
keit zu infonnieren. 

§ 46b 
Bestandsdaten 

(1) ßoweit für die Begründung, inhaltliche Gestaltung 
oder Änderung eines Vertragsverhältnisses über die Nut­
zung von entgeltpflichtigen Programmen personenbezo­
gene Daten einer Teilnehmerin oder eines Teilnehmers 
erforderlich sind, darf der Rundfunkveranstalter diese 
Daten erheben, verarbeiten und nutzen (Bestandsdaten). 

(2) Eine Verarbeitung und Nutzung der Bestandsdaten 
für Zwecke der Beratung, der Werbung, der Marktfor­
schung oder zur bedarfsgerechten Gest~ltung technischer 
Einrichtungen des Rundfunkveranstalters ist nur zuläs­
sig, soweit die Teilnehmerin oder der Teilnehmer in diese 
ausdrücklich eingewilligt hat. 

§ 47 
Datenverarbeitung 

bei entgeltpflichtigen Programmen 

(1) Personenbezogene Daten über die Inanspruchnahme 
einzelner Programmangebote dürfen nur erhoben verar­
beitet oder genutzt werden, soweit und solange dies 
erforderlich ist, um 

1. den Abruf von Programmangeboten zu ermöglichen 
(Nutzungsdaten), 

2. die Abrechnung der Entgelte zu ermöldichen, die die 
Teilnehmenn oder der Teilnehmer für die Inanspruch­
nahme der Programmangebote zu entrichten hat (Ab­
rechnungsdaten). 
Die Abrechnung über die in Anspruch genommenen 

Programmangebote darf Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt 
und Häufigkeit bestimmter in Anspruch genommener 
Angebote nicht erkennen lassen, es sei denn, die Teilneh­
merin oder der Teilnehmer beantragt schriftlich eine 
nach einzelnen Programmangeboten aufgeschlüsselte 
Abrechnung der Entgelte. 

(2) Zu löschen sind 

1. Nutzungsdaten frühestmöglich, spätestens unmittel­
bar nach Ende der jeweiligen Nutzung, 

2. Abrechnungsdaten, sobald sie für Zwecke der Abrech­
nung nicht mehr erforderlich sind. Teilnehmerbezo­
gene Abrechnungsdaten, die für die Erstellung von 
Einzelnachweisen über die Inanspruchnahme von Pro­
grammen gespeichert werden, sind spätestens 80 Tage 
nach Versendung des Einzelnachweises zu löschen, es 
sei denn, die Entgeltforderung wird innerhalb dieser 
Zeit bestritten oder trotz Zahlungsaufforderung nicht 
beglichen. 

(3) Die Übennittlung von Nutzungs- und Abrechnungs­
daten an Dritte ist unzulässig. Das gilt nicht für die 
Übennittlung von Abrechnungsdaten an den Rundfunk­
veranstalter, soweit die Übermittlung zur Erhebung des 
von der Teilnehmenn oder dem Teilnehmer zu leistenden 
Entgelts erforderlich ist. 

(4) Nutzungsprofile sind nur bei der Verwendung von 
Pseudonymen zulässig. Unter einem Pseudonym erfaßte 
Nutzungsprofile dürfen nicht mit Daten über die das 
Pseudonym tragende Person zusammengeführt werden. 

(5) Die Auskunfts-, Berichtigungs-, Löschungs- und 
Sperrungsanspruche der Teilnehmerin oder des Teilneh­
mers nach Datenschutzrecht bleiben unberührt. Dies 
schließt insbesondere das Recht ein, jederzeit die zu 
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seiner Person oder zu seinem Pseudonym gespeicherten 
Daten unentgeltlich einzusehen. Die Auskunft ist auf 
Verlangen auch elektronisch zu erteilen. 

(6) Wer Nutzungs- oder Abrechnungsdaten erhebt, 
verarbeitet oder nutzt, hat die technischen und organisa­
torischen Maßnahmen zu treffen, die über die Vorschrif­
ten der Datenschutzgesetze hinaus erforderlich sind, um 
sicherzustellen, daß 

1. die Nutzungsdaten nach Absatz 2 Nr. 1 gelöscht 
werden, 

2. die Abrechnungsdaten nach Absatz 2 Nr. 2 gelöscht 
werden, 

3. die Teilnehmerin oder der Teilnehmer die Verbindung 
zur Inanspruchnahme von entgeltpflichtigen Program­
men jederzeit abbrechen kann, 

4. die Teilnehmerin oder der Teilnehmer nur durch 
eindeutige und bewußte Handlung Daten übermitteln 
kann, 

5. die Daten über die Nutzung der Inanspruchnahme von 
entgeltpflichtigen Programmen gegenüber der Kennt­
nisnahme Dritter geschützt sind, 

6. zu Zwecken der Datensicherung vergebene Codes 
einen dem Stand der Technik entsprechenden Schutz 
vor unbefugter Verwendung bieten. 

§ 48 
Geheimhai tung 

Die bei einer speichernden Stelle tätigen Personen sind 
zur Geheimhaltung der bei ihrer Tätigkeit bekanntge­
wordenen Tatsachen verpflichtet, soweit sie nicht offen­
kundig sind oder ihrer Natur nach der Geheimhaltung 
nicht bedürfen. 

§ 49 
Datenschutzüberwachung 

(1) Jeder Veranstalter, der im Rahmen seiner Betäti­
gung nach diesem Gesetz personenbezogene Daten auto­
matisch verarbeitet, hat binnen eines Monats nach Ertei­
lung der Zulassung schriftlich eine Person zum oder zur 
Beauftragten für den Datenschutz zu bestellen und der 
LfR deren Namen mitzuteilen. § 36 Abs. 2 bis 4 Bundesda­
tenschutzgesetz gilt entsprechend. Die LfR kann die Frist 
nach Satz 1 auf Antrag des Veranstalters um höchstens 
drei Monate verlängern, wenn er glaubhaft darlegt, daß 
die Einhaltung dieser Frist für ihn eine besondere Härte 
bedeuten würde. 

(2) Die vom Veranstalter nach Absatz 1 Satz 1 bestellte 
Person hat die Ausführung dieses Abschnitts sowie 
anderer Vorschriften über den Datenschutz sicherzustel­
len. Zu diesem Zweck kann sie sich in Zweifelsfällen an 
diejenige Person wenden, die bei der UR zur oder zum 
Beauftragten für den Datenschutz bestellt ist (§ 50). § 37 
Bundesdatenschutzgesetz gilt entsprechend. 

§ 50 
Gewährleistung des Datenschutzes 

(1) Die Rundfunkkommission bestellt eine Person zur 
oder zum Beauftragten der LfR für den Datenschutz. 
Diese ist in Ausübung ihres Amts unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen. Ihr können weitere Aufgaben 
innerhalb der LfR übertragen werden; Satz 2 findet 
insoweit keine Anwendung. 

(2) Wer zur oder zum Beauftragten der LfR für den 
Datenschutz bestellt ist, überwacht bei der LfR die 
Einhaltung der Datenschutzvorschriften dieses Gesetzes, 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen und ande­
rer Vorschriften über den Datenschutz und bei den 
Veranstaltern die Einhaltung der DatenschutzvorschIif­
ten dieses Gesetzes. Er unterstützt die Beauftragten der 
Veranstalter in der Erfüllung ihrer Aufgaben (§ 49 Abs. 2). 

(3) Verstöße der UR gegen die Vorschriften dieses 
Gesetzes oder anderer Datenschutzbestimmungen oder 
sonstige Mängel bei der Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung personenbezogener Daten teilt die oder der 

Beauftragte der LfR für den Datenschutz unter gleichzei­
tiger Unterrichtung der Rundfunkkommission der Direk­
torin oder dem Direktor mit und fordert unter Fristset­
zung eine Stellungnahme an. 

(4) Die oder der Beauftragte der LfR für den Daten­
schutz kann von einer Beanstandung absehen oder auf 
eine Stellungnahme der Direktorin oder des Direktors 
verzichten, wenn es sich um unerhebliche Mängel handelt 
oder wenn ihre Behebung sichergestellt ist. 

(5) Mit der Beanstandung kann die oder der Beauf­
tragte der LfR für den Datenschutz Vorschläge zur 
Beseitigung der Mängel und zur sonstigen Verbesserung 
des Datenschutzes verbinden. 

(6) Die von der Direktorin oder dem Direktor nach 
Absatz 3 abzugebende Stellungnahme soll auch eine 
Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der 
Beanstandung der oder des Beauftragten der LfR für den 
Datenschutz getroffen worden sind. Die Direktorin oder 
der Direktor leitet der Rundfunkkommission eine Ab­
schrift der Stellungnahme zu. 

(7) Die oder der Beauftragte der LfR für den Daten­
schutz erstattet der Rundfunkkommission alle zwei Jahre 
einen Tätigkeitsbericht. 

(8) Der Veranstalter hat der oder dem Beauftragten der 
LfR für den Datenschutz auf Verlangen die für die 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Auskünfte unverzüg­
lich zu erteilen. Er kann die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(9) Soweit es zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist, ist 
die oder der Beauftragte der LfR für den Datenschutz 
befugt, Grundstücke und Geschäftsräume zu betreten, 
dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen und in 
die geschäftlichen Unterlagen, namentlich in die nach 
§ 37 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz zu führende über­
sicht, in die gespeicherten personenbezogenen Daten und 
die Datenverarbeitungsprogramme Einsicht zu nehmen. 
Satz 1 gilt auch für Personen, die im Auftrag der oder des 
Beauftragten der LfR für den Datenschutz handeln. Der 
Auskunftspflichtige hat diese Maßnahmen zu dulden. 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Gnmdgesetz) sowie das Post- und Fernmelde­
geheimnis (Artikel 10 Grundgesetz) werden insoweit ein­
geschränkt. 

(10) Die oder der Beauftragte der LfR für den Daten­
schutz arbeitet zur Gewährleistung des Datenschutzes 
mit der oder dem Landesbeauftragten für den Daten­
schutz und mit den zuständigen Aufsichtsbehörden im 
Sinne des § 38 Bundesdatenschutzgesetz zusammen. Sie 
gehen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Befugnisse 
wechselseitig Hinweisen auf Verstöße gegen Daten­
schutzvorschriften nach und unterrichten sich wechsel­
seitig über das Ergebnis ihrer Prüfung; die Unterrichtung 
erfolgt über die zuständige oberste Landesbehörde. 

12. Abschnitt: 
Landesanstalt für Rundfunk 

Nordrhein-Westfalen 

§ 51 
Errichtung, Organe 

(1) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem 
Gesetz wird hiermit eine rechtsfähige Anstalt des öffent­
lichen Rechts errichtet. Sie führt die Bezeichnung "Lan­
desanstalt für Rundfunk Nordrhein-Westfalen" (LfR). 
Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung 
den Sitz der LfR. 

(2) Die Lffi hat das Recht zur Selbstverwaltung nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. 

(3) Die Organe der Lffi sind 

1. die Rundfunkkommission, 

2. die Direktorin oder der Direktor. 

• 

• 



• 

• 
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§ 52 
Aufgaben 

(1) Die LfR trifft im Interesse der Allgemeinheit die 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes und den aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften erforderli­
chen Entscheidungen und Maßnahmen. 

(2) Ferner hat die UR die Aufgabe, 

1. Veranstalter, Betriebsgesellschaften, Anbieter, Betrei­
ber von Kabelanlagen und andere, deren Rechte und 
Pflichten dieses Gesetz regelt, zu beraten, 

2. Veranstaltern die von der für die Deutsche Telekom 
AG zuständigen obersten Bundesbehörde nach Maß­
gabe.. der Entscheidung nach § 3 zur Verfügung gestell­
ten Ubertragungskapazitäten zuzuweisen, 

3. mit den Landesmedienanstalten der anderen Länder 
zusammenzuarbeiten und die Aufgaben nach § 38 
Rundfunkstaatsvertrag wahrzunehmen, 

4. Medienkompetenz zu fördern und einen Beitrag zur 
Medienerziehung zu leisten, 

5. Offene Kanäle zu fördern, 

6. Maßnahmen und Projekte zu unterstützen, die eine 
möglichst flächendeckende Versorgung mit lokalem 
Rundfunk gewährleisten, die der Einführung und der 
Erprobung neuer Rundfunktechniken und der Aus­
und Fortbildung im Rundfunk dienen. Eine Beteili­
gung der LfR an Unternehmen, deren Zweck die 
Förderung der in Satz 1 genannten Aufgaben ist, ist 
nach Maßgabe des Haushaltsplans bis zu einem Drittel 
der Kapital- und Stimmrechtsanteile zulässig. Die 
Unternehmen müssen die Rechtform einer juristischen 
Person besitzen und deren Satzungen einen Aufsichts­
rat oder ein entsprechendes Organ vorsehen. Bei der 
Beteiligung hat sich die LfR durch geeignete Abma­
chungen den nötigen Einfluß auf die Geschäftsführung 
des Unternehmens, insbesondere eine angemessene 
Vertretung im Aufsichtsgremium zu sichern. Eine 
Prüfung der Betätigung der LfR bei den Unternehmen 
unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze durch 
einen Abschlußprüfer im Sinne des § 319 Abs. 1 Satz 1 
HGB ist auszubedingen. 

Bis zum 31. Dezember 2000 kann sie die technische 
Infrastruktur, die für Zwecke des lokalen Rundfunks in 
Verbreitungsgebieten mit einem überdurchschnittlich 
hohen Kostenaufwand für die terrestrische Versorgung 
des Verbreitungsgebiets erforderlich ist, und Projekte für 
neuartige Rundfunkübertragungstechniken fördern. 

(3) Die Veranstaltung von Rundfunk, die Weiterver­
brei tung von herangeführten Rundfunkprogrammen und 
neue Kommunikationsdienste einschließlich neuer Pro­
grammformen und -strukturen sollen im Rahmen der 
Aufgaben der LfR regelmäßig, insbesondere hinsichtlich 
der Medienwirkungen, durch unabhängige Einrichtun­
gen der Kommunikationsforschung wissenschaftlich un­
tersucht werden. Die LfR stellt die dafür erforderlichen 
Mittel im Rahmen ihres Haushalts zur Verfügung. 

(4) Die LfR veröffentlicht gemeinsam mit den anderen 
Landesmedienanstalten alle drei Jahre oder auf Anforde­
rung der Länder einen Bericht der KEK über die 
Entwicklung der Konzentration und über Maßnahmen 
zur SicheIung der Meinungsvielfalt im privaten Rund­
funk unter Berücksichtigung von 

1. Verflechtungen zwischen Fernsehen und medienrele­
vanten verwandten Märkten, 

2. horizontalen Verflechtungen zwischen Rundfunkver­
anstaltern in verschiedenen Verbreitungsgebieten und 

3. internationalen Verflechtungen im Medienbereich. 

Der Bericht soll auch zur Anwendung der §§ .. 26 bis 32 
Rundfunkstaatsvertrag und zu erforderlichen Anderun­
gen dieser Bestimmungen Stellung nehmen. Die Landes­
medienanstalten veröffentlichen jährlich eine von der 
KEK zu erstellende Programmliste. In die Programmliste 
sind alle Programme, ihre Veranstalter und deren Betei­
ligte aufzunehmen. . 

§ 53 
Unvereinbarkeit 

von Ämtern und Tätigkeiten 

(1) Den Organen der LfR dürfen nicht angehören 

1. Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesre­
gierung, 

2. kommunale Wahlbeamtinnen und -beamte mit Aus­
nahme der in § 55 Abs. 3 Nr. 10 genannten Mitglieder 
der Rundfunkkommission, Bedienstete oberster Bun­
desbehörden, oberster Landesbehörden und Beamtin­
nen und Beamte, die nach Bundes- oder Landesrecht 
jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt wer­
den können, 

3. Veranstalter von Rundfunkprogrammen nach diesem 
Gesetz und deren Mitglieder, mit Ausnahme des in § 55 
Abs. 5 Nr. 11 genannten Mitglieds der Rundfunkkom­
mission, nach anderen gesetzlichen Vorschriften zuge­
lassene Anbieter, Mitglieder ihrer Organe und Perso­
nen, die zu dem Rundfunkveranstalter in einem Ar­
beits- oder Dienstverhältnis in leitender Stellung 
stehen, 

4. Mitglieder eines Organs eines öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkveranstalters und Personen, die in einem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis oder in einem arbeit­
nehmerähnlichen Verhältnis zu diesem stehen, Perso­
nen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien eines 
Unternehmens nach § 45 WDR-Gesetz oder eines mit 
diesem verbundenen Unternehmens (§ 15 Aktienge­
setz) angehören, in einem Arbeits- oder Dienstverhält­
nis zu diesem stehen und Personen, die den Aufsichts­
organen oder Gremien einer anderen Landesmedien­
anstalt angehören oder Organen, derer sich eine Lan­
desmedienanstalt zur Erfüllung ihrer Aufgaben be­
dient, oder in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis zu 
diesen stehen. 

Mit Ausnahme der in § 55 Abs. 2 Satz 6 und Abs. 3 Nr. 10 
genannten Mitglieder der Rundfunkkommission dürfen 
der Rundfunkkommission Mitglieder des Europäischen 
Parlaments, des Bundestags, eines Landtags oder einer 
kommunalen Vertretungskörperschaft nicht angehören. 

(2) Kein Mitglied und kein stellvertretendes Mitglied 
der Rundfunkkommission darf unmittelbar oder mittel­
bar mit der Lffi für eigene oder fremde Rechnung 
Geschäfte machen, und zwar weder als Inhaberin oder 
Inhaber noch als Gesellschafterin oder Gesellschafter, 
Vorstandsmitglied, Angestellte oder Angestellter, Vertre­
terin oder Vertreter eines Unternehmens oder als Organ 
einer juristischen Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts. Das gilt auch für gemeinnützige Unternehmen. 
§§ 20 und 21 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen bleiben unberührt. 

§54 
Vorzeitige Beendigung c.er Mitgliedschaft 

in der Rundfunkkommission 
(1) Die Mitgliedschaft in d'~r Rundfunkkommission 

erlischt vorzeitig 

a) durch Tod, 

b) durch Niederlegung des Amts, 

c) durch Abberufung. 

d) durch Verlust der Fähigkeit, Rechte .-?-us öffentlichen 
Wahlen zu erlangen oder öff,~ntliche Amter zu beklei­
den, 

e) durch Eintritt der Geschäftsunfähigkeit oder der 
beschränkten Geschäftsfähi~!keit. 

f) durch Eintritt eines der in § 53 Abs. 1 genannten 
Unvereinbarkeitsgrunde. 

(2) Die Rundfunkkommission stellt die vorzeitige Been­
digung der Mitgliedschaft fest. Ein hiergegen eingeleite­
tes Verwaltungsstreitverfahren bedarf keines Vorverfah­
rens. 
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§ 55 
Zusammensetzung der Rundfunkkommission, 

Amtszeit der Mitglieder 

(1) Die Rundfunkkommission besteht aus 45 Mitglie­
dern. Von den nach Absatz 2 entsandten Mitgliedern 
müssen mindestens sechs Mitglieder Frauen sein. Organi­
sationen und gesellschaftliche Gruppen müssen minde­
stens für jede zweite Amtszeit der Rundfunkkommission 
eine Frau entsenden. Die Anforderungen nach Satz 3 
entfallen nur, wenn der jeweiligen Organisation oder 
gesellschaftlichen Gruppe aufgrund ihrer Zusammenset­
zung eine Entsendung von Frauen regehnäßig oder im 
Einzelfall nicht möglich ist. Dies ist gegenüber der oder 
dem Vorsitzenden der Rundfunkkommission bei der 
Benennung des Mitglieds schriftlich zu begründen. Die 
Begründung ist der Rundfunkkommission bekanntzuge­
ben. 

(2) 13 Mitglieder werden vom Landtag gewählt. Die 
Mitglieder werden nach den Grundsätzen der Verhältnis­
wahl (d'Hondtsches Höchstzahlverfahren) gewählt. Li­
stenverbindungen sind zulässig. Bei gleicher Höchstzahl 
entscheidet über die Entsendung des letzten Mitglieds 
das von der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
Landtags zu ziehende Los. Der Landtag kann mit Zu­
stimmung aller Fraktionen beschließen, abweichend vom 
Verfahren nach Satz 2 die Mitglieder nach einer gemein­
samen Wahlliste aller Fraktionen zu wählen. Bis zu neun 
Mitglieder dürfen dem Europäischen Parlament, dem 
Bundestag, dem Landtag oder einer kommunalen Vertre­
tungskörperschaft angehören. 

(3) Achtzehn weiter Mitglieder werden von folgenden 
Organisationen entsandt: 

1. ein Mitglied durch die Evangelischen Kirchen in 
N ordrhein-Westfalen, 

2. ein Mitglied durch die Katholische Kirche, 

3. ein Mitglied durch die Landesverbände der jüdischen 
Kultusgemeinden von Nordrhein und Westfalen und 
die Synagogen-Gemeinde Köln, 

4. ein Mitglied durch den Deutschen Gewerkschafts­
bund, Landesbezirk Nordrhein-Westfalen, 

5. ein Mitglied durch die Deutsche Angestellten-Ge­
werkschaft, Landesverband N ordrhein-Westfalen, 

6. ein Mitglied durch den Deutschen Beamtenbund, 
Landesbund Nordrhein-Westfalen, 

7. ein Mitglied durch die Landesvereinigung der Arbeit­
geberverbände Nordrhein-Westfalen e. V., 

8. ein Mitglied durch den Nordrhein-Westfälischen 
Handwerkstag und den Westfälisch-Lippischen 
Landwirtschaftsverband e. V. und den Rheinischen 
Landwirtschafts-Verband e. V., 

9. ein Mitglied durch den Verband Freier Berufe im 
Lande Nordrhein-Westfalen e. V., 

10. ein Mitglied durch den Städtetag Nordrhein-Westfa­
len, den Nordrhein-Westfälischen Städte- und Ge­
meindebund und den Landkreistag Nordrhein-West­
falen, 

11. ein Mitglied durch die Arbeitsgemeinschaft der Spit­
zenverbände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes 
N ordrhein-Westfalen, 

12. ein Mitglied durch den Landessportbund Nordrhein­
Westfalen e. V., 

13. ein Mitglied durch die Verbraucher-Zentrale Nord­
rhein-Westfalen, Landesarbeitsgemeinschaft der Ver­
braucherverbände e. V., 

14. ein Mitglied durch die nordrhein-westfälischen Lan­
desverbände der nach § 29 Abs. 2 Bundesnaturschutz­
gesetz anerkannten Verbände, 

15. ein Mitglied durch den Landesjugendring Nordrhein­
Westfalen, 

16. ein Mitglied durch den Lippischen Heimatbund e. V., 
den Rheinischen Verein für Denkmalpflege und 
Landschaftsschutz e. V. und den Westfälischen Hei­
matbund e. V., 

17. ein Mitglied durch den Verband der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer, Behinderten und Sozialrentner 
Deutschlands, Landesverband Nordrhein-Westfalen 
e. V (VdK) und den Reichsbund der Kriegsopfer, 
Behinderten, Sozialrentner und Hinterbliebenen e. V., 
Landesverband Nordrhein-Westfalen, 

18. ein Mitglied durch die Landesarbeitsgemeinschaft 
der Familienverbände in Nordrhein-Westfalen und 
den Frauenrat Nordrhein-Westfalen. 

(4) Ein Mitglied wird aus dem Kreis der' ausländischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger durch die Landesarbeits­
gemeinschaft der Ausländerbeiräte (LAGA NRW) im 
Einvernehmen mit der Arbeitsgemeinschaft der Spitzen­
verbände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes Nord­
rhein-Westfalen entsandt. 

(5) Dreizehn weitere Mitglieder werden aus den Berei­
chen Publizistik, Kultur, Kunst und Wissenschaft wie 
folgt entsandt: 

1. ein Mitglied durch die Industriegewerkschaft Medien, 
Druck und Papier, Publizistik und Kunst (IG Medien), 
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen, Fachgruppe Li­
teratur (VS), 

2. ein Mitglied durch die IG Medien, Landesbezirk 
Nordrhein-Westfalen, Fachgruppe Rundfunk, Film, 
Audiovisuelle Medien (RFFU) und die Genossen­
schaft Deutscher Bühnenangehöriger , Landesver­
band Nordrhein-Westfalen, 

3. ein Mitglied durch den Landesmusikrat Nordrhein­
Westfalen e. V., 

4. ein Mitglied durch den Deutschen Journalisten-Ver­
band, Gewerkschaft der Journalisten Landesverband 
Nordrhein-Westfalen e. V. und die IG Medien, Lan­
desbezirk Nordrhein-Westfalen, Fachgruppe Journa­
lismus (dju), 

5. ein Mitglied durch das Filmbüro Nordrhein-Westfa­
len e. V. und den Verband der Fernseh-, Film- und 
Videowirtschaft Nordrhein-Westfalen e. V., 

6. ein Mitglied durch den Bundesverband Bildender 
Künstlerinnen und Künstler e. V., Landesverband 
Nordrhein-Westfalen, 

7. ein Mitglied durch den Landesverband der Volks­
hochschulen von Nordrhein-Westfalen e. V. und die 
Landesorganisationen der Weiterbildung in anderer 
Trägerschaft, 

8. ein Mitglied durch die Landesrektorenkonferenz 
Nordrhein-Westfalen und die Landesrektorenkonfe­
renz der Fachhochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen, 

9. ein Mitglied durch den Verband Rheinisch-Westfäli­
scher Zeitungsverleger e. V. und den Verein der 
Zeitschriftenverlage N ordrhein-Westfalen, 

10. ein Mitglied durch die Gesellschaft für Medienpäd­
agogik und Kommunikationskultur in der Bundesre­
publik e. V., Regionalgruppe Nordrhein-Westfalen, 
und das Adolf-Grimme-Institut, 

11. ein Mitglied durch den Verband Lokaler Rundfunk in 
Nordrhein-Westfalen, 

12. ein Mitglied durch den Verband der Hörfunkbetriebs­
gesellschaften in Nordrhein-Westfalen e. V., 

13. ein Mitglied durch den Interessenverein Gemeinnüt­
ziger Rundfunk im Lande Nordrhein-Westfalen e. V. 
und den Landesverband Bürgerfunk NRW e. V. 

(6) Für jedes Mitglied ist zugleich eine Stellvertreterin 
oder ein Stellvertreter zu wählen oder zu entsenden. Das 
stellvertretende Mitglied nimmt bei Verhinderung des 
ordentlichen Mitglieds vollberechtigt an den Sitzungen 
der Rundfunkkommission und ihrer Ausschüsse teil. 

(7) Die oder der amtierende Vorsitzende der Rundfunk­
kommission stellt die nach den Satzungen, Statuten oder 
vergleichbaren Regelungen der entsendungsberechtigten 
Organisationen ordnuDgsgemäße Entsendung fest. Wei­
tere Einzelheiten des Verfahrens über die Entsendung 
werden in der Satzung geregelt. 

• 

• 



• 

• 
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(8) Die Amtszeit der Mitglieder der Rundfunkkommis­
sion und ihrer Stellvertretertnnen oder Stellvertreter 
beträgt sechs Jahre; sie beginnt mit dem ersten Zusam­
mentritt der RundfunkkomnUssion. Die wiederholte 
Wahl oder Entsendung eines ordentlichen oder eines 
stellvertretenden Mitglieds in die Rundfunkkommission 
ist zulässig. 

(9) Solange und soweit Mitglieder in die Rundfunkkom­
mission nicht entsandt werden, verringert sich deren 
Mitgliederzahl entsprechend. 

(10) Die nach Absatz 3 und 5 entsandten Mitglieder 
können vor Ablauf ihrer Amtszeit von den entsendungs­
berechtigten Organisationen abberufen werden, wenn sie 
aus der betreffenden Organisation ausgeschieden sind. 

(11) Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes 
Mitglied aus der Rundfunkkommission aus, so wird, wer 
ihm nachfolgen soll, für den Rest der laufenden Amtspe­
riode der Rundfunkkommission nach den vorstehenden 
Vorschriften gewählt oder entsandt. 

(12) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder 
der Rundfunkkommission sollen Kenntnisse auf den 
Gebieten des Rundfunks besitzen. Sie haben bei Wahr­
nehmung ihrer Aufgaben die Interessen der Allgemein­
heit zu vertreten und sind hierbei an Aufträge nicht 
gebunden. 

(13) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder 
der Rundfunkkommission dürfen an der übernahme und 
Ausübung dieser Tätigkeit nicht gehindert oder hier­
durch in ihrem Amt oder Arbeitsverhältnis benachteiligt 
werden. Insbesondere ist unzulässig, sie aus diesem 
Grund zu entlassen oder ihnen zu kündigen. Stehen sie in 
einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, so ist ihnen die für 
ihre Tätigkeit erforderliche freie Zeit zu gewähren. 

§ 56 
Vorsitz und Verfahren 

der Rundfunkkommission, 
Kostenerstattung 

(1) Die Rundfunkkommission wählt aus der Mitte ihrer 
Mitglieder eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und 
eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertre­
tenden Vorsitzenden. 

(2) Die Rundfunkkommission gibt sich eine Geschäfts­
ordnung. Das Nähere regelt die Satzung. 

(3) Die Mitglieder der Rundfunkkommission sind eh­
renamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz von 
Reisekosten mit Ausnahme des Tagegeldes nach näherer 
Bestimmung der Satzung. Im übrigen erhalten sie je 
Sitzungstag ein Sitzungstagegeld in Höhe von 60,- DM 
und eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 1000,- DM; diese erhöht sich jeweils in dem Maße, wie 
sich die monatliche Entschädigung der Mitglieder des 
Landtags von Nordrhein-Westfalen erhöht. Die oder der 
Vorsitzende erhält die Entschädigung in doppelter, das 
Mitglied, das die Stellvertretung im Vorsitz wahrnimmt, 
und die Vorsitzenden der Ausschüsse in eineinhalbfacher 
Höhe, die stellvertretenden Mitglieder der Rundfunk­
kommission erhalten die Entschädigung in halber Höhe. 

§ 57 
Aufgaben 

der Rundfunkkommission 

(1) Die Rundfunkkommission nimmt die Aufgaben der 
LfR wahr, soweit sie nicht der Direktorin oder dem 
Direktor übertragen sind. 

(2) Der Zustimmung der Rundfunkkommission bedür­
fen folgende Maßnahmen der Direktorin oder des Direk­
tors: 

1. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstük­
ken, 

2. Aufnahme von Anleihen und Inanspruchnahme von 
Bankkrediten, 

3. übernahme von fremden Verbindlichkeiten und Bürg­
schaften, 

4. Verträge, deren Gesamtaufwand 100000,- DM jährlich 
überschreitet; dies gilt nicht für den Abschluß von 
Dienst- und Arbeitsverträgen, 

5. ü ber- und außerplanmäßige Ausgaben, 

6. Bestimmung einer Vertreterin oder eines Vertreters. 

Der Betrag nach Satz 1 Nr. 4 kann durch Satzungsbe­
stimmung nach Maßgabe der wirtschaftlichen Entwick­
lung erhöht werden. 

(3) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und zur übervva­
chung der Geschäftsführung der Direktorin oder des 
Direktors kann die Rundfunkkommission von der Direk­
torin oder dem Direktor die erforderlichen Auskünfte 
verlangen und Einsicht in die Unterlagen der LfR 
nehmen. Hiermit kann sie auch einzelne ihrer Mitglieder 
oder, für bestimmte Aufgaben, besondere Sachverstän­
dige beauftragen. Mit der Erarbeitung von Satzungsent­
würfen kann die Rundfunkkommission die Direktorin 
oder den Direktor beauftragen. 

(4) Ein Vorverfahren findet gegen Entscheidungen der 
Rundfunkkommission nicht statt. 

§ 58 
Ausschüsse 

der Rundfunkkommission 

(1) Die Rundfunkkommission kann Ausschüsse bilden. 
Sie hat Aufgaben des Jugendschutzes einem Ausschuß 
zuzuweisen. 

(2) Die Mitglieder der Ausschüsse werden von der 
Rundfunkkommission aus ihrer Mitte bestellt. Sie kön­
nen von der Rundfunkkommission aus wichtigem Grund 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder 
abberufen werden. In den Ausschüssen sollen Frauen und 
Männer entsprechend ihrem Verhältnis in der Rundfunk­
kommission vertreten sein. 

(3) Die Ausschüsse bereiten die Beschlüsse der Rund­
funkkommission im jeweiligen Aufgabenbereich vor. 

§ 59 
Sitzungen 

der Rundfunkkommission 

(1) Die Sitzungen der Rundfunkkommission werden 
nach Bedarf von der oder dem Vorsitzenden einberufen. 
Auf Antrag von mindestens einem Viertel der Mitglieder 
oder auf Antrag der Direktorin oder des Direktors muß 
die Rundfunkkommission einberufen werden. Der Antrag 
muß den Beratungsgegenstand angeben. 

(2) Die Rundfunkkommission tagt in nichtöffentlicher 
Sitzung. Sie kann in öffentlicher Sitzung tagen. Die 
Direktorin oder der Direktor nimmt an den Sitzungen der 
Rundfunkkommission und ihrer Ausschüsse teil; dem 
Wunsch, gehört zu werden, ist zu entsprechen. Die 
Landesregierung ist berechtigt, zu den Sitzungen der 
Rundfunkkommission und ihrer Ausschüsse eine Vertre­
terin oder einen Vertreter zu entsenden; dem Wunsch, 
gehört zu werden, ist zu entsprechen. Die Teilnahme 
anderer Personen regelt die Satzung. 

(3) Die Rundfunkkommission ist beschlußfähig, wenn 
zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind und alle 
Mitglieder nach näherer Bestimmung der Satzung gela­
den wurden. 

(4) Ist die Rundfunkkommission beschlußunfähig, sind 
alle Mitglieder innerhalb angemessener Frist mit dersel­
ben Tagesordnung erneut zu laden. In der darauf stattfin­
denden Sitzung ist die Rundfunkkommission ohne Rück­
sicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlußfä­
hig. Beschlüsse dürfen jedoch nicht ausschließlich mit 
den Stimmen der nach § 55 Abs. 2 gewählten Mitglieder 
gefaßt werden. 

(5) Für Beschlüsse der Rundfunkkommission ist die 
Zustimmung der Mehrheit ihrer anwesenden Mitglieder 
erforderlich. Beschlüsse über die Erteilung, die Rück­
nahme oder den Widerruf einer Zulassung, über Untersa­
gungen und über die Öffentlichkeit von Sitzungen sowie 
über Satzungen und deren Änderung bedürfen der Zu­
stimmung der Mehrheit der Mitglieder. Beschlüsse über 
die Abberufung der Direktorin oder des Direktors bedür-
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fen der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder der 
Rundfunkkommission, 

(6) Für Wahlen gelten die Absätze 3 und 4 entsprechend. 
Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglie­
der der Rundfunkkommission auf sich vereinigt. Kommt 
eine Wahl hiernach nicht zustande, so findet unverzüg­
lich ein neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die 
meisten Stimmen erhält. Nimmt die gewählte Person die 
Wahl nicht an, so findet nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 
ein neuer Wahlgang statt. Ist in einer Sitzung nach 
Absatz 4 weniger als die Mehrheit der Mitglieder anwe­
send, so ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen erhält; Absatz 4 Satz 3 findet 
Anwendung. Bei Stimmengleichheit nach drei Wahlgän­
gen entscheidet das Los. Weitere Einzelheiten regelt die 
Satzung. 

§ 60 
Aufgaben der Direktorin 

oder des Direktors 

(1) Die Direktorin oder der Direktor hat 

1. die Maßnahmen nach dem 7, und 9, Abschnitt zu 
treffen mit Ausnahme der Untersagung nach § 40 und 
der Entscheidung nach § 41 Abs. 6, 

2. die Beratung und die Zusammenarbeit nach § 52 
Abs. 2 Nr, 1 und 3 wahrzunehmen, 

3. die Aufgaben nach § 8 Abs. 5 Nr. 1 Satz 2, § 9 Abs. 4 
und nach § 29 Abs. 7 Nr, 1 Satz 2 wahrzunehmen, 

4. Beschlüsse der Rundfunkkommission vorzubereiten 
und zu vollziehen, 

5. die Geschäfte der laufenden Verwaltung zu führen, 

6. die Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um 
die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes zu 
überwachen, 

7. den Entwurf des Haushaltsplans, den Jahresabschluß 
und den Geschäftsbericht aufzustellen, 

8. Angestellte und Arbeiter der UR einzustellen, höher­
zugruppieren oder zu entlassen und die sonstigen 
Befugnisse der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers 
ihnen gegenüber wahrzunehmen, 

9, die Satzungen der LfR im Gesetz- und Verordnungs­
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekanntzu­
geben, 

10. die LfR gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten, 
soweit in § 61 Abs. 4 nichts anderes geregelt ist. 

(2) Die Direktorin oder der Direktor leitet und verteilt 
die Geschäfte der LfR. § 57 Abs. 1 bleibt unberührt. Im 
Falle der Verhinderung nimmt die Vertreterin oder der 
Vertreter (§ 57 Abs, 2 Satz 1 Nr, 6) die Aufgaben nach 
Satz 1 und nach § 35 Abs. 4 Satz 1 2. Halbsatz 
Rundfunkstaatsvertrag wahr. Die Bestimmung zur Ver­
treterin oder zum Vertreter darf höchstens für die Dauer 
der Amtspertode der Direktorin oder des Direktors 
erfolgen. 

(3) Die Direktorin oder der Direktor bestellt eine 
Gleichstellungsbeauftragte oder einen Gleichstellungs­
beauftragten. 

§ 61 
Wahl, Amtsdauer, Abberufung, 

Ausschluß der Direktorin 
oder des Direktors 

(1) Die Rundfunkkommission wählt die Direktorin oder 
den Direktor auf sechs Jahre. Die Direktorin oder der 
Direktor oder die Vertreterin oder der Vertreter soll die 
Befähigung zum Richteramt haben. Wiederwahl der 
Direktorin oder des Direktors ist zulässig. Die Bewerbe­
rinnen und Bewerber sind durch öffentliche Stellenaus­
schreibung zu ermitteln. Die Direktorin oder der Direktor 
nimmt nach Ablauf der Amtszeit die Geschäfte wahr, bis 
eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger gewählt ist. 

(2) Die Direktorin oder der Direktor kann vor Ablauf 
der Amtszeit nur aus wichtigem Grund abberufen wer­
den, Sie oder er ist vor der Entscheidung zu hören. 

(3) Vom Amt der Direktorin oder des Direktors ist 
ausgeschlossen, wer 

a) den ständigen Aufenthalt außerhalb von Nordrhein­
Westfalen hat, 

b) infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter nicht besitzt, 

c) nicht oder nur beschränkt geschäftsfähig ist, 

d) nicht unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden 
kann, 

e) Mitglied der Rundfunkkommission ist, 

(4) Die oder der Vorsitzende der Rundfunkkommission 
schließt den Dienstvertrag mit der gewählten Person ab 
und vertritt die Lffi gegenüber dieser gerichtlich und 
außergerichtlich. 

§ 62 
Haushalts- und Wirtschaftsführung 

(1) Grundlage der Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der LfR ist der Haushaltsplan. Die Direktorin oder der 
Direktor leitet der Rundfunkkommission den Entwurf 
rechtzeitig vor Beginn des Haushaltsjahres zu. Die Rund­
funkkommission stellt den Haushaltsplan fest. 

(2) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. Bei der Aufstel­
lung und Ausführung des Haushaltsplans sind unter 
Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit und Wirt­
schaftlichkeit nur die Ausgaben und die Ermächtigungen 
zum Eingehen von Verpflichtungen zur Leistung von 
Ausgaben in künftigen Jahren (Verpflichtungsermächti­
gungen) zu berücksichtigen, die zur Erfüllung der Aufga­
ben der LfR notwendig sind. Der Haushaltsplan enthält 
alle im Haushaltsjahr zu erwartenden Einnahmen, vor­
aussichtlich zu leistenden Ausgaben und voraussichtlich 
benötigten Verpflichtungsermächtigungen. Er ist in Ein­
nahmen und Ausgaben auszugleichen. 

(3) Zur Sicherstellung einer geordneten Haushalts- und 
Wirtschaftsführung kann die LfR zur Erfüllung der ihr in 
künftigen Jahren obliegenden Aufgaben Rücklagen bil­
den, wenn die Rücklagenbildung notwendig ist und die 
Wirtschaftlichkeit der Maßnahme, für deren Durchfüh­
rung die Rücklage gebildet wird, zum Zeitpunkt der 
Einstellung der Rücklage in den Haushaltsplan belegt ist. 
Insbesondere bei Investitionsrücklagen ist die Wirt­
schaftlichkeit der Rücklagenbildung durch Wirtschaft­
lichkeitsberechnungen vorher festzustellen. Die Bildung 
von freien Rücklagen ist unzulässig. Erträge aus der 
Anlage von Rücklagenmitteln fließen der Rücklage zu. 
Die Notwendigkeit der Rücklage ist in jedem Haushalts­
jahr erneut festzustellen. 

(4) Das Nähere zur Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans regelt die LfR durch Satzung. 

(5) Ist bis zum Schluß des HaushaltSjahres der Haus­
haltsplanentwurf für das folgende Haushaltsjahr noch 
nicht festgestellt, so ist die Direktorin oder der Direktor 
bis zur Feststellung ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, 
die notwendig sind, 

a) um den Betrieb der UR in seinem bisherigen Umfang 
zu erhalten, 

b) um von der Rundfunkkommission beschlossene Maß­
nahmen durchzuführen, 

c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen 
fortzusetzen, soweit durch den Haushaltsplan des 
VOrjahres bereits Beträge bewilligt waren, 

d) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen der LfR 
zu erfüllen. 

(6) Der Geschäftsbericht vermittelt einen sicheren 
Eindruck von den Vermögens- und Ertragsverhältnissen 
der LfR. In diesem Rahmen ist der Jahresabschluß 
eingehend zu erläutern und auch über Vorgänge von 
besonderer Bedeutung zu berichten, die nach Ablauf des 
Haushaltsjahres eingetreten sind. 

(7) Die Rundfunkkommission stellt den Jahresabschluß 
vorläufig fest, genehmigt den Geschäftsbericht und über­
mittelt beide der Landesregierung und dem Landesrech­
nungshof. 

• 

• 



• 

• 
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§ 63 
Prüfung des Jahresabschlusses 

(1) Der Jahresabschluß und die Ordnungsmäßigkeit 
und Wirtschaftlichkeit der Haushalts- und Wirtschafts­
führung der LfR werden vom Landesrechnungshof nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften geprüft. 

(2) Er prüft insbesondere 

1. die Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungen zur Lei­
stung von Ausgaben, das Vermögen und die Schulden, 

2. Maßnahmen, die sich finanziell auswirken können, 
3. Verwahrungen und Vorschüsse. 

(3) Die Prüfung erstreckt sich auch auf die Einhaltung 
der für die Haushalts- und Wirtschaftsführung der LfR 
geltenden Vorschriften und Grundsätze, insbesondere 
darauf, ob 

1. der Haushaltsplan eingehalten worden ist, 

2. die Einnahmen und Ausgaben begründet und belegt 
sind und der Jahresabschluß ordnungsgemäß aufge­
stellt ist, 

3. wirtschaftlich und sparsam verfahren wird, 

4. die Aufgaben mit geringerem Personal- und Sachauf­
wand oder auf andere Weise wirksamer erfüllt werden 
können. 

§64 
Prüfungsverfahren 

(1) Der Landesrechnungshof bestimmt Zeit und Art der 
Prüfung. Erhebungen bei der LfR kann er durch Beauf­
tragte vornehmen lassen. Er kann Sachverständige hin­
zuziehen. Die LfR beauftragt Sachverständige jeweils im 
Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof und trägt 
die hierdurch verursachten Kosten. 

(2) Im Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof 
kann die LfR Teile des Jahresabschlusses durch Ab­
schlußprüfer im Sinne des § 319 Abs. 1 Satz 1 HGB prüfen 
lassen; sie trägt die hierdurch verursachten Kosten. In 
diesem Fall sind die Prüfungen des Landesrechnungshofs 
und des Abschlußprüfers nach Satz 1 inhaltlich aufeinan­
der abzustimmen. 

(3) Der Landesrechnungshof kann nach seinem Ermes­
sen die Prüfung beschränken und Teile der Haushalts­
rechnung und der Vermögensrechnung ungepriift lassen. 

(4) Unterlagen, die der Landesrechnungshof zur Erfül­
lung seiner Aufgaben für erforderlich hält, sind ihm von 
der Lffi auf Verlangen innerhalb einer bestimmten Frist 
zu übersenden oder seinen Beauftragten vorzulegen. 

(5) Dem Landesrechnungshof und seinen Beauftragten 
sind die erbetenen Auskünfte zu erteilen. 

(6) Der Landesrechnungshof teilt das Ergebnis seiner 
Prüfung nur der LfR und der Landesregierung als 
Trägerin der Rechtsaufsicht mit. Die Rundfunkkommis­
son berät den Jahreabschluß aufgrund einer schriftlichen 
Stellungnahme der Direktorin oder des Direktors erneut 
und stellt ihn endgültig fest. 

(7) Nach Abschluß des Verfahrens hat die Direktorin 
oder der Direktor im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen zu veröffentlichen 

1. eine Gesamtübersicht über den Jahresabschluß, 

2. eine Zusammenfassung der wesentlichen Teile des 
Geschäftsberichts, 

3. die vom Landesrechnungshof für nicht erledigt erklär­
ten Teile des Priifungsberichts und die dazu von der 
Rundfunkkommission beschlossenen Stellungnahmen, 

4. die das gesetzliche Verfahren beendenden-Beschlüsse 
der Rundfunkkommission. 

§ 65 
Finanzierung 

(1) Die LfR deckt ihren Finanzbedarf aus dem zusätzli­
chen Anteil an der einheitlichen Rundfunkgebühr nach 
§ 10 Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag (Artikel 5 des 
Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrags vom 26. No-

vember 1996 - GV. NW. S. 484 -) in Verbindung mit § 40 
Abs. 1 und 2 Rundfunkstaatsvertrag, durch Erhebung von 
Verwaltungsgebühren und Auslagenersatz. § 105 Abs. 1 
Landeshaushaltsordnung gilt nicht. 

(2) Die LfR erhält 55 vom Hundert aus dem Anteil nach 
Absatz 1. Soweit dieser Anteil nicht für die Erfüllung der 
Aufgaben der LfR benötigt wird, steht er dem WDR zu. 
Die Höhe dieses Betrags ergibt sich aus dem endgültigen 
Jahresabschluß. Der Betrag wird mit der endgültigen 
Feststellung fällig. Nach der vorläufigen Feststellung des 
Jahresabschlusses kann der WDR eine angemessene 
Abschlagszahlung verlangen. 

(3) Für Amtshandiungen erhebt die Lffi Verwaltungs­
gebühren; außerdem läßt sie sich die Auslagen ersetzen. 
Die Gebührentatbestände sowie die Höhe der Gebühren 
und des Auslagenersatzes werden durch Satzung der LfR 
festgelegt. Die Höhe einer Gebühr beträgt mindestens 
100,- DM, höchstens 200000,- DM. 

(4) Die Satzung nach Absatz 3 bedarf der Zustimmung 
der Landesregierung, die nur versagt werden kann, wenn 
die Satzung gegen dieses Gesetz verstößt. 

§ 66 
Rechtsaufsicht 

(1) Die Landesregierung führt die Rechtsaufsicht über 
die LfR. Sie ist berechtigt, das zuständige Organ durch 
schriftliche Mitteilung auf Maßnahmen oder Unterlas­
sungen der LfR hinzuweisen, die die Gesetze verletzen. 

(2) Wird die Gesetzwidrigkeit innerhalb einer von der 
Landesregierung zu setzenden angemessenen Frist nicht 
behoben, so weist die Landesregierung die LfR an, auf 
deren Kosten diejenigen Maßnahmen durchzuführen, die 
die Landesregierung im einzelnen festzulegen hat. 

(3) Beruht die Gesetzwidrigkeit auf einer Handlung 
oder Unterlassung der Direktorin oder des Direktors, so 
sind Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 erst zulässig, 
wenn die Rundfunkkommission die ihr obliegende Auf­
sicht binnen angemessener Frist nicht wahrgenommen 
hat oder weitergehende Rechtsaufsichtsmaßnahmen er­
forderlich sind. Die Landesregierung ist berechtigt, der 
Rundfunkkommission im Einzelfall eine angemessene 
Frist zur Wahrnehmung ihrer AufSichtspflichten zu set­
zen. 

(4) Gegen Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 kann 
die LfR Klage vor dem Verwaltungsgericht erheben. Ein 
Vorverfahren findet nicht statt, 

§ 66a 
Sende- und Leitungskosten 

(1) Die LfR soll von einem Veranstalter eines Rahmen­
programms (§ 30 Abs. 1) für jedes Verbreitungsgebiet, in 
dem sein Rahmenprogramm aufgrund einer Vereinba­
rung mit einer Veranstaltergemeinschaft übernommen 
wird, eine Ausgleichsleistung erheben. 

(2) Die Leistung wird anteilig für die Sende- und 
Leitungskosten erhoben, die auf die Sendezeit entfallen, 
in der die Veranstaltergemeinschaft das Rahmenpro­
gramm verbreitet. 

(3) Die LfR soll die Ausgleichsleistung nicht erheben, 
wenn die Vereinbarung zwischen Veranstaltergemein­
schaft und dem Veranstalter des Rahmenprogramms 
einer Regelung nach Absatz 2 entspricht. 

(4) Einzelheiten regelt die Lffi durch Satzung. 

13. Abschnitt: 
Bußgeldvorschriften. 

Übergangs- und Schlußvorschriften, 
Modellversuche 

§ 67 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig 

1. als Veranstalter entgegen §§ 4, 23 und 32 ohne 
Zulassung Rundfunkprogramme veranstaltet, 
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2. entgegen § 9 Abs. 2, § 25 Abs. 4 Satz 6 Angaben nicht 
rechtzeitig zur Verfügung stellt oder entgegen § 9 
Abs. 1 in Verbindung mit § 21 Abs. 6 Rundfunkstaats­
vertrag eine Änderung der maßgeblichen Umstände 
nach Antragstellung oder nach Erteilung der Zulas­
sung nicht unverzüglich der Lffi mitteilt; dies gilt 
auch für sonstige im Rahmen des Zulassungsverfah­
rens auskunfts- und vorlagepflichtige Personen, 

3. als Veranstalter Sendungen entgegen § 14 Abs. 1 
Buchstabe a) verbreitet, die wegen Verstoßes gegen 
§ 130 StGB unzulässig sind, 

4. als Veranstalter Sendungen entgegen § 14 Abs. 1 
Buchstabe b) verbreitet, die wegen Verstoßes gegen 
§ 131 StGB unzulässig sind, 

5. als Veranstalter Sendungen entgegen § 14 Abs. 1 
Buchstabe c) verbreitet, die wegen Kriegsverherrli­
chung unzulässig sind, 

6. als Veranstalter Sendungen entgegen § 14 Abs. 1 
Buchstabe d) verbreitet, die wegen Verstoßes gegen 
§ 184 StGB unzulässig sind, 

7. als Veranstalter Sendungen entgegen § 14 Abs. 1 
Buchstabe el verbreitet, die wegen ihrer offensichtli­
chen Eignung, Kinder und Jugendliche sittlich 
schwer ;t!:u gefährden, unzulässig sind, 

8. als Veranstalter Sendungen entgegen § 14 Abs. 1 
Buchstabe f) verbreitet, die unzulässig sind, weil sie 
Menschen, die sterben oder schweren körperlichen 
oder seelischen Leiden ausgesetzt sind oder waren, in 
einer die Menschenwürde verletzenden Weise darstel­
len oder ein tatsächliches Geschehen wiedergeben, 
ohne daß ein überwiegendes berechtigtes Interesse 
gerade an dieser Form der Berichterstattung vorliegt, 

9. als Veranstalter Sendungen, die geeignet sind, das 
körperliche oder seelische Wohl von Kindern oder 
Jugendlichen zu beeinträchtigen, entgegen § 14 Abs. 2 
Satz 1 verbreitet, ohne aufgrund der Sendezeit oder 
auf andere Weise Vorsorge getroffen zu haben, daß 
Kinder oder Jugendliche der betroffenen Altersstufe 
die Sendungen üblicherweise nicht wahrnehmen, 

10. als Veranstalter Sendungen entgegen § 14 Abs. 2 
Satz 2 und 3 oder Abs. 3 Satz 1 verbreitet, in den 
Fällen des § 14 Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 3 Satz 1, ohne 
daß die Lffi dies nach § 14 Abs. 5 gestattet hat, 

n. als Veranstalter Sendungen entgegen § 14 Abs. 3 
Satz 1 verbreitet, ohne vor der Ausstrahlung die 
Grunde, die zu einer von Absatz 3 Satz 1 abweichen­
den Bewertung geführt haben, schriftlich niederge­
legt zu haben oder entgegen § 14 Abs. 3 Satz 2 der LfR 
auf Anforderung nicht die Gründe mitteilt, die zu 
einer von § 14 Abs. 3 Satz 1 abweichenden Bewertung 
geführt haben, 

12. als Veranstalter Programmankündigungen mit Be­
wegtbildem zu Sendungen, die nach § 14 Abs. 2 oder 
3 Sendezeit beschränkungen unterliegen, entgegen 
§ 14 Abs. 4 außerhalb dieser Zeiten ausstrahlt, 

13. als Veranstalter entgegen § 15 Abs. 1 Satz 1 keine für 
den Inhalt des Rundfunkprogramms verantwortliche 
Person benennt, 

14. als verantwortliche Person (§ 15) ihrer Verpflichtung 

a) zur Nennung des Veranstalters nach § 16 Abs. 1 
Satz 1 oder 

b) zur Angabe seines Namens nach § 16 Abs. 1 Satz 2 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig nach­
kommt, 

15. als Veranstalter landesweit verbreiteter Fernsehpro­
gramme keine Beauftragte oder keinen Beauftragten 
für den Jugendschutz (§ 15 a) besteilt oder sie oder ihn 
insbesondere nicht bei Fragen des Programmein­
kaufs, der Programmherstellung, der Programmpla­
nung und der Programmgestaltung im Rahmen seines 
Beratungsauftrags angemessen beteiligt, 

16. als Veranstalter seiner Aufzeichnungs- oder Aufbe­
wahrungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig nachkommt, 

17. als Veranstalter seiner Offenlegungspflicht nach § 21 
Abs. 3 Satz 2 nicht nachkommt, 

18. als Veranstalter entgegen § 22 Abs. 3 Satz 1 und 2 
Werbung als solche nicht' klar erkennbar macht oder 
nicht eindeutig von anderen Programmteilen trennt, 

19. als Veranstalter entgegen § 22 Abs. 4 Satz 2 eine 
Dauerwerbesendung nicht kennzeichnet, 

20. als Veranstalter Schleichwerbung entgegen § 22 
Abs. 5 Satz 1 verbreitet, 

21. als Veranstalter entgegen § 22a Abs. 1 Gottesdienste 
und Sendungen für Kinder durch Werbung unter­
bricht, entgegen § 22 a Abs. 3 Satz 1 in Fernsehsen­
dungen, die aus eigenständigen Teilen bestehen, oder 
in Sportsendungen und übertragungen ähnlich ge­
gliederter Ereignisse und Darbietungen, die Pausen 
enthalten, Werbung nicht zwischen den eigenständi­
gen Teilen oder in den Pausen einfügt oder entgegen 
den in § 22 a Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 5 genannten 
Voraussetzungen andere Sendungen durch Werbung 
unterbricht, 

22. als Veranstalter entgegen § 22a Abs. 2 Fernsehwer­
bung nicht in Blöcken verbreitet, 

23. als Veranstalter entgegen § 22 b Abs. 1 Satz 1 die 
zulässige Dauer der täglichen Werbezeit überschrei­
tet, 

24. als Veranstalter entgegen § 22 b Abs. 1 Satz 2 die 
zulässige Dauer der Spotwerbung innerhalb eines 
Einstundenzeitraums überschreitet, 

25. als Veranstalter entgegen § 22b Abs. 2 Satz 2 als 
Vertragspartner oder Vertreter für die Bestellung von 
Waren oder Dienstleistungen tätig wird, 

26. als Veranstalter entgegen § 22c Abs. 2 nicht zu Beginn 
und am Ende auf den Sponsor hinweist, 

27. als Sponsor entgegen § 22c Abs. 3 Inhalt und Pro­
grammplatz der gesponserten Sendung beeinflußt, 

28. als Veranstalter entgegen § 22c Abs. 4 unzulässige 
Sendungen verbreitet, 

29. als Veranstalter entgegen § 22c Abs. 5 und 6 unzuläs­
sige Sponsorsendungen ausstrahlt, 

30. als Vorstand einer Veranstaltergemeinschaft nach 
§ 25 entgegen § 24 Abs. 4 Satz 4 den Gruppen nach § 24 
Abs. 4 Satz 1 auf deren Verlangen die für die 
Produktion notwendige studiotechnische Einrichtung 
einschließlich der für ihren Betrieb erforderlichen 
Beratung nicht zur Verfügung stellt, 

31. als gesetzlicher Vertreter einer Betriebsgesellschaft 
nach § 29 entgegen § 25 Abs. 4 Satz 6 der Veranstalter­
gemeinschaft nach § 25 die für die Aufstellung des 
Wirtschaits- und Stellenplans nach § 25 Abs. 4 Satz 1 
erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig zur Verfü­
gung stellt, 

32. als Betreiber einer Kabelanlage Programme ohne 
Anzeige nach § 39 Abs. 1 Satz 1 einspeist, die 
Einspeisung von Programmen trotz Untersagung 
nach § 40 Abs. 1 fortführt oder die Feststellungen der 
Lffi nach § 41 Abs. 6 nicht beachtet, 

33. als Veranstalter über den nach § 47 Abs. 1 zulässigen 
Rahmen hinaus personenbezogene Daten erhebt, ver­
arbeitet oder nutzt oder Abrechnungsdaten unter 
Verletzung der in § 47 Abs. 1 festgelegten Pflichten 
speichert, 

34. entgegen § 47 Abs. 3 Daten übermittelt oder entgegen 
§ 47 Abs. 2 Satz 1 Nr.l und 2 personenbezogene Daten 
nicht löscht. 

(2) Sachlich zuständige Verwaliungsbehörde ist die 
Lffi. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
von bis zu 500000,- DM geahndet werden. Soweit ein 
Verfahren wegen einer Ordnungswidrigkeit nach Ab­
satz 1 Nr. 1, 2 zweite Alternative, 3 bis 12, 15, 18 bis 20, 22, 
23 bis 25, 28, 32 oder 33 in mehreren Ländern eingeleitet 
wurde, stimmen sich die beteiligten Landesmedienan­
stalten über die Frage ab, welche Landesmedienanstalt 
das Verfahren fortführt. 

• 

• 
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§ 66 
Änderung des WDR-Gesetzes 

(Nicht abgedruckt; Anderungsvorschrift zum WDR­
Gesetz) 

§ 69 
übergangsvorschriften 

(1) Die bisherigen Zuordnungen an öffentlich-rechtli­
che Rundfunkveranstalter und an die LfR zur Nutzung 
durch private Veranstalter bleiben unberührt. Wird auf 
die Nutzung von zugeordneten Übertragungskapazitäten 
verzichtet oder werden diese länger als 12 Monate nicht 
genutzt, gilt § 3. 

(2) Die bei Inkrafttreten des 9. Rundfunkändenmgsge­
setzes (GV. NW, 1998 S. 148) bestehenden Dienstverträge 
mit dem Ersten Stellvertretenden Direktor und der 
Zweiten Stellvertretenden Direktorin bleiben bis zum 
Ende der laufenden Amtszeit unberührt; für diesen 
Zeitraum gelten § 59 Abs. 5 Satz 3 und § 61 Abs. 2 
LRG NW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. August 1995 (GV. NW. S. 994) fort. 

(3) Während der zum Zeitpunkt des 9. Rundfunkände­
rungsgesetzes (GV. NW, 1998 S. 148) andauernden Amts­
periode der Rundfunkkommission der LfR gilt § 55 Abs. 4 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. August 1995 
(GV. NW. S. 994), zuletzt geändert durch das a. Rundfunk­
änderungsgesetz vom 30. Januar 1996 (GV. NW. S. 75). 

§ 70 
Übergangsregelung für das Recht 

auf unentgeltliche Kurzberichterstattung 
im Fernsehen 

Die Ausübung des Rechts auf unentgeltliche Kurzbe­
richterstattung im Fernsehen ist ausgeschlossen bei Ver­
anstaltungen, die vor dem 1. Januar 1990 Gegenstand 
exklusiver vertraglicher Regelungen geworden sind. 

§71 
Übergangsregelung 

für die Weiterverbreitung 

(1) Die Weiterverbreitung von Rundfunkprogrammen, 
die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgrund schriftli­
cher Bestätigung des Rundfunkausschusses (§ 3 Abs. 2 
VorlWeiterverbreitungsG NW vom 19. März 1985, 
GV. NW. S. 248) in Kabelanlagen weiterverbreitet wer­
den, bleibt zulässig, ohne daß es erneut einer Anzeige 
(§ 39 Abs. 1) bedarf. 

(2) Die der LfR nach dem 9. Abschnitt dieses Gesetzes 
obliegenden Aufgaben und Befugnisse werden bis zum 
Ablauf von zwei Monaten nach der ersten Sitzung der 
Rundfunkkommission vom Rundfunkausschuß (§ 6 
VorlWeiterverbreitungsG NW) wahrgenommen. Die an­
hängigen Verfahren werden von der LfR fortgesetzt. 

§ 72 
Modellversuche mit neuen Rundfunktechniken, 
Rundfunkprogrammen oder Rundfunkdiensten 

(1) Die Durchführung von Modellversuchen mit neuen 
Rundfunktechniken, Rundfunkprogrammen oder Rund­
funkdiensten ist zulässig. Die Modellversuche sollen 
Entscheidungen über die künftige Nutzung dieser Rund­
funktechniken, Rundfunkprogramme oder Rundfunk­
dienste vorbereiten. Dabei ist zu gewährleisten, daß 
Modellversuche zugleich eine Bewertung der gesell­
schaftlichen Folgen der erprobten Techniken, Pro­
gramme oder Dienste zulassen. 

(2) Die Landesregierung wird ennächtigt, Einzelheiten 
der Versuchsbedingungen, das Versuchsgebiet entspre­
chend dem Versuchszweck und die Versuchsdauer durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Haupt~.usschus­
ses des Landtags festzulegen. Dies gilt auch für Anderun­
ge:n während der Dauer des Modellversuchs. Modellver­
suche im lokalen Fernsehen bleiben einer gesonderten 
gesetzlichen Regelung vorbehalten. 

(iI) Die Landesregierung gibt den für das Land Nord­
rhein-Westfalen zuständigen öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkveranstaltern und der LfR die für Versuchs-

zwecke zur Verfügung stehenden Übertragungskapazitä­
ten bekannt. Sie wirkt darauf hin, daß sich die zuständi­
gen öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter und die 
LfR über eine sachgerechte Zuordnung der übertra­
gungskapazitäten verständigen. Wird eine Verständigung 
erreicht, ordnet die Landesregierung die Übertragungs­
kapazitäten entsprechend der Verständigung zu. Kommt 
eine Verständig:ung innerhalb eines Monats nach Be­
kanntgabe der Ubertragungskapazitäten nicht zustande, 
entscheidet die Landesregierung unter Berücksichtigung 
des Versuchszwecks und der Stellungnahmen der Betei­
ligten. Für Modellversuche bestimmte Übertragungska­
pazitäten in Kabelanlagen dürfen nicht zur Weiterver­
breitung nach dem 9. Abschnitt genutzt werden. 

(4) Wer im Modellversuch Programme veranstalten und 
verbreiten will, bedarf der Zulassung. Ein privater Ver­
anstalter, der sich an einem Modellversuch mit einem 
Programm beteiligen will, für das eine Zulassung nach 
diesem Gesetz erteilt wurde, bedarf für dieses Programm 
keiner Zulassung. Die Zulassung wird auf Antrag von der 
LfR für die Dauer des Modellversuchs in einem verein­
fachten Zulassungsverfahren erteilt. § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1 
und 2, § 9 Abs. 1 und 2, § 10, § 12 Abs. 1, 2, 4 und 5, §§ 14, 
15,16 bis 16,21 bis 22a, § 22b Abs.l, §§ 22c, 45 bis 49 und 
67 gelten entsprechend. 

(5) Absatz 4 gilt nicht für einen öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkveranstalter, der im Rahmen eines Modellver­
suchs allein oder gemeinsam mit anderen Rundfunkver­
anstaltern ein Programm veranstaltet und verbreitet. 

§ 73 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 23. Januar 1987 in Kraft. *) 

(2) (Nicht abgedruckt; betrifft das Außerkrafttreten des 
Gesetzes über die vorläufige Weiterverbrei tung von 
Rundfunkprogrammen in Kabelanlagen.) 

- GV. NW. 1996 S. 240. 

2251 
Bekanntmachuug 

der Neufassung des Gesetzes 
über den "Westdeutschen Rundfunk Köln" 

(VVI)It-(lesetz) 
Vom 25. April 1998 

Aufgrund Artike13 des Neunten Gesetzes zur Ände­
rung des Gesetzes über den "Westdeutschen Rundfunk 
Köln" und des Rundfunkgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen (9. Rundfunkänderungsgesetz) vom 
10, Februar 1998 (GV. NW. S. 148) wird nachstehend der 
Wortlaut des Gesetzes über den "Westdeutschen Rund­
funk Köln" in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. März 1993 (GV. NW. S. 158), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. April 1995 (GV. NW. S. 340), unter 
Berücksichtigung der Änderungen durch Artikel 1 des 
7. Rundfunkänderungsgesetzes (GV. NW. 1995 S. 340) und 
Artikel 1 des 9. Rundfunkänderungsgesetzes neu be­
kanntgemacht. 

Düsseldorf, den 25. April 1998 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

J ohannes Rau 

*) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Rundfunkgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LRG NW) vom 19. Januar 1987 (GV. NW. 
S. 22). Das Neunte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den "West­
deutschen Rundfunk Köln" und des RundfunklZesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (9. Rundfunkänderungsgesetz) vom 10. Februar 1998 
(GV. NW. S. 148) ist, soweit es die Änderung des LRG NW betrifft. am Tag 
nach seiner Veröffentlichung, dem 6. März 1998, in Kraft getreten. 



266 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 21 vom 27. Mai 1998 

Gesetz 
über den "Westdeutschen Rundfunk Köln" 

(WDR-Gesetz) 

§ 1 

§ 2 
§ 3 
§ 3. 

§ 4 
§ 5 
§ 5. 

§ 6 

§ 6a 
§ 6b 
§ 6c 
§ 6d 
§ 6e 
§ 7 

§ 8 
§ 8a 
§ 9 
§ 10 
§ll 
§ 12 

§ 13 

§ 14 

§ 15 
§ 16 
§ 17 
§ 18 
§ 19 

§ 20 

§ 21 
§ 22 
§ 23 

§ 24 
§ 25 
§ 26 

§ 27 

§ 28 

§ 29 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. April 1998 

Inhaltsübersicht 

I. 
Rechtsform und Aufgaben 

Name, Rechtsform, andere Rundfunkunterneh­
men 
Sitz und Studios 
Aufgaben, Sendegebiet 
Recht auf unentgeltliche Kurzberichterstattung 
im Fernsehen 
Programmauftrag 
Pr9grammgrundsätze 
Europäische Produktionen, Eigen-, Auftrags- und 
Gemeinschaftsproduktionen 
Schutz der Menschenwürde und Jugendschutz, 
Beauftragte oder Beauftragter für den Jugend­
schutz 
Werbeinhalte, Kennzeichnung 
Einfügung der Werbung 
Sponsoring 
Werberichtlinien 
Ausschluß von Fernseheinkauf 
Zusammenarbeit mit anderen Rundfunkveran­
staltern 
Verlautbarungsrecht, Sendezeit für Dritte 
Informationspflicht 
Gegendarstellung 
Eingaben und Beschwerden 
Anrufungsrecht 
Beweissicherung 

ll. 
Organisation 

Organe, Unvereinbarkeit von .Ämtern und Tätig­
keiten 
Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft im 
Rundfunkrat, Schulrundfunkausschuß und Ver­
waltungsrat 

1. Der Rundfunkrat 

Zusammensetzung, Amtsdauer, Kostenerstattung 
Aufgaben des Rundfunkrats 
Ausschüsse des Rundfunkrats 
Sitzungen des Rundfunkrats 
Teilnahme an Sitzungen des Rundfunkrats 

2. Der Verwaltungsrat 

Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer, Kostener­
stattung 
Aufgaben des Verwaltungsrats 
Verfahren des Verwaltungsrats 
Sitzungen des Verwaltungsrats 

3. Die Intendantin 
oder der Intendant 

Wahl, Amtsdauer, Abberufung, Ausschluß 
Aufgaben der Intendantin oder des Intendanten 
Kündigung des Dienstvertrags 

4. Der Schulrundfunkausschuß 

Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer, Kostener­
stattung 
Aufgaben 
Verfahren 

§ 30 
§ 31 

§ 32 

§ 33 
§ 34 
§ 35 
§ 36 
§ 37 
§ 38 
§ 39 
§40 

§ 41 
§42 
§ 43 
§44 

§ 45 
§ 46 
§ 47 

§ 48 
§ 49 
§ 50 

§ 51 
§ 52 
§53 

§ 54 

§ 55 

§ 56 
§ 56a 

§ 57 

§ 58 

5. Redakteurvertretung, 
Schlichtungsausschuß, Redakteurstatut 

Redakteurvertretung, Schlichtungsausschuß 
Redakteurstatut 

6. Programmi tarbeiterinnen 
und -mitarbeiter 

Programmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 

lll. 
Finanzwesen 

Grundsätze der Haushaltswirtschaft 
Haushaltsplan 
Aufstellung des Haushaltsplans 
Übergangsermächtigung 
Eigenkapital und Rücklagen 
Deckungsstock 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
üLcr- und außerplanmäßige Ausgaben, Nach­
tragshaushalt 
Jahresabschluß 
Prüfung des Jat.resabschlusses 
Prüfungsverfahren 
Feststellung und Veröffentlichung des Jahresab­
schlusses 
Beteiligung an Unternehmen 
Verwendung von überschüssen 
Zweckbindung zusätzlicher Rundfunkgebühren­
mittel 

IV. 
Datenschutz 

Geltung von Datenschutzvorschriften 
Datenverarbeitung für publizistische Zwecke 
Grundsätze für die Verarbeitung personenbezo­
gener Daten bei der Inanspruchnahme von Pro­
grammen nach § 3 Abs. 6 
Bestandsdaten 
Datenschutz bei Programmen nach § 3 Abs. 6 
Gewährleistung des Datenschutzes beim WDR 

V. 
Aufsicht 

Rechtsaufsicht 

VI. 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Anwendung des Landespersonalvertretungsge­
setzes 
Kabelfunk Dortmund 
Übergangsregelung zur Zusammensetzung des 
Rundfunkrats 
Übergangsregelungen für das Recht auf unent­
geltliche Kurzberichterstattung im Fernsehen 
Inkrafttreten 

l. 
Rechtsform und Aufgaben 

§1 
Name, Rechtsfonn, 

andere Rundfunkunternehmen 

(1) Das Rundfunkunternehmen "Westdeutscher Rund­
funk Köln" (WDR) ist eine gemeinnützige Anstalt des 
öffentlichen Rechts. Die Anstalt hat das Recht der 
Selbstverwaltung im Rahmen der nachfolgenden Bestim­
mungen. Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
Anstalt ist unzulässig. 

(2) Die Veranstaltung und Verbreitung von Rundfunk 
durch andere Rundfunkunternehmen ist nur aufgrund 
eines Gesetzes zulässig. 

• 

• 
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(3) Der ZDF -Staatsvertrag (Artikel3 des Staatsver­
trags über den Rundfunk im vereinten Deutschland vom 
31. August 1991- GV. NW. S. 408 -, zuletzt geändert durch 
den Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
26. November 1996 - GV. NW. S. 484 -) bleibt unberührt. 

§ 2 
Sitz und Studios 

(1) Sitz des WDR ist Köln. 

(2) Nach Maßgabe der Satzung und unter Beachtung 
der regionalen Gliederung des Sendegebiets können 
Studios errichtet werden. 

§ 3 
Aufgaben, Sendegebiet 

(1) Aufgabe des WDR ist die für die Allgemeinheit 
bestimmte Veranstaltung und Verbreitung von Darbie­
tungen aller Art in Wort, in Ton und in Bild unter 
Benutzung elektromagnetischer Schwingungen ohne 
Verbindungsleitung oder längs oder mittels eines Leiters 
(Rundfunk). 

(2) Der WDR errichtet und betreibt die hierfür erfor­
derlichen Anlagen des Hörfunks und des Fernsehens. Er 
ist verpflichtet, das Land Nordrhein-Westfalen (Sende­
gebiet) gleichwertig zu versorgen. Er nutzt 

1. die Übertragungskapazitäten, die er bei Inkrafttreten 
des Rundfunkgesetzes für das Land Nordrhein-West­
falen (LRG NW) vom 19. Januar 1987 (GV. NW. S. 22) 
genutzt hat, 

2. die in der Anlage zum LRG NW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Januar 1988 (GV. NW. S. 6) 
aufgeführten Frequenzen, 

3. Übertragungskapazitäten, die zur Rundfunkrestver­
sorgung erforderlich sind und mit denen drahtlos 
durch erdgebundene Sender bis zu 5000 Einwohnerin­
nen und Einwohner versorgt werden können, da von 
die Fernsehübertragungskapazitäten in Abstimmung 
mit dem ZDF, und 

4. diejenigen Übertragungskapazitäten, die ihm von der 
für die Deutsche Telekom AG zuständigen obersten 
Bundesbehörde nach Maßgabe der Entscheidung nach 
§ 3 LRG NW zur Verfügung gestellt werden. 

(3) Der WDR kann bei der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben in sendetechnischer, programmlicher und fi­
nanzieller Hinsicht ebenso wie andere Rillldfunkunter­
nehmen im Geltungsbereich des Grundgesetzes alle für 
Rundfunkunternehmen zur Verfügung stehenden Mög­
lichkeiteD: nutzen. Dazu gehört insbesondere die Möglich­
keit, die Übertragungstechnik von Satelliten und Breit­
bandnetzen zu nutzen und im Rahmen der Anstaltsaufga­
ben neue Dienste mittels neuer Techniken anzubieten. 

(4) Der WDR ist berechtigt, auf Beschluß des Rund­
funkrats Bildungssendungen mit Schulcharakter nach 
Maßgabe dieses Gesetzes zu veranstalten und zu verbrei­
ten. Sie sind organisatorisch getrennt vom übrigen Rund­
funkbetrieb zu veranstalten und müssen den staatlichen 
Unterrichtsrichtlinien entsprechen. Bildungssendungen 
mit Schulcharakter sind mit der staatlichen Schulver­
waltung abgestimmte Veranstaltungen einer auf unbe­
stimmte oder befristete Dauer angelegten Wissensver­
mittlung, die 

1. vom WDR in Form von Unterrichtsprogrammen ge­
staltet werden, 

2. dadurch gekennzeichnet sind, daß bei ihrer Durchfüh­
rung zwischen Lehrenden und Lernenden eine Bezie­
hung hergestellt wird, die es ermöglicht, den Erfolg des 
Lehrens und Lernens zu überprüfen und damit die 
Wirksamkeit des Bildungsvorgangs sicherzustellen, 
und 

3. zu schulischen Abschlüssen führen. 

Sendungen anderer Art dürfen staatlichen Richtlinien 
oder sonstigen staatlichen Anordnungen nicht unterwor­
fen werden. 

(5) Der WDR kann in seine Programme Eigenbeiträge 
nicht erwerbswirtschaftlich orientierter Dritter einbezie­
hen. 

(6) Der WDR kann Programmbeiträge gegen Einzelge­
bühr oder für einen bestimmten Zeitraum gegen Pau­
schalgebühr verbreiten. Die Gebühr ist nur von Teilneh­
merinnen und Teilnehmern zu entrichten, die das jewei­
lige Programm nutzen. Die Höchstgrenzen für die Einzel­
und Pauschalgebühr werden durch Satzung, die der 
Zustimmung der Landesregierung bedarf, festgesetzt. 

(?) Der WDR kann Druckwerke mit vorwiegend pro­
gramrnbezogenem Inhalt veröffentlichen, wenn dies zur 
Erfüllilllg seiner Aufgaben erforderlich ist. 

(8) Der WDR kann zur Herstellung und zur wirtschaft­
lichen Verwertung von Rundfunkproduktionen mit Drit­
ten zusammenarbeiten; er kann sich zu diesem Zweck an 
anderen Unternehmen beteiligen (§ 45). Er darf jedoch 
Rundfunkproduktionen nicht in erster Linie zum Zweck 
der wirtschaftlichen Verwertung herstellen oder herstel­
len lassen. Der WDR kann sich im Rahmen seiner 
Aufgaben an Maßnahmen der Film- und Hörspielförde­
rung beteiligen. 

(9) Der WDR kann zur Veranstaltung und Verbreitung 
von Programmen mit Dritten zusammenarbeiten und sich 
zu diesem Zweck an anderen Unternehmen beteiligen 
(§ 45). Dabei ist § 5 zu beachten. 

(10) Zu den Aufgaben des WDR gehört auch die 
Kommunikationsforschung im Zusammenhang mit den 
von der Anstalt verbreiteten Rundfunkprogrammen und 
neuen Diensten. 

(11) Der WDR kann gegen die Arbeitsgemeinschaft (§ 35 
LRG NW) einen Anspruch geltend machen, den Offenen 
Kanal in Kabelanlagen für die zeitgleiche Übertragung 
von öffentlichen Sitzungen des Landtags zu nutzen. Diese 
Nutzung hat Vorrang gegenüber den Beiträgen für den 
Offenen Kanal in Kabelanlagen. 

§ 3a 
Recht auf unentgeltliche 

Kurzberichterstattung im Fernsehen 

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurzberichterstattung 
im Fernsehen über Veranstaltungen und Ereignisse, die 
öffentlich zugänglich und von allgemeinem Informa­
tionsinteresse sind, steht jedem in Europa zugelassenen 
Fernsehveranstalter zu eigenen Sendezwecken zu. Dieses 
Recht schließt die Befugnis zum Zugang, zur kurzzeitigen 
Direktübertragung, zur Aufzeichnung, zu deren Auswer­
tung zu einem einzigen Beitrag und zur Weitergabe unter 
den Voraussetzungen des nachfolgenden Satz 3 und der 
Absätze 2 bis 6 ein. Anderweitige gesetzliche Bestimmun­
gen, insbesondere solche des Urheberrechts und des 
Persönlichkeitsschutzes, bleiben unberührt. Auf die Kir­
chen und auf andere Religionsgemeinschaften sowie 
deren Einrichtungen mit entsprechender AufgabensteI­
lung finden Satz 1 und 2 keine Anwendung. 

(2) Die unentgeltliche Kurzberichterstattung ist auf 
eine dem Anlaß entsprechende nachrichtenmäßige Kurz­
berichterstattung beschränkt. Die zulässige Dauer be­
mißt sich nach der Länge der Zeit, die notwendig ist, um 
den nachrichtenmäßigen Infonnationsgehalt der Veran­
staltung oder des Ereignisses zu vermitteln. Bei kurzfri­
stig und regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen 
vergleichbarer Art beträgt die Obergrenze der Dauer in 
der Regel eineinhalb Minuten. Werden Kurzberichte über 
Veranstaltungen vergleichbarer Art zusammengefaßt, 
muß auch in dieser Zusammenfassung der nachrichten­
mäßige Charakter gewahrt bleiben. 

(3) Das Recht auf Kurzberichterstattung muß so ausge­
übt werden, daß vermeidbare Störungen der Veranstal­
tung oder des Ereignisses unterbleiben. Der Veranstalter 
kann die Übertragung oder die Aufzeichnung einschrän­
ken oder ausschließen, wenn anzunehmen ist, daß sonst 
die Durchführung der Veranstaltung in Frage gestellt 
oder das sittliche Empfinden der an der Veranstaltung 
teilnehmenden Personen gröblich verletzt würde. Das 
Recht auf Kurzberichterstattung ist ausgeschlossen, 
wenn Grunde der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
entgegenstehen und diese das öffentliche Interesse an der 
Information überwiegen. Unberührt bleibt im übrigen 
das Recht des Veranstalters, die Übertragung oder die 
Aufzeichnung der Veranstaltung insgesamt auszuschlie­
ßen. 



268 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 21 vom 27. Mai 1998 

(4) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzherichterstat­
tung kann der Veranstalter das allgemein vorgesehene 
Eintrittsgeld verlangen; im übrigen ist ihm Ersatz seiner 
notwendigen Aufwendungen zu leisten, die durch die 
Ausübung des Rechts entstehen. Die Ausübung des 
Rechts auf Kurzberichterstattung setzt eine Anmeldung 
des Fernsehveranstalters bis spätestens zehn Tage vor 
Beginn der Veranstaltung beim Veranstalter voraus. 
Dieser hat spätestens fünf Tage vor dem Beginn der 
Veranstaltung den anmeldenden Fernsehveranstaltern 
mitzuteilen, ob genügend räumliche und technische Mög­
lichkeiten für eine Ubertragung oder Aufzeichnung be­
stehen. Bei kurzfristigen Veranstaltungen und bei Ereig­
nissen haben die Anmeldungen zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt zu erfolgen. 

(5) Reichen die räumlichen und technischen Gegeben­
heiten für eine Berücksichtigung aller Anmeldungen 
nicht aus, so haben zunächst die Femsehveranstalter 
Vorrang, die vertragliche Vereinbarungen mit dem Ver­
anstalter oder dem Träger des Ereignisses geschlossen 
haben. Darüber hinaus steht dem Veranstalter oder dem 
Träger des Ereignisses ein Auswahlrecht zu. Dabei sind 
zunächst solche Fernsehveranstalter zu berücksichtigen, 
die eine umfassende Versorgung des Landes sicherstellen, 
in dem die Veranstaltung oder das Ereignis stattfindet. 
Fernsehveranstalter, die die unentgeltliche Kurzbericht­
erstattung wahrnehmen, sind verpflichtet, das Signal und 
die Aufzeichnung unmittelbar denjenigen Fernsehveran­
staltern gegen Ersatz der angemessenen AUfwendungen 
zur Verfügung zu stellen, die nicht zugelassen werden 
konnten. Trifft der Veranstalter oder der Träger eines 
Ereignisses eine vertragliche Vereinbarung mit einem 
Femsehveranstalter über eine Berichterstattung, hat er 
dafür Sorge zu tragen, daß mindestens ein anderer 
Fernsehveranstalter eine Kurzberichterstattung wahr­
nehmen kann. 

(6) Die für die Kurzberichterstattung nicht verwerteten 
Teile sind spätestens drei Monate nach Beendigung der 
Veranstaltung oder des Ereignisses zu vernichten; die 
Vernichtung ist dem betreffenden Veranstalter oder 
Träger des Ereignisses schriftlich mitzuteilen. Die Frist 
wird durch die Ausübung berechtigter Interessen Dritter 
unterbrochen. 

§4 
Programmauftrag 

(1) Der WDR veranstaltet und verbreitet Rundfunk als 
Medium und Faktor des Prozesses freier Meinungsbil­
dung und als Sache der Allgemeinheit. Die im Sendege­
biet bedeutsamen politischen, weltanschaulichen und 
gesellschaftlichen Kräfte und Gruppen gewährleisten die 
eigenverantwortliche Erfüllung seiner Aufgaben. 

(2) Der WDR hat in seinen Sendungen einen umfassen­
den überblick über das internationale und nationale 
Geschehen in allen wesentlichen Lebensbereichen zu 
geben. Sein Programm hat der Information, Bildung und 
Unterhaltung zu dienen. Er hat Beiträge zur Kultur, 
Kunst und Beratung anzubieten. 

(3) Der regionalen Gliederung und der kulturellen 
Vielfalt des Sendegebiets soll im Programm Rechnung 
getragen werden. Werbung darf nur in landesweiten 
Programmen erfolgen. 

§ 5 
Programmgrundsätze 

(1) Für das Programm sowie für neue Dienste, die der 
WDR anbietet, gilt die verfassungsmäßige Ordnung. Die 
Vorschriften der allgemeinen Gesetze und die gesetzli­
chen Bestimmungen zum Schutz der Jugend und des 
Rechts der persönlichen Ehre sind einzuhalten. 

(2) Der WDR hat in seinen Sendungen die Würde des 
Menschen zu achten und zu schützen. Er soll dazu 
beitragen, die Achtung vor Leben, Freiheit und körperli­
cher Unversehrtheit, vor Glauben und Meinung anderer 
zu stärken. Die sittlichen und religiösen überzeugungen 
der Bevölkerung sind zu achten. 

(3) Der WDR soll die internationale Verständigung, die 
europäische Integration, ein diskriminierungsfreies Mit­
einander und die tatsächliche Gleichstellung von Frauen 

und Männern fördern, zum Frieden und zur sozialen 
Gerechtigkeit mahnen, die demokratischen Freiheiten 
verteidigen und der Wahrheit verpflichtet sein. 

(4) Der WDR stellt sicher, daß 

1. die Vielfalt der bestehenden Meinungen und der 
weltanschaulichen, politischen, wissenschaftlichen 
und künstlerischen Richtungen im Gesamtprogramm 
der Anstalt in möglichster Breite und Vollständigkeit 
Ausdruck findet, 

2. die bedeutsamen gesellschaftlichen Kräfte im Sende­
gebiet im Gesamtprogramm der Anstalt zu Wort 
kommen, 

3. das Gesamtprogramm nicht einseitig einer Partei oder 
Gruppe, einer Interessengemeinschaft, einem Bekennt­
nis oder einer Weltanschauung dient. 

Der WDR soll in seiner Berichterstattung angemessene 
Zeit für die Behandlung kontroverser Themen von allge­
meiner Bedeutung vorsehen. Wertende und analysierende 
Einzelbeiträge haben dem Gebot journalistischer Fairneß 
zu entsprechen. Ziel der Berichterstattung ist es, umfas­
send zu informieren. 

(5) Die Nachrichtengebung muß allgemein, unabhängig 
und sachlich sein. Nachrichten sind vor ihrer Verbreitung 
mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf 
Inhalt, Herkunft und Wahrheit zu prüfen. Kommentare 
sind deutlich von Nachrichten zu trennen und unter 
Nennung der Verfasserin oder des Verfassers als solche zu 
kennzeichnen. 

(6) Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die 
vom WDR durchgeführt werden, ist ausdrücklich anzu­
geben, ob sie repräsentativ sind. 

§ 5a 
Europäische Produktionen, 

Eigen-. Auftrags-
und Gemeinschaftsproduktionen 

(1) Zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachigen 
und europäischen Raum und zur Förderung von europäi­
schen Film- und Fernsehproduktionen soll der WDR den 
Hauptteil seiner insgesamt für Spielfilme, Fernsehspiele, 
Serien, Dokumentarsendungen und vergleichbaren Pro­
duktionen vorgesehenen Sendezeit europäischen Werken 
entsprechend dem europäischen Recht vorbehalten. 

(2) Fernsehvollprogramme des \VDR sollen einen we­
sentlichen Anteil an Eigenproduktionen sowie Auftrags­
und Gemeinschaftsproduktionen aus dem deutschspra­
chigen und europäischen Raum enthalten. Das gleiche 
gilt für Fernsehspartenprogramme des WDR, soweit dies 
nach ihren inhaltlichen Schwerpunkten möglich ist. 

§ 6 
Schutz der Menschenwürde 

und Jugendschutz, 
Beauftragte oder Beauftragter 

für den Jugendschutz 

(1) Sendungen sind unzulässig, wenn sie 

a) zum Haß gegen Teile der Bevölkerung oder gegen eine 
nationale, rassische, religiöse oder durch ihr Volkstum 
bestimmte Gruppe aufstacheln, zu Gewalt- oder Will­
kürmaßnahmen gegen sie auffordern oder die Men­
schenwürde anderer dadurch angreifen, daß Teile der 
Bevölkerung oder eine vorbezeichnete Gruppe be­
schimpft, böswillig verächtlich gemacht oder ver­
leumdet werden (§ 130 StGB), 

b) grausame oder sonst unmenschliche Gewalttätigkei­
ten gegen Menschen in einer Art schildern, die eine 
Verherrlichung oder Verharmlosung solcher Gewal t­
tätigkeiten ausdrückt oder die das Grausame oder 
Unmenschliche des Vorgangs in einer die Menschen­
würde verletzenden Weise darstellt (§ 131 StGB), 

c) den Krieg verherrlichen, 

d) pornographisch sind (§ 184 StGB), 

e) offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugendliche 
sittlich schwer zu gefährden, 

• 

• 



• 

• 
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f) Menschen, die sterben oder schweren körperlichen 
oder seelischen Leiden ausgesetzt sind oder waren, in 
einer die Menschenwürde verletzenden Weise darstel­
len und ein tatsächliches Geschehen wiedergeben, 
ohne daß ein überwiegendes berechtigtes Interesse 
gerade an dieser Form der Berichterstattung vorliegt; 
eine Einwilligung ist unbeachtlich. 

(2) Sendungen, die geeignet sind, das körperliche, 
geistige oder seelische Wohl von Kindern oder Jugendli­
chen zu beeinträchtigen, dürfen nicht verbreitet werden, 
es sei denn, der WDR trifft aufgrund der Sendezeit oder 
auf andere Weise Vorsorge, daß Kinder oder Jugendliche 
der betroffenen Altersstufen die Sendungen üblicher­
weise nicht wahrnehmen; der WDR darf dies bei Sendun­
gen zwischen 23.00 und 6.00 Uhr annehmen. Bei Filmen, 
qie nach dem Gesetz zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit unter 12 Jahren nicht freigegeben sind, ist 
bei der Wahl der Sendezeit dem Wohl jüngerer Kinder 
Rechnung zu tragen. Filme, die nach dem Gesetz zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit für Jugendliche 
unter 16 Jahren nicht freigegeben sind, dürfen nur 
zwischen 22,00 und 6,00 Uhr und Filme, die für Jugendli­
che unter 18 Jahren nicht freigegeben sind, nur zwischen 
23,00 und 6.00 Uhr verbreitet werden, 

(3) Sendungen, die ganz oder im wesentlichen mit 
Schriften inhaltsgleich sind, die in die Liste nach § 1 
Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schrif­
ten aufgenommen sind, sind nur in der Zeit zwischen 
23,00 und 6.00 Uhr und nur dann zulässig, wenn die 
mögliche sittliche Gefährdung von Kindern oder Jugend­
lichen unter Berücksichtigung aller Umstände nicht als 
schwer angesehen werden kallll. Die Gründe, die zu einer 
entsprechenden Bewertung geführt haben, sind vor der 
Ausstrahlung schriftlich niederzulegen und dem Rund­
funkrat auf Anforderung zu übermitteln, 

(4) Für Sendungen, die nach den Absätzen 2 oder 3 
Sendezeitbeschränkungen unterliegen, dürfen Pro­
grammankündigungen mit Bewegtbildern nur zu diesen 
Zeiten ausgestrahlt werden. 

(5) Der Rundfunkrat kann in Richtlinien, die Intendan­
tin oder der Intendant für den Einzelfall Ausnahmen von 
den Zeitgrenzen nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 
gestatten und von der Bewertung nach Absatz 2 Satz 3 
und Absatz 3 Satz 1 abweichen; dies gilt im Fall von 
Absatz 2 Satz 3 vor allem für Filme, deren Bewertung 
länger als 15 Jahre zurückliegt, 

(6) Der Rundfunkrat kallll in Richtlinien, die Intendan­
tin oder der Intendant für den Einzelfall auch für Filme, 
auf die das Gesetz zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit keine Anwendung findet oder die hiernach 
für Jugendliche unter 16 Jahren freigegeben sind, zeitli­
che Beschränkungen vorsehen, um den Besonderheiten 
der Ausstrahlung von Filmen im Fernsehen, vor allem bei 
Fernsehserien, gerecht zu werden. 

(7) Der WDR setzt sich bei Erlaß seiner Richtlinien 
nach Absatz 5 und 6 mit den übrigen in der ARD 
zusammengeschlossenen öffentlich-rechtlichen Rund­
funkveranstaltern, dem ZDF und den Landesmedienan­
stalten ins Benehmen. Er stellt einen gemeinsamen Erfah­
rungsaustausch in der Anwendung dieser Richtlinien 
sicher. 

(8) Die Intendantin oder der Intendant beruft eine 
Person zw' oder zum Beauftragten für den Jugendschutz. 
Sie hat die Aufgabe, die Intendantin oder den Intendan­
ten in allen Fragen des Jugendschutzes zu beraten. Die 
oder der Beauftragte für den Jugendschutz ist insbeson­
dere bei Fragen des Programmeinkaufs, der Programm­
herstellung, der Programmplanung und der Programm­
gestaltung angemessen zu beteiligen. 

(9) Wer zur oder zum Beauftragten für den Jugend­
schutz bestellt werden soll, muß die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde besitzen. Er ist bei 
Anwendung seiner Fachkunde auf dem Gebiet des Ju­
gendschutzes weisungsfrei. 

(10) Die oder der Beauftragte für den Jugendschutz des 
WDR tritt in einen regelmäßigen gemeinsamen Erfah­
rungsaustausch mit den Jugendschutzbeauftragten der in 

der ARD zusammengeschlossenen öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkveranstalter, des ZDF und der privaten Veran­
stalter ein. 

(11) Die oder der Beauftragte für den Jugendschutz 
erstattet dem Rundfunkrat jährlich einen Bericht über 
seine Tätigkeit. 

§ 6a 
Werbeinhalte, Kennzeichnung 

(1) Werbung darf nicht irreführen, den Interessen der 
Verbraucherinnen und Verbraucher nicht schaden und 
nicht Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit oder 
Sicherheit der Verbraucherinnen und Verbraucher sowie 
den Schutz der Umwelt gefährden. Werbung, die sich 
auch an Kinder oder Jugendliche richtet oder bei der 
Kinder oder· Jugendliche eingesetzt werden, darf nicht 
ihren Interessen schaden oder ihre Unerfahrenheit aus­
nutzen. 

(2) Werbung oder Werbetreibende dürfen das übrige 
Programm inhaltlich und redaktionell nicht beeinflussen, 

(3) Werbung muß als solche klar erkennbar sein. Sie 
muß im Fernsehen durch optische und im Hörfunk durch 
akustische Mittel eindeutig von anderen Programmteilen 
getrellllt sein. In der Werbung dürfen unterschwellige 
Techniken nicht eingesetzt werden. 

(4) Dauerwerbesendungen sind zulässig, wellll der 
Werbecharakter erkennbar im Vordergnmd steht und die 
Werbung einen wesentlichen Bestandteil der Sendung 
darstellt. Sie müssen zu Begillll als Dauerwerbesendung 
angekündigt und während ihres gesamten Verlaufs als 
solche gekennzeichnet werden. 

(5) Schleichwerbung ist unzulässig. Schleichwerbung 
ist die Erwähnung oder Darstellung von Waren, Dienst­
leistungen, Namen, Marken oder Tätigkeiten eines Her­
stellers von Waren oder eines Erbringers von Dienstlei­
stungen in Programmen, wellll sie zu Werbezwecken 
vorgesehen ist und die Allgemeinheit hinsichtlich des 
eigentlichen Zwecks dieser Erwähnung oder Darstellung 
irreführen kann. Eine Erwähnung oder Darstellung gilt 
insbesondere dann als zu Werbezwecken vorgesehen, 
wenn sie gegen Entgelt oder gegen eine sonstige Gegen­
leistung erfolgt. 

(6) In der Fernsehwerbung dürfen keine Personen 
auftreten, die regelmäßig Nachrichtensendungen oder 
Sendungen zum politischen Zeitgeschehen vorstellen, 

(7) Werbung politischer, weltanschaulicher oder religi­
öser Art ist unzulässig. § 8 Abs. 2 und 3 bleibt unberührt. 

§ 6b 
Einfügung der Werbung 

(1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie Sendun­
gen für Kinder dürfen nicht durch Werbung unterbro­
chen werden. 

(2) Fernsehwerbung ist in Blöcken und zwischen einzel­
nen Sendungen einzufügen; sie kann unter den in den 
Absätzen 3 und 4 genannten Voraussetzungen auch in 
Sendungen eingefügt werden, sofern der gesamte Zusam­
menhang und der Charakter der Sendung nicht beein­
trächtigt werden. 

(3) Fernsehsendungen von mehr als 45 Minuten Dauer 
dürfen einmal Werbeeinschaltungen enthalten; dies gilt 
auch bei Unterteilungen der Sendungen. Bei der Übertra­
gung von Ereignissen und Darbietungen, die Pausen 
enthalten, darf Werbung nur zwischen den eigenständi­
gen Teilen oder in den Pausen eingefügt werden, 

(4) Bei der Übertragung von Sportereignissen, die 
Pausen enthalten, darf Werbung abweichend von Ab­
satz 3 Satz 1, jedoch nur in den Pausen, ausgestrahlt 
werden. 

(5) Richtet sich die Werbung in einem Fernsehpro­
gramm eigens und häufig an Zuschauerinnen und Zu­
schauer eines anderen Staates, der das Europäische 
Übereinkommen über das grenzüberschreitende Fernse­
hen ratifiziert hat und nicht Mitglied der Europäischen 
Union ist, so dürfen die für die Fernsehwerbung dort 
geltenden Vorschriften nicht umgangen werden. Satz 1 
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gilt nicht, wenn die Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Werbung strenger sind als jene Vorschriften, die in dem 
betreffenden Staat gelten, ferner nicht, wenn mit dem 
betroffenen Staat Übereinkünfte auf diesem Gebiet ge­
schlossen wurden. 

§ 6e 
Sponsoring 

(1) Sponsoring ist der Beitrag einer natürlichen oder 
juristischen Person oder einer Personenvereinigung, die 
an Rundfunktätigkeiten oder an der Produktion audiovi­
sueller Werke nicht beteiligt ist, zur direkten oder 
indirekten Finanzierung einer Sendung, um den Namen, 
die Marke, das Erscheinungsbild der Person, ihre Tätig­
keit oder ihre Leistungen zu fördern. 

(2) Bei Sendungen, die ganz oder teilweise gesponsert 
werden, muß zu Beginn und am Ende auf die Finanzie­
rung durch den Sponsor in vertretbarer Kürze deutlich 
hingewiesen werden; der Hinweis ist in diesem Rahmen 
auch durch Bewegtbild möglich. Neben oder anstelle des 
Namens des Sponsors kann auch dessen Firmenemblem 
oder eine Marke eingeblendet werden. 

(3) Inhalt und Programmplatz einer gesponserten Sen­
dung dürfen vom Sponsor nicht in der Weise beeinflußt 
werden, daß die Verantwortung und die redaktionelle 
Unabhängigkeit des WDR beeinträchtigt werden. 

(4) Gesponserte Sendungen dürfen nicht zum Verkauf, 
zum Kauf oder zur Miete oder Pacht von Erzeugnissen 
oder Dienstleistungen des Sponsors oder eines Dritten, 
vor allem durch entsprechende besondere Hinweise, 

, anregen. 

(5) Wer nach diesem Gesetz oder nach anderen gesetzli­
chen Bestimmungen nicht werben darf oder wer überwie­
gend Produkte herstellt oder verkauft oder wer Dienstlei­
stungen erbringt, für die Werbung nach diesem Gesetz 
oder nach anderen gesetzlichen Bestimmungen verboten 
ist, darf Sendungen nicht sponsern. 

(6) Nachrichtensendungen und Sendungen zum politi­
schen Zeitgeschehen dürfen nicht gesponsert werden. 

§ 6d 
Werberichtlinien 

Der Rundfunkrat erläßt mit den in der ARD zusam­
mengeschlossenen öffentlich-rechtlichen Rundfunkver­
anstaltem und dem ZDF gemeinsame Richtlinien zur 
Durchführung der §§ 6a bis 6c. Er stellt hierbei das 
Benehmen mit den Landesmedienanstalten her und führt 
einen gemeinsamen Erfahrungsaustausch in der Anwen­
dung dieser Richtlinien durch. 

§ 6e 
Ausschluß von Fernseheinkauf 

Werbesendungen in Form von direkten Angeboten an 
die Öffentlichkeit für den Verkauf, den Kauf oder die 
Miete oder Pacht von Erzeugnissen oder die Erbrin­
gungen von Dienstleistungen (Femseheinkauf) sind un­
zulässig. 

§ 7 
Zusammenarbeit 

mit anderen Rundfunkveranstaltem 

Der WDR ist verpflichtet, durch Zusammenarbeit mit 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstaltern im Gel­
tungsbereich des Grundgesetzes insbesondere die Ziele 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu fördern. Er kann 
mit anderen Rundfunkveranstaltern zusammenarbeiten. 

§ 8 
VerIautbarungsrecht, 
Sendezeit für Dritte 

(1) Der WDR hat der Bundesregierung und den ober­
sten Landesbehörden für amtliche Verlautbarungen an­
gemessene Sendezeit unverzüglich und unentgeltlich ein­
zuräumen. 

(2) Parteien oder Wählergruppen ist während ihrer 
Beteiligung an Wahlen zum Europäischen Parlament, 

zum Deutschen Bundestag oder zum Landtag Nordrhein­
Westfalen angemessene Sendezeit zur Wahlwerbung ein­
zuräumen, wenn sie in Nordrhein-Westfalen mit 
a) einem Listenwahlvorschlag, einer Landesliste oder 

einer Landesreserveliste oder 
b) in einem Sechstel der Wahlkreise mit Kreiswahlvor-

schlägen 

zugelassen sind. Alle Parteien und Wählergruppen sind 
gleichzubehandeln; § 5 Abs. 1 Satz 2 bis 4 Parteiengesetz 
gilt entsprechend. Die Intendantin oder der Intendant 
kann die Ausstrahlung der Sendung einer Partei oder 
Wählergruppe ablehnen, wenn die Sendung nicht dem 
Zweck der Wahlwerbung dient. Neben den Sendezeiten 
nach Satz 1 dürfen andere Sendungen einschließlich 
Werbesendungen nicht der Wahlwerbung oder der Öf­
fentlichkeitsarbeit einer Partei oder Wählergruppe die­
nen oder dafür bestimmt sein. 

(3) Den Evangelischen Kirchen, der Katholischen Kir­
che und den jüdischen Kultusgemeindep. sind auf ihren 
Wunsch angemessene Sendezeiten zur Übertragung got­
tesdienstlicher Handlungen und Feierlichkeiten sowie 
sonstiger religiöser Sendungen einzuräumen. 

(4) Für den Inhalt einer Sendung nach Absätzen 2 und 3 
ist verantwortlich, wem die Sendezeit gewährt worden 
ist. Unbeschadet dessen lehnt die Intendantin oder der 
Intendant die Ausstrahlung einer Sendung nach Absatz 2 
ab, wenn deren Inhalt offenkundig und schwerwiegend 
gegen die allgemeinen Gesetze verstößt. 

§ 8a 
Informationspflicht 

Der WDR ist verpflichtet, der nach Landesrecht zu­
ständig~n Behörde die in Artikel 6 Abs. 2 des Europäi­
schen Ubereinkommens über das grenzüberschreitende 
Fernsehen aufgeführten Informationen auf Verlangen zur 
Verfügung zu stellen. 

§ 9 
Gegendarstellung 

(1) Der WDR ist verpflichtet, durch Rundfunk die 
Gegendarstellung der Person oder Stelle zu verbreiten, 
die durch eine vom WDR in einer Sendung verbreitete 
Tatsachenbehauptung betroffen ist. 

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Gegendarstellung 
besteht nicht, wenn 
a) die betroffene Person oder Stelle kein berechtigtes 

Interesse an der Verbreitung hat oder 
b) die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht ange­

messen ist, insbesondere den Umfang des beanstande­
ten Teils der Sendung wesentlich überschreitet . 

(3) Die Gegendarstellung muß sich auf tatsächliche 
Angaben beschränken und darf keinen strafbaren Inhalt 
haben. Sie bedarf der Schriftfonn und muß von der 
betroffenen Person, Stelle oder ihrem gesetzlichen Ver­
treter unterzeichnet sein. Die betroffene Person, Stelle 
oder ihr gesetzlicher Vertreter kann die Verbreitung nur 
verlangen, wenn die Gegendarstellung unverzüglich, spä­
testens innerhalb von zwei Monaten, dem WDR zugeht. 
Die Gegendarstellung muß die beanstandete Sendung 
und Tatsachenbehauptung bezeichnen. 

(4) Die Gegendarstellung muß unverzüglich innerhalb 
des gleichen Programms und der gleichen Programm­
sparte wie die beanstandete Tatsachenbehauptung sowie 
zur gleichen Tageszeit oder, wenn dies nicht möglich ist, 
zu einer Sendezeit verbreitet werden, die der Zeit der 
beanstandeten Sendung gleichwertig ist. Die Verbreitung 
erfolgt ohne Einschaltungen und Weglassungen. 

(5) Die Verbreitung der Gegendarstellung erfolgt un­
entgeltlich. Dies gilt nicht, wenn sich die Gegendarstel­
lung gegen eine Tatsachenbehauptung richtet, die in 
einer Werbesendung verbreitet worden ist. 

(6) Für die Durchsetzung des vergeblich geltend ge­
machten Gegendarstellungsanspruchs ist der ordentliche 
Rechtsweg gegeben. Auf Antrag der betroffenen Person, 
Stelle oder des Vertreters kann das Gericht anordnen, daß 
der WDR in der Form des Absatzes 4 eine Gegendarstel­
lung verbreitet. Auf das Verfahren sind die Vorschriften 

• 

• 



• 

• 
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der Zivilprozeßordnung über das Verfahren auf Erlaß 
einer einstweiligen Verfügung entsprechend anzuwen­
den. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht nicht 
glaubhaft gemacht zu werden. Ein Verfahren zur Haupt­
sache findet nicht statt. 

(7) Absätze 1 bis 6 gelten nicht für wahrheitsgetreue 
Berichte über öffentliche Sitzungen des Europäischen 
Parlaments, der gesetzgebenden Organe des Bundes, der 
Länder und der Vertretungen der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände sowie der Gerichte. 

(8) Die gesetzlichen Bestimmungen über die Gegendar­
stellung zu Tatsachenbehauptungen in Druckwerken und 
Mediendiensten bleiben unberührt. 

§ 10 
Eingaben und Beschwerden 

(1) Jeder hat das Recht, sich mit Eingaben und Anre­
gungen zum Programm an die Anstalt zu wenden, 

(2) Über Programmbeschwerden, in denen die Verlet­
zung von Programmgrundsätzen behauptet wird, ent­
scheidet die Intendantin oder der Intendant innerhalb 
eines Monats durch schriftlichen Bescheid. Wird der 
Programmbeschwerde nicht oder innerhalb der Frist 
nach Satz 1 nicht abgeholfen, so kann die Beschwerde­
führerin oder der Beschwerdeführer innerhalb eines 
weiteren Monats den Rundfunkrat anrufen. Im Be­
schwerdebescheid hat die Intendantin oder der Intendant 
auf diese Möglichkeit hinzuweisen. Programmbeschwer­
den nach Satz 1 sind nur innerhalb von drei Monaten 
nach Ausstrahlung der Sendung zulässig. 

(3) Einzelheiten des Verfahrens regelt die Satzung. Sie 
kann vorsehen, daß der Rundfunkrat einem Beschwerde­
ausschuß die Entscheidung überträgt. 

§ll 
Anrufungsrecht 

(1) Jeder hat das Recht, sich unmittelbar an die 
Beauftragte oder den Beauftragten für den Datenschutz 
des WDR zu wenden, wenn er der Ansicht ist, bei der 
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten durch den 
WDR in seinen schutzwürdigen Belangen verletzt zu sein. 

(2) Wird in einer Eingabe nach Absatz 1 gleichzeitig die 
Verletzung von Programmgrundsätzen behauptet, so un­
terrichtet die oder der Beauftragte für den Datenschutz 
des WDR unverzüglich die Intendantin oder den Inten­
danten. Für das weitere Verfahren gilt § 10 Abs. 2 mit der 
Maßgabe, daß vor der Entscheidung eine Stellungnahme 
der oder des Beauftragten für den Datenschutz des WDR 
einzuholen ist. Will die Intendantin oder der Intendant 
von dieser Stellungnahme abweichen, ist die Eingabe 
dem Rundfunkrat zur Entscheidung vorzulegen. Weitere 
Einzelheiten des Verfahrens regelt die Satzung . 

§ 12 
Beweissicherung 

(1) Von allen Hörfunk- und Fernsehsendungen, die der 
WDR verbreitet, sind vollständige Tonaufzeichnungen, 
von Fernsehsendungen außerdem vollständige Bildauf­
zeichnungen, herzustellen und aufzubewahren. Die Auf­
bewahrungsfrist beträgt drei Monate. Wird innerhalb 
dieser Frist eine Sendung beanstandet, so ist die Auf­
zeichnung aufzubewahren, bis die Beanstandung durch 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, durch gericht­
lichen Vergleich oder auf andere Weise erledigt ist. 

(2) Wer schriftlich glaubhaft macht, in seinen Rechten 
betroffen zu sein, kann vom WDR Einsicht in die 
Aufzeichnungen verlangen und auf eigene Kosten vom 
WDR Mehrfertigungen herstellen lassen. 

Il. 
Organisation 

§ 13 
Organe, Unvereinbarkeit von Amtern und Tätigkeiten 
(1) Die Organe der Austalt sind 

1. der Rundfunkrat, 
2. der Verwaltungsrat, 

3. die Intendantin oder der Intendant, 

4. der Schulrundfunkausschuß, sofern der WDR Bil­
dungssendungen mit Schulcharakter veranstaltet. 

(2) Die Mitgliedschaft im Rundfunkrat, im Schulrund­
funkausschuß und im Verwaltungsrat schließen sich 
gegenseitig aus. Satz 1 gilt entsprechend für die nach § 15 
Abs. 13 und § 20 Abs. 1 Satz 3 entsandten Mitglieder des 
Personalrats. 

(3) Dem Rundfunkrat, dem Schulrundfunkausschuß 
und dem Verwaltungsrat dürfen nicht angehören 

1. Mitglieder der Bundesregierung oder Mitglieder einer 
Landesregierung, 

2. Bedienstete der obersten Bundes- oder obersten Lan­
desbehörden, mit Ausnahme der in § 27 Abs. 1 Satz 5 
genannten Mitglieder des Schulrundfunkausschusses, 

3. Beamtinnen und Beamte, die nach Bundes- oder 
Landesrecht jederzeit in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt werden können, 

4. kommunale Wahlbeamtinnen und -beamte, 

5. Mitglieder des Europäischen Parlaments, Mitglieder 
des Bundestags, Mitglieder eines Landtags und Mit­
glieder kommunaler Vertretungskörperschaften mit 
Ausnahme der in § 15 Abs. 2 Satz 5 genannten 
Mitglieder des Rundfunkrats und der in § 20 Abs. 1 
Satz 4 genannten Mitglieder des Verwaltungsrats . 

Abweichend von Satz 1 können nach § 15 Abs. 3 Nr. 10 
auch Mitglieder kommunaler Vertretungskörperschaften 
und kommunale Wahlbeamtinnen und -beamte entsandt 
werden. 

(4) Dem Rundfunkrat, dem Verwaltungsrat und dem 
Schulrundfunkausschuß dürfen ferner nicht angehören 

1. Angestellte oder arbeitnehmerähnliche Personen des 
WDR; dies gilt nicht für die in § 20 Abs. 1 Satz 3 
genannten Mitglieder des Verwaltungsrats, 

2. Personen, die in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis 
zu einem Unternehmen nach § 45 oder zu einem mit 
diesem verbundenen Unternehmen (§ 15 Aktiengesetz) 
stehen, 

3. Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien 
eines anderen öffentlich-rechtlichen Rundfunkveran­
stalters angehören oder in einem Arbeits- oder Dienst­
verhältnis oder in einem arbeitnehmerähnlichen Ver­
hältnis zu diesem stehen, 

4. Personen, die privaten Rundfunk veranstalten, den 
Aufsichtsorganen oder Gremien eines privaten Rund­
funkveranstalters oder eines mit diesem verbundenen 
Unternehmens (§ 15 Aktiengesetz) angehören oder in 
einem Arbeits- oder Dienstverhältnis zu diesen stehen; 
dies gilt nicht für vom WDR entsandte Mitglieder von 
Aufsichtsorganen oder Gremien eines Unternehmens 
nach § 45 oder eines mit diesem verbundenen Unter­
nehmens (§ 15 Aktiengesetz), 

5. Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien 
einer Landesmedienanstalt angehören oder Organen, 
derer sich eine Landesmedienanstalt zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben bedient, oder die zu diesen Organen 
oder einer Landesmedienanstalt in einem Arbeits­
oder Dienstverhältnis stehen. 

(5) Kein Mitglied und kein stellvertretendes Mitglied 
des Rundfunkrats, kein Mitglied des Schulrundfunkaus­
schusses oder des Verwaltungsrats darf unmittelbar oder 
mittelbar mit der Anstalt für eigene oder fremde Rech­
nung Geschäfte machen, und zwar weder als Inhaberin 
oder Inhaber noch als Gesellschafterin oder Gesellschaf­
ter, Vorstandsmitglied, Angestellte oder Angestellter, 
Vertreterin oder Vertreter eines Unternehmens oder als 
Organ einer juristischen Person des privaten oder öffent­
lichen Rechts. Dies gilt auch für gemeinnützige Unter­
nehmen. Das vertragliche Beschäftigungsverhältnis der 
in § 20 Abs. 1 Satz 3 genannten Mitglieder des Verwal­
tungsrats bleibt hiervon unberübrt. §§ 20 und 21 Verwal­
tungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfa­
len finden entsprechend Anwend\mg. 

(6) Die Mitglieder des Rundfunkrats, Verwaltungsrats 
und Schulrundfunkausschusses sinn ehrenamtlich tätig. 
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§ 14 
Vorzeitige Beendigung 

der Mitgliedschaft im Rundfunkrat, 
Schulrundfunkausschuß und Verwaltungsrat 

(1) Die Mitgliedschaft im Rundfunkrat, Schulrund­
funkausschuß oder Verwaltungsrat erlischt vorzeitig 

a) durch Tod, 
b) durch Niederlegung des Amtes, 

c) durch Abberufung, 
cl) durch Verlust der Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen 

Wahlen zu erlangen oder öffentliche Ämter zu beklei­
den, 

e) durch Eintritt der Geschäftsunfähigkeit oder be­
schränkter Geschäftsfähigkeit, 

f) durch Erwerb der Mitgliedschaft in einem anderen 
Organ des WDR, 

g) durch Eintritt eines der in § 13 Abs. 3 und 4 genannten 
Ausschlußgründe. 

(2) Ein vom Rundfunkrat gewähltes Mitglied des Schul­
rundfunkausschusses oder des Verwaltungsrats kann 
vom Rundfunkrat aus wichtigem Grund abberufen wer­
den. Zur Vorbereitung der Entscheidung legt das jewei­
lige Organ dem Rundfunkrat einen schriftlichen Bericht 
vor. Das betroffene Mitglied ist von diesem Organ und 
vom Rundfunkrat zu hören; es ist von der Beratung des 
betreffenden Organs über den Bericht und von der 
Abstimmung ausgeschlossen. 

(3) Der Schulrundfunkausschuß und der Verwaltungs­
rat können die Abberufung eines ihrer vom Rundfunkrat 
gewählten Mitglieder beim Rundfunkrat beantragen. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Rundfunkrats stellt 
dem betroffenen Mitglied den Beschluß über die Abberu­
fung nach näherer Bestimmung der Satzung zu. Ein 
hiergegen eingeleitetes Verwaltungsstreitverfahren be­
darf keines Vorverfahrens. 

(5) Ein von der Landesregierung berufenes Mitglied des 
Schulrundfunkausschusses kann von ihr jederzeit abbe­
rufen werden. 

1. Der Rundfunkrat 

§ 15 
Zusammensetzung, 

Amtsdauer, Kostenerstattung 

(1) Der Rundfunkrat besteht aus 42 Mitgliedern. Von 
den nach Absatz 2 entsandten Mitgliedern müssen sechs 
Mitglieder Frauen sein. Gesellschaftliche Gruppen und 
Institutionen müssen mindestens für jede zweite Amtszeit 
des Rundfunkrats eine Frau entsenden. Die Anforderun­
gen nach Satz 3 entfallen nur, wenn der jeweiligen 
Gruppe oder Institution aufgrund ihrer Zusammenset­
zung eine Entsendung von Frauen regelmäßig oder im 
Einzelfall nicht möglich ist. Dies ist gegenüber der oder 
dem Vorsitzenden des Rundfunkrats bei der Benennung 
des Mitglieds schriftlich zu begründen. Die Begründung 
ist dem Rundfunkrat bekanntzugeben. 

(2) 13 Mitglieder werden nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl (d'Hondtsches Höchstzahlverfahren) vom 
Landtag gewählt. Listenverbindungen sind zulässig. Bei 
gleicher Höchstzahl entscheidet über die Entsendung des 
letzten Mitglieds das von der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Landtags zu ziehende Los. Der Landtag 
kann mit Zustimmung aller Fraktionen beschließen, 
abweichend vom Verfahren nach Satz 1 die Mitglieder 
nach einer gemeinsamen Wahlliste zu wählen. Bis zu 
neun Mitglieder dürfen dem Europäischen Parlament, 
dem Bundestag, einem Landtag oder einer kommunalen 
Vertretungskörperschaft angehören. 

(3) Siebzehn weitere Mitglieder werden von folgenden 
gesellschaftlichen Gruppen und Institutionen entsandt: 
eine Vertretenn oder ein Vertreter 

1. durch die Evangelischen Kirchen in Nordrhein-West­
falen, 

2. durch die Katholfsche Kirche, 

3. durch die Landesverbände der jüdischen Kultusge­
meinden von Nordrhein und Westfalen und die Syn­
agogen-Gemeinde Köln, 

4. durch den Deutschen Gewerkschaftsbund, Landesbe­
zirk Nordrhein-Westfalen. 

5. durch die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft, Lan­
desverband Nordrhein-Westfalen, 

6. durch den Deutschen Beamtenbund, DBB-Landes­
bund Nordrhein-Westfalen, 

7. durch die Landesvereinigung der Arbeitgeberver­
bände Nordrhein-Westfalen e. V., 

8. durch den Nordrhein-Westfälischen Handwerkstag, 

9. durch den Westfälisch-Lippischen Landwirtschafts­
verband e. V. und den Rheinischen Landwirtschafts­
Verband e. V., 

10. durch den Städtetag Nordrhein-Westfalen, den Nord­
rhein-Westfälischen Städte- und Gemeindebund und 
den Landkreistag Nordrhein-Westfalen, 

11. durch die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahrtspflege des Landes Nordrhein­
Westfalen und die Landesarbeitsgemeinschaft der 
Familienverbände in Nordrhein-Westfalen, 

12. durch den Landessportbund Nordrhein-Westfalen, 

13. durch die Verbraucher-Zentrale Nordrhein-Westfa­
len, Landesarbeitsgemeinschaft der Verbraucherver­
bände e.V., 

14. durch die nordrhein-westfälischen Landesverbände 
der nach § 29 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz aner­
kannten Verbände, 

15. durch den Landesjugendring Nordrhein-Westfalen, 

16. durch den Lippischen Heimatbund e. V., den Rheini­
schen Verein für Denlanalpflege und Landschafts­
schutz e. V. und den Westfälischen Heimatbund e. V., 

17. durch den Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, 
Behinderten und Sozialrentner Deutschlands, Lan­
desverband Nordrhein-Westfalen e. V. (VdK) und den 
Reichsbund der Kriegsopfer, Behinderten, Sozial­
rentner und Hinterbliebenen e. V., Landesverband 
N ordrhein-Westfalen. 

(4) Neun weitere Mitglieder werden aus den Bereichen 
Publizistik, Kultur, Kunst und Wissenschaft wie folgt 
entsandt: eine Vertreterin oder ein Vertreter 

1. durch die Industriegewerkschaft Medien - Druck und 
Papier, Publizistik und Kunst (lG Medien), Landesbe­
zirk Nordrhein-Westfalen, Fachgruppe Literatur (VS), 

2. durch die Genossenschaft Deutscher Bühnenangehön­
ger, Landesverband Nordrhein-Westfalen, 

3. durch den Landesmusikrat Nordrhein-Westfalen e. V., 

4. durch die Industriegewerkschaft Medien, Druck und 
Papier, Publizistik und Kunst (lG Medien), Landesbe­
zirk Nordrhein-Westfalen. Fachgruppe Journalismus 
(dju), und den Deutschen Journalisten-Verband, Ge­
werkschaft der Journalisten, Landesverband Nord­
rhein-Westfalen e. V., 

5. durch die lG Medien, Landesbezirk Nordrhein-West­
falen, Fachgruppe Rundfunk, Film, Audiovisuelle Me­
dien (RFFU), 

6. durch das Filmbüro Nordrhein-Westfalen e. V. und den 
Verband der Fernseh-, Film- und Videowirtschaft 
Nordrhein-Westfalen e. V., 

7. durch den Bundesverband Bildender Künstlerinnen 
und Künstler e. V., Landesverband Nordrhein-Westfa­
len, 

8. durch den Landesverband der Volkshochschulen von 
N ordrhein-Westfalen, 

9. durch die Landesrektorenkonferenz Nordrhein-West­
falen und die Landesrektorenkonferenz der Fachhoch­
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(5) Je ein weiteres Mitglied wird als Vertretenn oder 
Vertreter aus dem Kreis 

• 

• 



• 

• 
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- der älteren Menschen, 

- der Behinderten, 

- der ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger 

im Land Nordrhein-Westfalen entsandt. Die Vertreterin 
oder der Vertreter der älteren Menschen wird durch die 
Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen ent­
sandt. Die Vertreterin oder der Vertreter der ausländi­
schen Mitbürgerinnen und Mitbürger wird durch die 
Landesarbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte (LAGA 
NRW) im Einvernehmen mit der Arbeitsgemeinschaft der 
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes 
Nordrhein-Westfalen entsandt. Die Vertreterin oder der 
Vertreter der Behinderten wird durch den Verband der 
Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten und Sozial­
rentner Deutschlands, Landesverband Nordrhein-West­
falen e. V. (VdK) und den Reichsbund der Kriegsopfer, 
Behinderten, Sozialrentner und Hinterbliebenen e. V., 
Landesverband Nordrhein-Westfalen, entsandt. Perso­
nen, die in einem hauptamtlichen Beschäftigungsverhält­
nis zu den nach Sätzen 2 bis 4 genannten entsendenden 
Organisationen stehen, dürfen nü.:ht entsandt werden. 

(6) Für jedes Mitglied ist zugleich eine Stellvertreterin 
oder ein Stellvertreter zu wählen oder zu entsenden. Die 
Stellvertreterin oder der Stellvertreter nimmt bei Verhin­
derung des ordentlichen Mitglieds vollberechtigt an den 
Sitzungen des Rundfunkrats und seiner Ausschüsse teil. 

(7) Die oder der amtierende Vorsitzende des Rund­
funkrats stellt die nach den Satzungen, Statuten oder 
vergleichbaren Regelungen der entsendungsberechtigten 
Stellen ordnungsgemäße Entsendung fest. Weitere Ein­
zelheiten des Verfahrens über die Entsendung werden in 
der Satzung geregelt. 

(8) Die Amtszeit der Mitglieder des Rundfunkrats und 
ihrer Stellvertreterinnen oder Stellvertreter beträgt sechs 
Jahre; sie beginnt mit dem ersten Zusammentritt des 
Rundfunkrats. Die wiederholte Wahl oder Entsendung 
von Mitgliedern in den Rundfunkrat ist zulässig. 

(9) Solange und soweit Mitglieder in den Rundfunkrat 
nicht entsandt werden, verringert sich dessen Mitglieder­
zahl entsprechend. 

(10) Die nach Absätzen 3 und 4 entsandten Mitglieder 
können vor Ablauf ihrer Amtszeit von den entsendungs­
berechtigten Stellen abberufen werden, wenn sie aus der 
betreffenden Stelle oder Organisation ausgeschieden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend für die Vertreterinnen oder 
Vertreter aus dem Kreis der Behinderten und ausländi­
schen Mitbürgerinnen und Mitbürger. 

(11) Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes 
Mitglied aus dem Rundfunkrat aus, so wird, wer ihm 
nachfolgen soll, für den Rest der laufenden Amtsperiode 
des Rundfunkrats nach den vorstehenden Vorschriften 
gewählt oder entsandt. 

(12) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglie­
der des Rundfunkrats sollen Kenntnisse auf den Gebieten 
des Rundfunks besitzen. Sie haben bei Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben die Interessen der Allgemeinheit zu 
vertreten und sind hierbei an Aufträge nicht gebunden. 

(13) Zwei vom Personalrat entsandte Mitglieder des 
Personalrats können mit beratender Stimme an den 
Sitzungen des Rundfunkrats teilnehmen. Absätze 6, 8, 11 
und 12 gelten für sie entsprechend. Sie sind zur Ver­
schwiegenheit verpflichtet; ihre Berichtspflicht gegen­
über dem Personalrat bleibt unberührt. Die Satzung 
kann bestimmen, daß die in Satz 1 genannten Personen 
Ansp:r:t1ch auf die Erstattung von Reisekosten, auf Tage­
und Übernachtungsgeld haben, soweit ihnen Mehrauf­
wand entstanden ist und soweit sie nicht anderweitig 
Kostenersatz erhalten. 

(14) Der Rundfunkrat wählt aus der Mitte seiner 
Mitglieder eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und 
eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertre­
tenden Vorsitzenden. 

(15) Der Rundfunkrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
Das Nähere regelt die Satzung. 

(16) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder 
des Rundfunkrats haben Anspruch auf Aufwandsent­
schädigung, auf Ersatz von Reisekosten, auf Tage- und 
Übernachtungsgelder nach Maßgabe der Satzung. Diese 
Regelungen in der Satzung bedürfen der Zustimmung der 
Landesregierung. 

(17) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder 
des Rundfunkrats dürfen an der Übernahme und Aus­
übung dieser Tätigkeit nicht gehindert oder hierdurch in 
ihrem Amt oder Arbeitsverhältnis benachteiligt werden. 
Insbesondere ist unzulässig, sie aus diesem Grund zu 
entlassen oder ihnen zu kündigen. Stehen sie in einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis, so ist ihnen die für ihre 
Tätigkeit erforderliche freie Zeit zu gewähren. 

§ 16 
Aufgaben des Rundfunkrats 

(1) Der Rundfunkrat vertritt im WDR die Interessen der 
Allgemeinheit; dabei berücksichtigt er die Vielfalt der 
Meinungen der Bürgerinnen und Bürger. Er stellt im 
Zusammenwirken mit den anderen Anstaltsorganen si­
cher, daß der WDR seine Aufgaben im Rahmen der 
Gesetze erfüllt. 

(2) Der Rundfunkrat berät und beschließt über alle 
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung für die Anstalt. 
Dem Rundfunkrat obliegen insbesondere folgende Auf­
gaben 

1. Erlaß von Satzungen des WDR, 

2. Beschlüsse über zusätzliche Ausschüsse des Rund­
funkrats, 

3. Wahl und Abberufung der Intendantin oder des 
Intendanten, 

4. Wahl und Abberufung der Direktorinnen und Direk­
toren auf Vorschlag der Intendantin oder des Inten­
danten, 

5. Wahl und Abberufung von Mitgliedern der Aus­
schüsse des Rundfunkrats, 

6. Wahl und Abberufung der vom Rundfunkrat gewähl­
ten Mitglieder des Verwaltungsrats, 

7. Wahl und Abberufung der in § 27 Ab,. 1 Satz 2 
genannten Mitglieder des Schulrundfunkausschusses, 

8. Beschlüsse über die mittelfristige Finanzplanung und 
über die Aufgabenplanung des WDR, 

9. Feststellung des jährlichen Haushaltsplans, des Jah­
resabschlusses des WnR und Genehmigung des Ge­
schäftsberichts, 

10. Beschlüsse über die Bildung von Rücklagen und eines 
Deckungsstocks für die Alters- und Hinterbliebenen­
versorgung, 

11. Beschlüsse über Grundsatzfragen der Personalwirt­
schaft des WDR, 

12. Beschlüsse über Grundsatzfragen der Rundfunktech­
nik, 

13. Beschlüsse über Erwerb und Veräußerung von Betei­
ligungen, über Änderungen von Gesellschaftsverträ­
gen und Kapitalanteilen bei Beteiligungen nach § 3 
Ab'. 9. 

Vor Beschlüssen nach Satz 2 Nr. 1, 8 bis 12 hat der 
Rundfunkrat der Intendantin oder dem Intendanten 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. In den Fällen 
des Satz 2 Nr. 13 unterrichtet die Intendantin oder der 
Intendant den Rundfunkrat rechtzeitig; der Rundfunkrat 
beschließt aufgrund einer schriftlichen Stellungnahme 
des Verwaltungsrats. 

(3) Der Rundfunkrat berät die Intendantin oder den 
Intendanten in allgemeinen Programmangelegenheiten 
und wirkt auf die Erfüllung des Programmauftrags hin. 

(4) Der Rundfunkrat überwacht die Einhaltung der 
§§ 4 bis 6 e, 8 und 9. Er kann mit schriftlicher Begründung 
feststellen, daß bestimmte Sendungen gegen die Pro­
grammgrundsätze verstoßen haben; zugleich kann er die 
Intendantin oder den Intendanten mit schriftlicher Be­
gründung anweisen, einen festgestellten Verstoß nicht 
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fortzusetzen oder künftig zu unterlassen. Eine Kontrolle 
einzelner Sendungen durch den Rundfunkrat vor ihrer 
Ausstrahlung ist nicht zulässig. 

(5) Der Rundfunkrat beschließt mit Ausnahme der in 
§ 21 Abs. 3 genannten Fälle über die Zustimmung zu allen 
Maßnahmen der Intendantin oder des Intendanten, die 
von grundsätzlicher Bedeutung für das Programm oder 
die Entwicklung des WDR sind. Hierzu gehören insbeson­
dere 

1. Entscheidungen über die Übernahme von Verpflich­
tungen im Wert von mehr als 3 Millionen DM bei 
Verträgen über die Herstellung oder den Erwerb von 
einzelnen Programmbeiträgen oder von mehr als 
6 Millionen DM bei Programmteilen, die aus mehreren 
Bei trägen bestehen, 

2. Kooperationsverträge mit anderen Rundfunkveran­
staltern von erheblicher Bedeutung für das Programm, 
den Haushalt oder die Personalwirtschaft der Anstalt. 

In den Fällen des Satz 2 beschließt der Rundfunkrat 
aufgrund einer schriftlichen Stellungnahme des Verwal­
tungsrats. 

(6) Vor der Unterzeichnung von Tarifverträgen unter­
richtet die Intendantin oder der Intendant den Rund­
funkrat über die finanziellen Auswirkungen, vor allem 
im Hinblick auf den Programmbereich. 

(7) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der Rundfunk­
rat von der Intendantin oder vom Intendanten und vom 
Verwaltungsrat die erforderlichen Auskünfte verlangen 
und Einsicht in die Unterlagen der Anstalt nehmen. 
Hiermit kann er auch einzelne seiner Mitglieder oder, für 
bestimmte Aufgaben, besondere Sachverständige beauf­
tragen. Mit der Erarbeitung der Entwürfe zu Satzungen 
kann der Rundfunkrat die Intendantin oder den Inten­
danten oder den Verwaltungsrat beauftragen. 

§ 17 
Ausschüsse des Rundfunkrats 

(1) Der Rundfunkrat bildet einen Progranunausschuß 
und einen Haushalts- und Finanzausschuß; er kann 
weitere Ausschüsse bilden. 

(2) Die Mitglieder der Ausschüsse werden vom Rund­
funkrat aus seiner Mitte bestellt. Sie können vom Rund­
funkrat mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Mitglieder abberufen werden. In den Ausschüssen sollen 
Frauen und Männer entsprechend dem Verhältnis im 
Rundfunkrat vertreten sein. 

(3) Ein vom Personalrat entsandtes Mitglied des Perso­
nalrats kann mit beratender Stimme an den Ausschußsit­
zungen teilnehmen. § 15 Abs. S, 11 und 12 gilt entspre­
chend. 

(4) Die Ausschüsse bereiten die Beschlüsse des Rund­
funkrats im jeweiligen Aufgabenbereich vor. § 10 Abs. 3 
Satz 2 bleibt unberührt. 

(5) Die Ausschüsse erstatten dem Rundfunkrat jährlich 
schriftlich einen Bericht über ihre Tätigkeit. 

§ 18 
Sitzungen des Rundfunlcrats 

(1) Der Rundfunkrat tritt mindestens achtmal im Jahr 
zusammen. Außerordentliche Sitzungen finden auf An­
trag von mindestens einem Viertel der Mitglieder des 
Rundfunkrats, von mindestens fünf Mitgliedern des Ver­
waltungsrats (§ 21 Abs. 5) oder auf Antrag der Intendan­
tin oder des Intendanten statt. Der Antrag muß den 
Beratungsgegenstand angeben. 

(2) Der Rundfunkrat tagt in nichtöffentlicher Sitzung. 
Er kann in öffentlicher Sitzung tagen. 

(3) Der Rundfunkrat ist beschlußfähig, wenn zwei 
Drittel seiner Mitglieder anwesend sind und alle Mitglie­
der nach näherer Vorschrift der Satzung geladen wurden. 

(4) Ist der Rundfunkrat nach Absatz 3 beschlußunfähig, 
so sind alle Mitglieder innerhalb angemessener Frist mit 
derselben Tagesordnung erneut zu laden. In der darauf 
stattfindenden Sitzung ist der Rundfunkrat ohne Rück­
sicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlußfä-

hig. Beschlüsse dürfen jedoch nicht ausschließlich mit 
den Stimmen der gemäß § 15 Abs. 2 gewählten Mitglieder 
gefaßt werden. 

(5) Beschlüsse des Rundfunkrats konunen durch Zu­
stimmung der Mehrheit der abgegebenen Stimmen der 
anwesenden Mitglieder zustande. Beschlüsse über Pro­
grammrügen und über die Öffentlichkeit von Sitzungen 
bedürfen der Zustimmung der Mehrheit seiner Mitglie­
der_ Der Zustimmung von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
bedürfen 

a) Beschlüsse über die Satzung und über deren Änderun­
gen, 

b) die Abberufung eines vom Rundfunkrat gewählten 
Mitglieds des Verwaltungsrats, 

c) die Abberufung eines Mitglieds des Schulrundfunk­
ausschusses, 

d) die Abberufung der Intendantin oder des Intendanten. 

(6) Für Wahlen gelten die Bestimmungen der Absätze 3 
und 4 entsprechend. Gewählt ist, wer die Mehrheit der 
Stimmen der Mitglieder des Rundfunkrats auf sich 
vereinigt. Kommt eine Wahl hiernach nicht zustande, so 
findet unverzüglich ein neuer Wahlgang statt, in dem 
gewählt ist, wer die meisten Stinunen erhält. Nimmt die 
gewählte Person die Wahl nicht an, so findet nach 
Maßgabe der Sätze 2 und 3 ein neuer Wahlgang statt. Sind 
in einer Sitzung nach Absatz 4 weniger als die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend, so ist gewählt, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält; Absatz 4 Satz 3 
findet Anwendung. Bei Stimmengleichheit nach drei 
Wahlgängen entscheidet das Los. Weitere Einzelheiten 
regelt die Satzung. 

§ 19 
Teilnahme an Sitzungen des Rundfunkrats 

(1) Die oder der Vorsitzende des Verwaltungsrats oder 
ein von ihr oder ihm beauftragtes Mitglied dieses Organs 
und die Intendantin oder der Intendant nehmen an den 
Sitzungen des Rundfunkrats teil. Sie sind auf ihren 
Wunsch zu hören. Die Mitglieder des Verv.raltungsrats 
und die oder der Vorsitzende des Schulrundfunkaus­
schusses können an den Sitzungen des Rundfunkrats 
teilnehmen; auf Verlangen des Rundfunkrats sind sie 
hierzu verpflichtet. 

(2) Die Landesregierung ist berechtigt, zu den Sitzun­
gen des Rundfunkrats und seiner Ausschüsse mit Aus­
nahme des Progranunausschusses eine Vertreterin oder 
einen Vertreter zu entsenden. Die entsandte Person ist 
jederzeit zu hören. 

(3) Über die Teilnahme anderer Personen bestimmt die 
Satzung. 

2. Der Verwaltungsrat 

§ 20 
Zusammensetzung, Wahl, 

Amtsdauer, Kostenerstattung 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus neun Mitgliedern. 
Sieben Mitglieder werden vom Rundfunkrat gewählt; 
davon sollen vier Mitglieder Frauen sein. Zwei Mitglieder 
werden vom Personalrat entsandt; davon soll ein Mitglied 
eine Frau sein. Von den vom Rundfunkrat gewählten 
Mitgliedern des Verwaltungsrats dürfen bis zu zwei 
Mitglieder dem Europäischen Parlament, dem Bundestag, 
einem Landtag oder einer kommunalen Vertretungskör­
perschaft angehören. Die Amtsdauer beträgt sechs Jahre; 
sie beginnt mit dem ersten Zusammentritt des Verwal­
tungsrats. Er nimmt nach Ablauf seiner Amtszeit die 
Geschäfte wahr, bis ein neuer Verwaltungsrat gewählt 
ist. Wiederwahl ist zulässig, 

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist innerhalb 
zweier Monate seit dem Ausscheiden für den Rest seiner 
Amtszeit ein Ersatzm1tglied zu wählen. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben an Aufträge nicht gebunden; 
sie dürfen keine Sonderinteressen vertreten. 

• 

• 



• 
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(4) Der Verwaltungsrat wählt aus der Mitte seiner vom 
Rundfunkrat gewählten Mitglieder eine Vorsitzende oder 
einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende 
oder einen stellvertretenden Vorsitzenden. 

(5) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsord­
nung. Das Nähere regelt die Satzung. 

(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben Anspruch 
auf Ersatz von Reisekosten, auf Tage- und Übemach­
tungsgelder, Die vom Rund1unkrat gewählten Mitglieder 
haben außerdem Anspruch auf Aufwandsentschädigung. 
Das Nähere regelt die Satzung. Diese Regelungen in der 
Satzung bedürfen der Zustimmung der Landesregierung. 

§ 21 
Aufgaben des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsfüh­
rung der Intendantin oder des Intendanten mit Ausnahme 
der Programmentscheidungen, Zu diesem Zweck kann er 
jederzeit von der Intendantin oder dem Intendanten einen 
Bericht verlangen, Er kann die Bücher, Rechnungen und 
Schriften des \VDR einsehen und prüfen, Anlagen besich­
tigen und Vorgänge untersuchen. Hiermit kann er auch 
einzelne seiner Mitglieder oder, für bestimmte Aufgaben, 
besondere Sachverständige beauftragen. 

(2) Der Verwaltungsrat 

L berät die Intendantin oder den Intendanten, außer in 
Programmangelegenheiten, 

2, vertritt die Anstalt gegenüber der Intendantin oder 
dem Intendanten in allen Rechtsgeschäften und 
Rechtsstreitigkeiten, 

3, schließt den Dienstvertrag mit der Intendantin oder 
dem Intendanten ab, 

4, prüft den Entwurf der mittelfristigen Finanzplanung, 
der Aufgabenplanung der Anstalt und des Haushalts­
plans, den Jahresabschluß und den Geschäftsbericht 
und leitet sie mit einer schJ'iftlichen Stellungnahme 
dem Rundfunkrat zu, 

5, nimmt gegenüber dem Rundfunkrat Stellung zu Er­
werb und Veräußerung von Beteiligungen, zu Ände­
rungen von Gesellschaftsverträgen und Kapitalantei­
len bei Beteiligungen nach § 3 Abs. 9, zu Kooperations­
verträgen von erheblicher Bedeutung für das Pro­
gramm, den Haushalt und die Personalwirtschaft des 
WOR, die zwischen dem WDR und anderen Rundfunk­
unternehmen abgeschlossen werden. 

(3) Der Zustimmung des Verwaltungsrats bedürfen 

1. Dienstverträge mit den Direktorinnen und Direkto­
ren, 

2. Abschluß und Kündigung von Anstellungsverträgen 
mit außertariflichen Angestellten, 

3. Abschluß von Tarifverträgen, 

4. Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und 
Beteiligungen mit Ausnahme von Beteiligungen nach 
§ 3 Abs. 9, 

5, Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstük­
ken, 

6. Aufnahme von Anleihen und Inanspruchnahme von 
Bankkrediten, 

7. Übernahme von fremden Verbindlichkeiten und 
Bürgschaften, 

8. Verfügung über Überschüsse, 

9. Beschaffung von Anlagen jeder Art und Abschluß von 
Verträgen, soweit der Gesamtaufwand 200000,- DM 
im Einzelfall überschreitet und es sich nicht um 
Verträge über Herstellung und Lieferung von Pro­
grammteilen handelt, 

10, über- und außerplanmäßige Ausgaben, 

11. Änderungen der organisatorischen Struktur der An­
stalt. 

Der Betrag nach Satz 1 Nr. 9 kann durch Satzungsbe­
stimmung nach Maßgabe der wirtschaftlichen Entwick­
I ung angepaßt werden. 

(4) Die Intendantin oder der Intendant ist verpflichtet, 
den Verwaltungsrat über den Abschluß von Verträgen 
über Herstellung und Lieferung von Programmteilen zu 
unterrichten, soweit der Gesamtaufwand 300000,- DM im 
Einzelfall überschreitet; bei einem Gesamtaufwand von 
mehr als 750000,- DM soll die Unterrichtung vor Ver­
tragsabschluß erfolgen. 

(5) Bei besonderem Anlaß kann der Verwaltungsrat die 
Einberufung einer außerordentlichen Sitzung des Rund­
funkrats beantragen. Eine außerordentliche Sitzung des 
Rundfunkrats ist einzuberufen, wenn sie durch Beschluß 
des Verwaltungsrats, dem mindestens fünf seiner Mitglie­
der zugestimmt haben, verlangt wird. 

§ 22 
Verfahren des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat tritt mindestens achtmal im 
Jahr zusammen, Das Nähere regelt die Satzung. 

(2) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn minde­
stens fünf Mitglieder und darunter vier Mitglieder anwe­
send sind, die nicht vom Personalrat entsandt sind, und 
wenn alle Mitglieder nach näherer Vorschrift der Satzung 
geladen wurden. § 18 Abs. 4 Satz 1 und 2 gilt entspre­
chend. 

(3) Der Verwaltungsrat faßt seine Beschlüsse mit der 
einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes regelt. Bei Entscheidungen 
des Verwaltungsrats, die unmittelbar den Programmbe­
reich betreffen, haben die vom Personalrat entsandten 
Mitglieder des Verwaltungsrats kein Stimmrecht; sie sind 
jedoch jederzeit zu hören. 

(4) Für Wahlen gelten Absätze 2 und 3 Satz 1 entspre­
chend, Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet nach zwei Wahlgängen 
das Los, 

§ 23 
Sitzungen des Verwaltungsrats 

(1) Die Sitzungen des Verwaltungsrats sind nicht­
öffentlich, 

(2) Die Intendantin oder der Intendant nimmt an den 
Sitzungen des Verwaltungsrats teil. Dem Wunsch, gehört 
zu werden, hat der Verwaltungsrat stattzugeben. 

(3) Die oder der Vorsitzende des Rundfunkrats kann an 
den Sitzungen des Verwaltungsrats teilnehmen. Absatz 2 
Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 

3. Die Intendantin oder der Intendant 

§ 24 
Wahl, Amtsdauer, 

Abberufung, Ausschluß 

(I) Die Intendantin oder der Intendant wird auf sechs 
Jahre gewählt und nimmt nach Ablauf der Amtszeit die 
Geschäfte wahr, bis die Nachfolge durch Wahl bestimmt 
ist. Wiederwahl ist zulässig, 

(2) Die Intendantin oder der Intendant kallll vor Ablauf 
der festgesetzten Amtszeit nur aus wichtigem Grund 
durch Beschluß von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Rundfunkrats abberufen werden. Der Rundfunkrat holt 
vor der Beschlußfassung eine Stellungnahme des Verwal­
tungsrats ein, Die Intendantin oder Intendant ist vor der 
Entscheidung zu hören. 

(3) Vom Amt der Intendantin oder des Intendanten ist 
ausgeschlossen, wer 

a) seinen ständigen Aufenthalt außerhalb des Geltungs­
bereichs des Grundgesetzes hat, 

b) infolge Richt~rspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt, 

c) nicht oder nur beschränkt geschäftsfähig ist, 

d) nicht unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden 
kann. 
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(4) Die Intendantin oder der Intendant wird bei Abwe­
senheit von einer Direktorin oder einem Direktor vertre­
ten. Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 25 
Aufgaben der Intendantin 

oder des Intendanten 

(1) Die Intendantin oder der Intendant leitet den WDR 
selbständig, trägt die Verantwortung für die Programm­
gestaltung und für den gesamten Betrieb der Anstalt und 
hat dafür zu sorgen, daß das Programm den gesetzlichen 
Vorschriften entspricht. Die Rechte der anderen Organe 
sowie der Redakteurversammlung, der Redakteurvertre­
tung und des Schlichtungsausschusses bleiben unbe­
rührt. 

(2) Die Intendantin oder der Intendant vertritt den 
WDR gerichtlich und außergerichtlich. 

(3) Die Intendantin oder der Intendant schlägt dem 
Rundfunkrat die Wahl bzw. Abberufung der Direktorin­
nen und Direktoren vor. 

(4) Die Intendantin oder der Intendant gibt die vom 
Rundfll;nkrat beschlossene Satzung, Finanzordnung und 
deren Änderungen im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen bekannt. 

§ 26 
Kündigung des Dienstvertrags 

Die Kündigung des Dienstvertrags mit der Intendantin 
oder dem Intendanten und die damit verbundenen ver­
mögensrechtlichen Anspruche bestimmen sich im übri­
gen nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. 

4. Der Schulrundfunkausschuß 

§ 27 
Zusammensetzung, 

Wahl, Amtsdauer, Kostenerstattung 
(1) Der Schulrundfunkausschuß besteht aus zwölf 

Mitgliedern. Neun Mitglieder werden vom Rundfunkrat 
auf Vorschlag des Landesverbands der Volkshochschulen 
und der in § 2 Abs. 4 Schulmitwirkungsgesetz genannten 
Verbände und Organisationen gewählt. Frauen sollen 
angemessen vertreten sein. Das Nähere regelt die Sat­
zung. Drei Mitglieder werden von der Landesregierung 
berufen. 

(2) Die vom Rundfunkrat zu wählenden Mitglieder des 
Schulrundfunkausschusses haben bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben die Interessen der Allgemeinheit zu 
vertreten. Die von der Landesregierung berufenen Mit­
glieder sind an deren Weisung gebunden. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Schulrundfunkaus­
schusses beträgt sechs Jahre; sie endet jedoch spätestens 
mit der Amtszeit der Mitglieder des Rundfunkrats. Er­
neute Wahl oder Berufung ist zulässig. 

(4) Scheidet ein nach Absatz 1 Satz 2 geWähltes 
Mitglied vorzeitig aus, wählt der Rundfunkrat eine 
Nachfolgerin oder einen Nachfolger auf Vorschlag des 
Verbands oder der Organisation, der oder die das bishe­
rige Mitglied vorgeschlagen hatte. Das Nähere regelt die 
Satzung. 

(5) Die Mitglieder des Schulrundfunkausschusses ha­
ben Anspruch auf Ersatz von Reisekosten, auf Tagegelder 
und Übernachtungsgelder. Die vom Rundfunkrat ge­
wählten Mitglieder haben außerdem Anspruch auf Auf­
wandsentschädigung. Das Nähere regelt die Satzung. 
Diese Regelungen in der Satzung bedürfen der Zustim­
mung der Landesregierung. 

§ 28 
Aufgaben 

(1) Der Schulrundfunkausschuß überwacht die Veran­
staltung von Bildungssendungen mit Schulcharakter. 
Bildungssendungen mit Schulcharakter können nur im 
Einvernehmen mit dem Schulrundfunkausschuß veran­
staltet werden. Außerdem berät der Schulrundfunkaus­
schuß den Rundfunkrat bei Bildungssendungen. 

(2) Vor Feststellungen, Genehmigungen und sonstigen 
Beschlüssen des Rundfunkrats, die Bildungssendungen 
mit Schulcharakter betreffen, und vor der Aufstellung 
des jährlichen HaushaltsplanentwuITs durch die Inten­
dantin oder den Intendanten ist der Schulrundfunkaus­
schuß zu hören. 

§ 29 
Verfahren 

(1) Der Schulrundfunkausschuß wählt aus seiner Mitte 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine stell­
vertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden 
Vorsitzenden und gibt sich eine Geschäftsordnung. Das 
Nähere regelt die Satzung. 

(2) Der Schulrundfunkausschuß faßt seine Beschlüsse 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse 
nach § 28 Abs. 1 Satz 2 kommen nur mit den Stimmen der 
von der Landesregierung berufenen Mitglieder zustande. 
Die vom Rundfunkrat gewählten Mitglieder haben je eine 
Stimme. Die von der Landesregierung berufenen Mitglie­
der haben je drei Stimmen; sie können das Stimmrecht 
nur einheitlich ausüben. 

(3) § 18 Abs. 3 und § 19 Abs. 1 gelten entsprechend. Der 
Landesregierung ist von einem Tennin unter Übersen­
dung der Tagesordnung rechtzeitig Nachricht zu geben. 

5. Redakteurvertretung, 
Schl1chtungsausschuß, Redakteurstatut 

§ 30 
Redakteurvertretung, Schlichtungsausschuß 

(1) Die Programmitarbeiterinnen und -mitarbeiter des 
WDR bilden als Berufsgruppenvertretung eine Redak­
teurvertretung, die von der Redakteurversammlung ge­
wählt wird. Der Redakteurvertretung gehören als stimm­
berechtigte Mitglieder folgende Programmitarbeiterin­
nen und -mitarbeiter an: 

1. angestellte Redakteurinnen und Redakteure, Korre­
spondentinnen und Korrespondenten, Reporterinnen 
und Reporter, Dramaturginnen und Dramaturgen im 
Sinne der Vergütungsordnung des WDR in der jeweils 
gültigen Fassung und ~ußertariflich vergütete Redak­
teurinnen und Redakteure, 

2. andere angestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
soweit sie gelegentlich unmittelbare Programmitarbeit 
leisten. 

(2) Die Redakteurvertretung hat vor allem die Aufgabe, 
sich nach Maßgabe des Redakteurstatuts (§ 31) um eine 
Einigung bei Konflikten in Programmfragen zu bemühen, 
die zwischen Programmitarbeiterinnen und -mitarbei­
tern und ihren Vorgesetzten entstehen, In Angelegenhei­
ten, die in die Zuständigkeit des Personalrats fallen, kann 
sie eine Empfehlung an den Personalrat beschließen. 

(3) Kann ein Konflikt in Programmfragen zwischen 
Intendantin oder Intendant und Redakteurvertretung 
nicht beigelegt werden, so tritt auf Antrag ein Schlich­
tungsausschuß zusammen. Er besteht aus einer unpartei­
ischen Person, die den Vorsitz innehat, einer Person, die 
sie im Vorsitz vertritt, und Beisitzenden, die für drei 
Jahre je zur Hälfte von der Intendantin oder vom 
Intendanten bestellt und von der Redakteurversammlung 
entsandt werden. § 67 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 bis 4 Satz 1, 2 
und 4, Abs. 5, 6 Satz 1 sowie Abs. 7 Landespersonalvertre­
tungsgesetz ist entsprechend anzuwenden. Der Schlich­
tungsausschuß beschließt eine Empfehlung an die Inten­
dantin oder den Intendanten. Wird dieser Empfehlung 
nicht entsprochen, muß die Intendantin oder der Inten­
dant diese Entscheidung gegenüber dem Schlichtungs­
ausschuß begründen. 

(4) Die §§ 16 und 25 bleiben unberührt. 

§ 31 
Redakteurstatut 

Die Intendantin oder der Intendant und die Redakteur­
vertretung stellen im Einvernehmen ein Redakteurstatut 
auf. Das Redakteurstatut bedarf der Zustimmung des 
Rundfunkrats. 

• 

• 
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6. Programmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter 

§ 32 
Programmitarbeiterinnen 

und -mitarbeiter 

Aufgabe der Programmitarbeiterinnen und -mitarbei­
ter ist es, im Rahmen ihrer vertraglichen Rechte und 
Pflichten an der Erfüllung der gesetzlichen Aufgabe 
mitzuwirken. Sie erfüllen die ihnen übertragenen Pro­
grammaufgaben im Rahmen der Gesamtverantwortung 
der Anstalt in jeweils eigener journalistischer Verantwor­
tung; Weisungsrechte der Vorgesetzten und vertragliche 
Vereinbarungen bleiben unberührt. 

IH. Finanzwesen 

§ 33 
Grundsätze 

der Haushaltswirtschaft 

(1) Der WDR hat seine Haushaltswirtschaft so zu 
planen und zu führen, daß die stetige Erfüllung seiner 
A ufga ben gesichert ist. 

(2) Er hat die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderli­
chen regelmäßigen Einnahmen 

1. vorrangig aus Rundfunkgebühren, 

2. aus Werbung, 

3. aus Gebühren für Programme nach § 3 Abs. 6, 

4. aus den laufenden Erträgen seines Vermögens, 

5. aus sonstigen Einnahmen 

zu beschaffen. DerWDR kann Werbung im Fernsehen bis 
zu den in § 15 Abs. 1 Satz 1 bis 3 und Abs. 2 Rundfunk­
staatsvertrag (Artikel1 des Staatsvertrags über den 
Rundfunk im vereinten Deutschland vom 31. August 1991 
- GV. NW. S. 408 -, zuletzt geändert durch den Medien­
dienste-Staatsvertrag vom 20. Januar/12. Februar 1997 -
GV. NW. S. 158 -) genannten Grenzen verbreiten. Im 
Fernsehen darf die Dauer der Spotwerbung innerhalb 
eines Zeitraums von einer Stunde 20 vom Hundert nicht 
überschreiten. Der WDR kann Werbung im Hörfunk bis 
zu der in § 15 Abs. 4 Rundfunkstaatsvertrag genannten 
Höchstgrenze verbreiten_ § 17 Rundfunkstaatsvertrag 
bleibt unberührt. 

(3) Die Aufnahme von Krediten und die übernahme 
von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährlei­
stungen bedürfen einer der Höhe nach bestimmten oder 
bestimmbaren Ermächtigung im Haushaltsplan. 

(4) Für die Aufstellung und Ausführung des Haushalts­
plans, für den Jahresabschluß, den Geschäftsbericht, die 
Aufgabenplanung und die mittelfristige Finanzplanung 
des WnR gelten die nachfolgenden Vorschriften. 

(5) Das Nähere regelt eine Satzung über das Finanzwe­
sen (Finanzordnung). 

§ 34 
Haushaltsplan 

(1) Der Haushaltsplan dient der Feststellung und 
Deckung des Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der Auf­
gaben des WDR im Bewilligungszeitraum voraussichtlich 
notwendig ist. In ihm sind alle zu erwartenden Erträge 
und sonstige Deckungsmittel und die voraussichtlichen 
Aufwendungen und Investitionsausgaben und alle vor­
aussichtlich benötigten Verpflichtungsennächtigungen 
einzustellen. Der Haushaltsplan ist die Grundlage für die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung des WDR. 

(2) Der Haushaltsplan besteht aus dem Betriebshaus­
haltsplan (Ertrags- und Aufwandsplan) und dem Finanz­
plan. 

(3) In dem Finanzplan sind einerseits die Zugänge zum 
Anlagevermögen, zum Programmvermögen und zum 
Deckungsstock sowie Darlellenstilgungen und anderer­
seits die benötigten Deckungsmittel (Abschreibungen auf 
das Anlagevermögen und andere Rückflüsse von Investi­
tionsmitteln, Zuführungen zu den Altersversorgungs-

rückstellungen, Kreditaufnahmen, Rücklagen und sonsti­
ges Eigenkapital) zu veranschlagen. 

(4) Der Aufwands- und Ertragsplan und der Finanz­
plan sind in Erträgen und Aufwendungen bzw. Einnah­
men und Ausgaben auszugleichen. 

(5) Ein Programmbeschaffungsplan und ein Programm­
produktionsplan für die Eigenproduktion sind dem 
Haushaltsplan zur Erläuterung beizufügen. 

(6) Der Bewilligungszeitraum (Haushaltsjahr) ist das 
Kalenderjahr_ 

§ 35 
Aufstellung des Haushaltsplans 

(1) Der Entwurf des jährlichen Haushaltsplans wird 
von der Intendantin oder dem Intendanten aufgestellt 
und dem Verwaltungsrat rechtzeitig vor Beginn des 
HaushaltSjahres zugeleitet. 

(2) Mit dem Entwurf des Haushaltsplans hat die 
Intendantin oder der Intendant dem Verwaltungsrat zu 
übermitteln: 

1. den Entwurf der mittelfristigen Finanzplanung des 
WDR, 

2. den Entwurf einer Aufgabenplanung, aus der sich 
wesentliche Veränderungen der Aufgaben des WDR, 
insbesondere im Programm- und Investitionsbereich. 
für die weiteren Jahre der Finanzplanung ergeben. 

(3) Der Verwaltungsrat prüft die Entwürfe und legt sie 
mit einer schriftlichen Stellungnahme dem Rundfunkrat 
vor; er kann Änderungen und ErgänzWlgen vorschlagen. 

(4) Der Rundfunkrat stellt den Haushaltsplan fest und 
beschließt zugleich die mittelfristige Finanzplanung und 
die Aufgabenplanung. 

(5) Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 36 
übergangsermächtigung 

1st bis zum Schluß eines Haushaltsjahres der Haus­
haltsplan für das folgende Jahr noch nicht festgestellt, so 
ist die Intendantin oder der Intendant bis zur Feststel­
lung ennächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die notwendig 
sind, 
a) um den Betrieb des WDR in seinem bisherigen Umfang 

zu erhalten, 

b) um die von den Organen des WDR beschlossenen 
Maßnahmen durchzuführen, 

c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen 
fortzusetzen, sofern durch den Haushaltsplan des 
Vorjahres bereits Beträge bewilligt sind, 

d) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen des 
WDR zu erfüllen. 

§ 37 
Eigenkapital und Rücklagen 

(1) Das Eigenkapital (ggf. einschließlich Haushalts­
resten) entspricht insbesondere den im Anlagevermögen 
und im Programmvermögen gebundenen eigenen Mitteln. 
Zugänge zum Eigenkapital bzw. Abgänge aus dem Eigen­
kapital ergeben sich aus dem Vollzug des Aufwands- und 
Ertragsplans. Die Veränderungen des Eigenkapitals sind 
in der Vermögensrechnung darzustellen. 

(2) Zur Sicherung seiner Haushaltswirtschaft hat der 
WDR Rücklagen zu bilden, soweit dies für die stetige 
Erfüllung seiner Aufgaben notwendig ist. 

(3) Notwendig sind insbesondere Rücklagen, die 

a) unabhängig vom Zeitpunkt einer Veränderung der 
Rundfunkgebühr einer mehrjährigen, möglichst 
gleichmäßigen Verwendung der Einnahmen dienen, 

b) der Vorsorge für größere technische Investitionen und 
Ba umaßnahmtm dienen_ 

(4) Rücklagen sind im übrigen nach der mittelfristigen 
Finanzplanung auszurichten. 
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(5) Die Zuführungen und Entnahmen sind im Haus­
haltsplan zu veranschlagen. Zahl, Art und Umfang der 
notwendigen Rücklagen sind in der Vennögensrechnung 
auszuweisen. 

(6) Zur Beschlußfassung über die Bildung von Rückla­
gen ist eine Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des 
Rundfunkrats erforderlich. 

§ 38 
Deckungsstock 

(1) Für eine vom Rundfunkrat beschlossene Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des WDR oder von Gemeinschaftseinrichtun­
gen des deutschen Rundfunks kann ein Deckungsstock 
gebildet werden. In diesem Fall sind im Haushaltsplan in 
der jeweils erforderlichen Höhe Zuführungen zu veran­
schlagen. 

(2) Zur Beschlußfassung über die Bildung eines Dek­
kungsstocks ist eine Mehrheit der Stimmen der Mitglie­
der des Rundfunkrats erforderlich. 

§ 39 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

(1) Die Einnahmen sind rechtzeitig und vollständig zu 
erheben. Sie dürfen nur für die in diesem Gesetz be­
stimmten Aufgaben verwendet werden. 

(2) Ausgaben sind so zu leisten, wie es zur wirtschaftli­
chen und sparsamen Verwaltung der Mittel erforderlich 
ist. Die Mittel sind so zu bewirtschaften, daß sie zur 
Deckung aller Ausgaben ausreichen, die unter die Zweck­
bestimmung fallen. Sie dürfen nur zu dem im Haushalts­
plan bezeichneten Zweck, soweit und solange er fortdau­
ert, in Anspruch genommen werden. 

(3) Absatz 2 gilt für die Inanspruchnahme von Ver­
pflichtungsennächtigungen und Stellen entsprechend. 

§ 40 
Über- und außerplanmäßige Ausgaben, 

Nachtragshaushalt 
(1) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unvorhergesehen 
und unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. 

(2) Die Intendantin oder der Intendant legt dem 
Verwaltungsrat halbjährlich die Aufwendungen und 
Ausgaben gemäß Absatz 1 zur Zustimmung vor. Der 
Verwaltungsrat unterrichtet den Rundfunkrat durch eine 
schriftliche Stellungnahme. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Maßnahmen, durch die für den 
WDR Verpflichtungen entstehen können, für die Ausga­
ben im Haushaltsplan nicht oder nicht in ausreichender 
Höhe veranschlagt sind. 

(4) Der WDR hat einen Nachtragshaushaltsplan aufzu­
stellen, wenn 

a) sich zeigt, daß trotz Ausnutzung jeder Einsparungs­
möglichkeit ein erheblicher Fehlbetrag entstehen 
wird, 

b) im Betriebshaushalt nicht veranschlagte oder zusätzli­
che Ausgaben in Höhe von mehr als 5 vom Hundert der 
Gesamtausgaben des Betriebshaushalts geleistet wer­
den müssen, 

c) im Finanzplan nicht veranschlagte oder zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungsennächtigungen für In­
vestitionen in das Sachanlagevermögen in Höhe von 
mehr als 10 vom Hundert der gesamten Ausgaben oder 
Verpflichtungsennächtigungen des Finanzplans gelei­
stet werden müssen. 

(5) Auf den Nachtragshaushaltsplan sind die Vorschrif­
ten für den Haushaltsplan mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, daß sich der Nachtrag auf einzelne Einnah­
men, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen und Stel­
len beschränken kann. Der Nachtragshaushaltsplan ist 
spätestens bis zum Ende des Haushaltsjahres festzustel­
len. 

§ 41 
Jahresabschluß 

(1) Der WDR hat einen Jahresabschluß zu erstellen. Der 
Jahresabschluß besteht aus der Haushaltsrechnung und 
der Vermögensrechnung, die miteinander zu verbinden 
und durch einen Geschäftsbericht zu ergänzen sind. 

(2) Die Abrechnung des Betriebshaushalts und die 
Vennögensrechnung haben den für Aktiengesellschaften 
geltenden Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
zu entsprechen. 

(3) In dem Geschäftsbericht sind insbesondere einge­
hend zu erläutern: 

1. der Jahresabschluß, 

2. die Vermögens- und Ertragsverhältnisse des WDR 
einschließlich seiner Beziehungen zu den Beteiligungs­
unternehmen, 

3. etwaige Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach 
Ablauf des Geschäftsjahres eingetreten sind. 

(4) Die Intendantin oder der Intendant stellt den 
Jahresa bschluß und den Geschäftsbericht auf, die beide 
dem Verwaltungsrat vorzulegen sind. 

(5) Der Verwaltungsrat prüft den JahresabschIuß und 
den Geschäftsbericht. Er legt beide mit einer schriftli­
chen Stellungnahme dem Rundfunkrat vor; dabei kann er 
Ergänzungen und Änderungen vorschlagen. 

(6) Der Rundfunkrat stellt den Jahresabschluß vorläu­
fig fest und genehmigt den Geschäftsbericht. Er übermit­
telt beide der Landesregierung und dem Landesrech­
nungshof. 

§ 42 
Prüfung des Jahresabschlusses 

(1) Der Jahresabschluß, die Ordnungsmäßigkeit und die 
Wirtschaftlichkeit der Haushalts- und Wirtschaftsfüh­
rung des WDR werden vom Landesrechnungshof nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften geprüft. 

(2) Er prüft insbesondere 

1. die Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungen zur Lei­
stung von Ausgaben, das Vermögen und die Schulden, 

2. Maßnahmen, die sich finanziell auswirken können, 

3. Verwahrungen und Vorschüsse. 

(3) Die Prüfung erstreckt sich auch auf die Einhaltung 
der für die Haushalts- und Wirtschaftsführung des WDR 
geltenden Vorschriften und Grundsätze, insbesondere 
darauf, ob 

1. der Haushaltsplan eingehalten worden ist, 

2. die Einnahmen und Ausgaben begründet und belegt 
sind und der Jahresabschluß ordnungsgemäß aufge­
stellt ist, 

3. wirtschaftlich und sparsam verfahren wird, 

4. die Aufgaben mit geringerem Personal- oder Sachauf­
wand oder auf andere Weise wirksamer erfüllt werden 
können. 

§ 43 
Prüfungsverfahren 

(1) Der Landesrechnungshof bestimmt Zeit und Art der 
Priifung. Erhebungen beim WDR kann er durch Beauf­
tragte vornehmen lassen. Er kann Sachverständige hin­
zuziehen. Die Anstalt beauftragt Sachverständige jeweils 
im Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof und 
trägt die hierdurch verursachten Kosten. 

(2) 1m Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof 
kann der WDR Teile des Jahresabschlusses durch Ab­
schlußprüfer im Sinne des § 319 Abs. 1 Satz 1 HGB prüfen 
lassen; er trägt die hierdurch verursachten Kosten. In 
diesem Falle sind die Prüfungen des Landesrechnungs­
hofs und des Abschlußprüfers nach Satz 1 inhaltlich 
aufeinander abzustimmen. 

(3) Der Landesrechnungshof kann nach seinem Ennes­
sen die Prüfung beschränken und Teile der Haushalts­
rechnung und der Vennögensrechnung ungeprüft lassen. 

• 

• 



• 

• 
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(4) Unterlagen, die der Landesrechnungshof zur Erfül­
lung seiner Aufgaben für erforderlich hält t sind ihm vom 
WDR auf Verlangen innerhalb einer bestimmten Frist zu 
übersenden oder seinen Beauftragten vorzulegen. 

(5) Dem Landesrechnungshof und seinen Beauftragten 
sind die erbetenen Auskünfte zu erteilen. 

§ 44 
Feststellung und Veröffentlichung 

des Jahresabschlusses 

(1) Der Landesrechnungshof teilt das Ergebnis seiner 
Prüfung nur dem WDR und der Landesregierung als 
Trägerin der Rechtsaufsicht mit. 

(2) Nach Eingang des Prüfungsberichts behn WDR 
berät der Rundfunkrat auf der Grundlage einer schriftli­
chen Stellungnahme der Intendantin oder des Intendan­
ten zum Prufungsbericht erneut den Jahresabschluß. Für 
die erneute Beratung kann der Rundfunkrat den Verwal­
tungsrat um gutachtliche Stellungnahme zu Prüfungs­
feststellungen des Landesrechnungshofs bitten. 

(3) Nach der Beratung stellt der Rundfunkrat den 
Jahresabschluß endgültig fest. Er übermittelt den Jahres­
abschluß mit dem Geschäftsbericht der Intendantin oder 
dem Intendanten und dem Verwaltungsrat. 

(4) Nach Abschluß des Verfahrens hat die Intendantin 
oder der Intendant im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen zu veröffentlichen: 

1. eine Gesamtübersicht über den Jahresabschluß, 

2. eine Zusammenfassung der wesentlichen Teile des 
Geschäftsberichts, 

3. die vom Landesrechnungshof für nicht erledigt erklär­
ten Teile des Prüfungsberichts und die dazu vom 
Rundfunkrat beschlossenen Stellungnahmen, 

4. die das gesetzliche Verfahren beendenden Beschlüsse 
des Rundfunkrats. 

§ 45 
Beteiligung an Unternehmen 

(1) An einem Unternehmen, das einen gewerblichen 
oder sonstigen wirtschaftlichen Zweck zwn Gegenstand 
hat, darf sich der WDR beteiligen, wenn 

1. dies zu seinen gesetzlichen Aufgaben gehört, 

2. das Unternehmen die Rechtsform einer juristischen 
Person besitzt, 

3. die Satzung des Unternehmens einen Aufsichtsrat oder 
ein entsprechendes Organ vorsieht. 

Dies gilt nicht für solche Beteiligungen, die nur vor­
übergehenden unmittelbaren Programmzwecken dienen. 

(2) Bei der Beteiligung hat der WDR durch geeignete 
Abmachungen eine angemessene Vertretung seiner Inter­
essen sicherzustellen. Eine Prüfung der Betätigung der 
Anstalt bei dem Unternehmen unter Beachtung kauf­
männischer Grundsätze durch einen Abschlußprüfer (§ 43 
Abs. 2) ist auszubedingen. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für juristische 
Personen des Privatrechts, die vom WDR begründet 
werden oder deren Geschäftsanteile sich ausschließlich in 
der Hand der Anstalt befinden. 

(4) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Beteiligun­
gen des WDR auch an gemeinnützigen Rundfunkunter­
nehmen. 

§ 46 
Verwendung von überschüssen 

(1) Verfügungen über einen Überschuß, der sich nach 
Abzug der Ausgaben einschließlich der Zuführungen zu 
Rücklagen ergibt, bedürfen der Zustimmung des Verwal­
tungsrats. 

(2) Der überschuß ist insbesondere zu verwenden 

1. für Zwecke des WDR, 

2. für kulturelle Einrichtungen und Zwecke, die 

a} entweder mittelbar oder unmittelbar der Förderung 
des WDR und seiner Leistungen oder 

b) allgemeinen kulturfördernden Zwecken im Lande 
Nordrhein-Westfalen 

dienen. 

§ 47 
Zweckbindung 

zusätzlicher Rundfunkgebührenmittel 

Der WDR erhält 45 vom Hundert aus dem Anteil an der 
einheitlichen Rundfunkgebühr nach § 10 Rundfunkfinan­
zierungsstaatsvertrag (Artikel 5 des Dritten Rundfunk­
änderungsstaatsvertrags vom 26. November 1996 -
GV. NW. S. 484 -) in Verbindung mit § 40 Ab,. 2 
Rundfunkstaatsvertrag und den ihm nach § 65 Abs. 2 
Satz 2 LRG NW zustehenden Anteil. Er verwendet diese 
Mittel im Rahmen seiner Aufgaben für die Film- und 
Hörspielförderung der "Filmstiftung Nordrhein-Westfa­
len GmbH". Durch Gesellschaftsvertrag ist sicherzustel­
len, daß Gebührenmi ttel des WDR nur im Rahmen seiner 
Aufgaben verwendet werden. 

IV. 
Datenschutz 

§ 48 
Geltung von Datenschutzvorschriften 

Soweit nachfolgend nichts anderes geregelt ist, sind die 
jeweils geltenden Vorschriften über den Schutz perso­
nenbezogener Daten anzuwenden, auch wenn die Daten 
nicht in Dateien verarbeitet oder genutzt werden. 

§ 49 
Datenverarbeitung 

für publizistische Zwecke 

(1) Werden personenbezogene Daten durch den WDR 
ausschließlich zu eigenen publizistischen Zwecken verar­
beitet, gelten nur die für die Datensichenmg maßgebli­
chen Vorschriften des Datenschutzgesetzes Nordrhein­
Westfalen in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Führt die publizistische Verwendung personenbezo­
gener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellungen der 
Betroffenen oder zu Verpflichtungserklärungen, Verfü­
gungen oder Urteilen über die Unterlassung der Verbrei­
tung oder über den Widerruf des Inhalts der Daten, sind 
diese Gegendarstellungen, Unterlassungserklärungen 
oder Widerrufe zu den gespeicherten Daten zu nehmen 
und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren, wie die 
Daten selbst sowie bei einer übennittlung der Daten 
gemeinsam mit diesen zu übermitteln. 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinen 
schutzwürdigen Interessen beeinträchtigt, so kann die 
betroffene Person Auskunft über die der Berichterstat­
tung zugrundeliegenden, zu seiner Person gespeicherten 
Daten verlangen. Die Auskunft kann nach Abwägung der 
schutzwürdigen Interessen der Beteiligten verweigert 
werden, soweit aus den Daten auf Personen, die bei der 
Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung mitgewirkt 
haben, oder auf die Person der Verfasserin oder des 
Verfassers, des oder der Einsendenden oder der Gewährs­
person von Beitragen, Unterlagen und Mitteilungen für 
den redaktionellen Teil geschlossen werden kann. Die 
betroffene Person kann die Berichtigung oder die Hinzu­
fügung einer eigenen Darstellung von angemessenem 
Umfang verlangen. Für die Aufbewahrung und über­
mittlung gilt Absatz 2 entsprechend. 

§ 50 
Grundsätze 

für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
bei der Inanspruchnahme von Programmen 

nach § 3 Abs. 6 

(1) Personenbezogene Daten über die Inanspruchnahme 
von Programmen nach § 3 Abs. 6 dürfen nur erhoben, 
verarbeitet und genutzt werden, soweit es dieses Gesetz 
oder eine andere Rechtsvorschrift erlaubt oder soweit die 
betroffene Person eingewilligt hat. 
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(2) Für andere Zwecke dürfen bei der Inanspruch­
nahme von Programmen nach § 3 Abs. 6 erhobene Daten 
nur verwandt werden, soweit es dieses Gesetz oder eine 
andere Rechtsvorschrift erlaubt oder die betroffene Per­
son eingewilligt hat. 

(3) Die Inanspruchnahme von Programmen nach § 3 
Abs. 6 darf nicht von einer Einwilligung zur Verarbeitung 
oder Nutzung der personenbezogenen Daten für andere 
Zwecke abhängig gemacht werden. 

(4) Die Gestaltung und Auswahl technischer Einrich­
tungen für die Inanspruchnahme von Programmen nach 
§ 3 Abs. 6 hat sich an dem Ziel auszurichten, keine oder so 
wenige personenbezogene Daten wie möglich zu erheben, 
zu verarbeiten und zu nutzen. 

(5) Wer Programme nach § 3 Abs. 6 in Anspruch nimmt, 
ist vor der Erhebung über Art, Umfang, Ort und Zweck 
der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung seiner perso­
nenbezogenen Daten zu unterrichten. Bei automatisier­
ten Verfahren, die eine spätere Identifizierung der Person 
ermöglichen und eine Erhebung, Verarbeitung oder Nut­
zung personenbezogener Daten vorbereiten, muß die 
Unterrichtung vor Beginn des Verfahrens erfolgen. Der 
Inhalt der Unterrichtung muß für die teilnehmenden 
Personen jederzeit abrufbar sein. Sie können auf die 
Unterrichtung verzichten. Die Unterrichtung und der 
Verzicht sind zu protokollieren. Der Verzicht gilt nicht 
als Einwilligung im Sinne von Absatz 2. 

(6) Vor einer Einwilligung nach Absatz 2 ist auf das 
Recht auf jederzeitigen Widerruf mit Wirkung für die 
Zukunft hinzuweisen. Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend. 

(7) Die Einwilligung kann auch elektronisch erklärt 
werden, wenn der WDR sicherstellt, daß 

1. sie nur durch eine eindeutige und bewußte Handlung 
der Teilnehmerin oder des Teilnehmers erfolgen kann, 

2. sie nicht unerkennbar verändert werden kann, 

3. ihr Urheber eindeutig erkannt werden kann, 

4. die Einwilligung (Tag, Uhrzeit, Inhalt) protokolliert 
wird und 

5. der Inhalt der Einwilligung jederzeit von der Teilneh­
merin oder dem Teilnehmer abgerufen werden kann. 

(8) Der WDR hat die Inanspruchnahme von Program­
men nach § 3 Abs. 6 und ihre Bezahlung anonym oder 
unter Pseudonym zu ermöglichen, soweit dies technisch 
möglich und zumutbar ist. Die Teilnehmerin oder der 
Teilnehmer ist über diese Möglichkeit zu informieren. 

§ 51 
Bestandsdaten 

(1) ~oweit für die Begründung, inhaltliche Gestaltung 
oder Anderung eines Vertragsverhältnisses über die Nut­
zung von Programmangeboten nach § 3 Abs. 6 personen­
bezogene Daten einer Teilnehmerin oder eines Teilneh­
mers erforderlich sind, darf der WDR diese Daten 
erheben, verarbeiten und nutzen (Bestandsdaten). 

(2) Eine Verarbeitung und Nutzung der Bestandsdaten 
für Zwecke der Beratung, der Werbung, der Marktfor­
schung oder zur bedarfsgerechten Gestaltung technischer 
Einrichtungen des WDR ist nur zulässig, soweit die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer in diese ausdrücklich 
eingewilligt hat. 

§ 52 
Datenschutz 

bei Programmen nach § 3 Abs. 6 

(1) Personenbezogene Daten über die Inanspruchnahme 
von Programmen nach § 3 Abs. 6 dürfen nur erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, soweit und solange dies 
erforderlich ist, um 

1. der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer die Inan­
spruchnahme von Programmen nach § 3 Abs. 6 zu 
ermöglichen (Nutzungsdaten), 

2. das für die Inanspruchnahme von Programmen nach 
§ 3 Abs. 6 zu leistende Entgelt abzurechnen (Abrech­
nungsdaten). 

Die Abrechnung über die Inanspruchnahme von Pro­
grammen nach § 3 Abs. 6 darf Zeitpunkt, Dauer, Art, 
Inhalt und Häufigkeit bestimmter in Anspruch genom­
mener Programme nicht erkennen lassen, es sei denn, die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer verlangt schriftlich 
einen nach einzelnen Programmangeboten aufgeschlüs­
selten Einzelnachweis. 

(2) Zu löschen sind 

1. Nutzungsdaten frühestmöglich, spätestens unmittel­
bar nach Ende der jeweiligen Nutzung, 

2. Abrechnungsdaten, sobald sie für Zwecke der Abrech­
nung nicht mehr erforderlich sind. Nutzerbezogene 
Abrechnungsdaten, die für die Erstellung von Einzel­
nachweisen über die Inanspruchnahme von Program­
men nach § 3 Abs. 6 gespeichert werden, sind späte­
stens 80 Tage nach Versendung des Einzelnachweises 
zu löschen, es sei denn, die Entgeltforderung wird 
innerhalb dieser Zeit bestritten oder trotz Zahlungs­
aufforderung nicht beglichen. 

(3) Die übermittlung von Nutzungs- und Abrechnungs­
daten an Dritte ist unzulässig. Dies gilt nicht für die 
übermittlung von Abrechnungsdaten an den WDR, so­
weit die übermittlung zur Erhebung des von den Teilneh­
merinnen und Teilnehmern zu leistenden Entgelts erfor­
derlich ist. 

(4) Nutzungsprofile sind nur bei Vervvendung von 
Pseudonymen zulässig. Unter einem Pseudonym erfaBte 
Nutzungsprofile dürfen nicht mit Daten über die das 
Pseudonym tragende Person zusammengeführt werden. 

(5) Die Auskunfts-, Berichtigungs-, Löschungs- und 
Sperrungsanspruche der Teilnehmerin oder des Teilneh­
mers nach Datenschutzrecht bleiben unberührt. Dies 
schließt insbesondere das Recht ein, jederzeit die zu 
seiner Person oder zu seinem Pseudonym gespeiCherten 
Daten unentgeltlich einzusehen. Die Auskunft ist auf 
Verlangen auch elektronisch zu erteilen. 

(6) Wer Nutzungs- und Abrechnungsdaten erhebt, 
verarbeitet oder nutzt, hat die technischen und organisa­
torischen Maßnahmen zu treffen, die über die Vorschrif­
ten der Datenschutzgesetze hinaus erforderlich sind, um 
sicherzustellen, daß 

1. die Nutzungsdaten nach Absatz 2 Nummer 1 gelöscht 
werden, 

2. die Abrechnungsdaten nach Absatz 2 Nummer 2 ge­
löscht werden, 

3. die Teilnehmerin oder der Teilnehmer die Verbindung 
zur Inanspruchnahme von Programmen nach § 3 Abs. 6 
jederzeit abbrechen kann, 

4. die Teilnehmerin oder der Teilnehmer nur durch eine 
eindeutige und bewußte Handlung Daten übermitteln 
kann, 

5. die Daten über die Nutzung von Programmen nach § 3 
Abs. 6 gegen Kenntnisnahme Dritter geschützt sind, 

6. zu Zwecken der Datensicherung vergebene Codes 
einen dem Stand der Technik entsprechenden Schutz 
vor unbefugter Verwendung bieten. 

(7) Die für die Einhaltung der vorstehenden Bestim­
mungen und der Bestimmungen der Datenschutzgesetze 
jeweils zuständigen Stellen arbeiten zur Gewährleistung 
des Datenschutzes zusammen. Sie gehen im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten und Befugnisse wechselseitig Hinweisen 
auf Verstöße gegen Datenschutzvorschriften nach und 
unterrichten sich wechselseitig über das Ergebnis ihrer 
Prüfung über die zuständige oberste Landesbehörde. 

§ 53 
GeWährleistung 

des Datenschutzes beim WDR 

(I) Der Rundfunkrat bestellt eine Person zur oder zum 
Beauftragten für den Datenschutz des WDR, die an die 
Stelle der oder des Landesbeauftragten für den Daten­
schutz tritt. Diese ist in Ausübung ihres Amtes unabhän­
gig und nur dem Gesetz unterworfen. Im übrigen unter­
steht sie der Dienstaufsicht des Verwaltungsrats. 

• 

• 



• 

• 
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(2) Wer zur oder zum Beauftragten für den Datenschutz 
des WDR bestellt ist, überwacht die Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften dieses Gesetzes, des Daten­
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen und anderer Vor­
schriften über den Datenschutz bei der gesamten Tätig­
keit der Anstalt, Er kann auch weitere Aufgaben inner­
halb der Anstalt übernehmen; Absatz 1 Satz 2 findet 
insoweit keine Anwendung, 

(3) Verstöße gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder 
anderer Datenschutzbestimmungen oder sonstige Mängel 
bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personen­
bezogener Daten teilt die oder der Beauftragte für den 
Datenschutz unter gleichzeitiger Unterrichtung des 
Rundfunkrats der Intendantin oder dem Intendanten mit 
und fordert unter Fristsetzung eine Stellungnahme an. 

(4) Die oder der Beauftragte für den Datenschutz des 
WDR kann von einer BeanstandWlg absehen oder auf 
eine Stellungnahme der Intendantin oder des Intendan­
ten verzichten, wenn es sich um unerhebliche Mängel 
handelt oder wenn ihre Behebung sichergestellt ist. 

(5) Mit der Beanstandung kann die oder der Beauf­
tragte für den Datenschutz des WDR Vorschläge zur 
Beseitigung der Mängel und zur sonstigen Verbesserung 
des Datenschutzes verbinden. 

(6) Die von der Intendantin oder dem Intendanten nach 
Absatz 3 abzugebende Stellungnahme soll auch eine 
Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der 
Beanstandung der oder des Beauftragten für den Daten­
schutz des WDR getroffen worden sind. Die Intendantin 
oder der Intendant leitet dem Rundfunkrat eine Abschrift 
der Stellungnahme zu. 

(7) Die oder der Beauftragte für den Datenschutz des 
WDR erstattet dem Rundfunkrat alle zwei Jahre einen 
Tätigkeitsbericht. 

V. 
Aufsicht 

§ 54 
Rechtsaufsicht 

(1) Die Landesregierung führt die Rechtsaufsicht über 
den WDR 

(2) Die Landesregierung ist im Rahmen der Rechtsauf­
sicht berechtigt, ein von ihr im Einzelfall bestimmtes 
Organ des WDR durch schriftliche Mitteilung auf Maß­
nahmen oder Unterlassungen im Betrieb des WDR hinzu­
weisen, die dieses Gesetz verletzen. 

(3) Wird die Gesetzwidrigkeit innerhalb einer von der 
Landesregierung zu setzenden angemessenen Frist nicht 
behoben, so weist die Landesregierung den WDR an, auf 
seine Kosten diejenigen Maßnahmen durchzuführen, die 
die Landesregierung im einzelnen festzulegen hat. Gegen 
diese Anweisung kann der WDR Klage vor dem Verwal­
tungsgericht erheben. Ein Vorverfahren findet nicht statt. 

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 2 und 3 sind erst 
zulässig, wenn die zuständigen Organe des WDR die 
ihnen obliegende Aufsicht in angemessener Frist nicht 
wahrnehmen oder wenn weitergehende Rechtsaufsichts­
maßnahmen der Landesregierung erforderlich sind. Die 
Landesregierung ist berechtigt. den Anstaltsorganen im 
Einzelfall eine angemessene Frist zur Wahrnehmung 
ihrer Aufsichtspflichten zu setzen. 

(5) Die aufgrund dieser Bestimmung getroffenen Maß­
nahmen dürfen das Recht der freien Meintulgsäußerung 
nicht verletzen. 

VI. 
übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 55 
Anwendung des Landespersonalvertretungsgesetzes 

(1) Das Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG) ist 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen anzuwen­
den. 

(2) § 66 Abs. 7 Satz 4 LPVG gilt in den Fällen des § 72 
Abs. 1 Satz 1 LPVG entsprechend, soweit es sich um 
Angelegenheiten von Beschäftigten handelt, die maßgeb­
lich an der Programmgestaltung beteiligt sind. 

(3) In den in Absatz 2 bestimmten Fällen entscheidet die 
Intendantin oder der Intendant endgültig. 

(4) § 72 Abs. 1 Satz 1 LPVG gilt nicht für Beschäftigte, 
die aufgrund eines Tarifvertrags auf Produktionsdauer 
beschäftigt werden. 

§ 56 
Kabelfunk Dortmund 

Der WDR ist berechtigt, auch nach Beendigung des 
Modellversuchs mit Breitbandkabel in Dortmund im 
bisherigen Umfang Rundfunkprogramme im Stadtgebiet 
Dortmund nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu 
veranstalten und zu verbreiten. Die Berechtigung nach 
Satz 1 erlischt für die Übertragungskapazitäten, die der 
WDR sechs Monate nicht nutzt. 

§ 56a 
übergangsregel ungen 

zur Zusammensetzung des Rundfunkrats 

Während der zum Zeitpunkt des 9, Rundfunkände­
rungsgesetzes (GV. NW. 1998 S. 148) andauernden Amts­
periode des WDR-Rundfunkrats gilt für die Entsendung 
der Vertreterin oder des Vertreters der ausländischen 
Mitbürger § 15 Abs. 5 Satz 2 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. März 1993 (GV. NW. S. 158), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. April 1995 
(GV. NW. S. 340). 

§ 57 
übergangsregelung für das Recht 

auf unentgeltliche Kurzberichterstattung 
im Fernsehen 

Die Ausübung des Rechts auf unentgeltliche Kurzbe­
richterstattung im Fernsehen ist ausgeschlossen bei Ver­
anstaltungen, die vor dem 1. Januar 1990 Gegenstand 
exklusiver vertraglicher Regelungen geworden sind. 

§ 58 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 23. März 1985 in Kraft·). 

- GV. NW. 1998 S. 265. 

.) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des WDR-Gesetzes vom 19. März 
1985 (GV. NW. S. 237). Das WDR-Gesetz wurde am 31. März 1993 (GV, NW. 
S, 158) neu bekanntgemacht und zuletzt durch das Neunte Gesetz zut' 
Änderung des Gesetzes über den "Westdeutschen Rundfunk Köln" und 
des Rundfunltgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (9. Rundfunk­
änderungsgesetz) vom 10. Februar 1998 (GV. NW. S. 148) geändert. Das 
9. Rundfunkänderungsgesetz ist, soweit es die Änderung des WDR-Geset­
zes betrifft, am Tag nach seiner Verkündung, dem 6. März 1998, in Kraft 
getreten. 
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